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A. Einleitung 

Vorbemerkung 

In der Agenda 2000 erklärte sich die Kommission bereit, dem Europäischen Rat über die 

Fortschritte der einzelnen Beitrittskandidaten in Mittel- und Osteuropa bei der 

Beitrittsvorbereitung regelmäßig Bericht zu erstatten und ihre ersten Berichte Ende 1998 

vorzulegen. 

Der Europäische Rat von Luxemburg beschloss daraufhin: 

"Die Kommission wird dem Rat regelmäßig - erstmals Ende 1998 - für jeden mittel- und 

osteuropäischen Bewerberstaat einen Bericht, der gegebenenfalls Empfehlungen für die 

Eröffnung bilateraler Regierungskonferenzen enthalten wird, vorlegen, in dem sie 

untersucht, welche Fortschritte der betreffende Staat auf dem Weg zum Beitritt unter dem 

Gesichtspunkt der Kopenhagener Kriterien gemacht hat, und insbesondere wie rasch er 

den Besitzstand der Union übernimmt. Die Berichte der Kommission dienen als 

Grundlage für die notwendigen, im Rahmen des Rates zu fassenden Beschlüsse über die 

Gestaltung der Beitrittsverhandlungen bzw. über ihre Ausdehnung auf weitere 

Bewerberstaaten. In diesem Zusammenhang wird die Kommission bei der Bewertung der 

Fähigkeit der Bewerberländer, die wirtschaftlichen Kriterien zu erfüllen und die sich aus 

dem Beitritt ergebenden Verpflichtungen zu übernehmen, weiterhin nach der in der 

Agenda 2000 angewandten Methode verfahren." 

Daraufhin legte die Kommission im Oktober 1998 für die Tagung des Europäischen 

Rates in Wien die erste Serie der "Regelmäßigen Berichte" vor. Im Oktober 1999 wurde 

für den Europäischen Rat von Helsinki die zweite Serie angenommen. Dieser vereinbarte, 

dass die nächste Berichtserie rechtzeitig vor der Tagung des Europäischen Rates im 

Dezember 2000 vorzulegen ist. 

Dieser Bericht über Slowenien folgt in seiner Gliederung weitgehend der Stellungnahme 

der Kommission von 1997 und den bisherigen Berichten. Allerdings gibt es drei 

geringfügige Neuerungen. Erstens ist der Abschnitt über die Bewertung der Fähigkeit 

Sloweniens zur Erfüllung der aus der Mitgliedschaft erwachsenden Verpflichtungen 

(Abschnitt B.3.1) jetzt entsprechend den 29 Kapiteln der Verhandlungen über die 

Übernahme des Besitzstands gegliedert. Zweitens wird nunmehr in diesem Abschnitt 

jeweils auch die Fähigkeit der Verwaltungsstrukturen Sloweniens zur Umsetzung des 

Besitzstands behandelt (dieser Aspekt war bisher Gegenstand eines gesonderten 

Abschnitts). Drittens enthält der Bericht erstmals einen Abschnitt über die Fortschritte 

Sloweniens bei der Übersetzung des EU-Rechts in die Landessprache. 

Wie bisher enthält dieser Bericht:  

- eine Beschreibung der bisherigen Beziehungen zwischen Slowenien und der Union, 

vor allem im Rahmen des Assoziationsabkommens; 

- eine Bewertung der Lage nach Maßgabe der 1993 vom Europäischen Rat von 

Kopenhagen festgelegten politischen Kriterien (Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, 

Menschenrechte, Minderheitenschutz); 
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- eine Bewertung der Lage und der Perspektiven Sloweniens nach Maßgabe der vom 

Europäischen Rat von Kopenhagen festgelegten wirtschaftlichen Kriterien 

(funktionierende Marktwirtschaft, Fähigkeit, dem Wettbewerbsdruck und den 

Marktkräften innerhalb der Union standzuhalten); 

- eine Bewertung der Fähigkeit Sloweniens, die aus der EU-Mitgliedschaft 

erwachsenden Verpflichtungen, d. h. den Besitzstand, also die Verträge, das 

Sekundärrecht und die sektoralen Politiken, zu übernehmen. Im Einklang mit der 

ausdrücklichen Forderung der Europäischen Räte von Köln und Helsinki gilt dabei 

der Sicherheit im Nuklearbereich besondere Aufmerksamkeit. Es geht hier nicht nur 

um die Angleichung der Rechtsvorschriften, sondern entsprechend einer Forderung 

der Europäischen Räte von Madrid und Feira im Dezember 1995 bzw. im Juni 2000 

auch um die Steigerung der für die Um- und Durchsetzung des Besitzstands 

erforderlichen Leistungsfähigkeit der Justiz- und Verwaltungsbehörden. In Madrid 

unterstrich der Europäische Rat die Notwendigkeit einer Anpassung der 

Verwaltungsstrukturen in den Beitrittsländern, um die Voraussetzungen für eine 

harmonische Integration dieser Länder zu schaffen. Der Europäische Rat von Feira im 

Juni 2000 betonte, dass die Beitrittskandidaten unbedingt in der Lage sein müssen, 

den gemeinschaftlichen Besitzstand wirksam umzusetzen und anzuwenden, und fügte 

hinzu, dass sie zu diesem Zweck erhebliche Anstrengungen unternehmen müssen, um 

ihre Verwaltungs- und Justizstrukturen auszubauen. Er ersuchte die Kommission, 

dem Rat in dieser Sache Bericht zu erstatten. 

Im vorliegenden Bericht wird der seit dem Kommissionsbericht von 1999 erzielte 

Fortschritt dargestellt. Er deckt den Zeitraum bis zum 30. September 2000 ab. In einigen 

besonderen Fällen werden jedoch auch Maßnahmen erwähnt, die nach diesem Zeitpunkt 

ergriffen wurden. Es wird geprüft, ob die im Vorjahresbericht erwähnten Reformpläne 

verwirklicht wurden. Zugleich werden neue Initiativen bewertet. Ergänzend dazu enthält 

dieser Bericht eine allgemeine Bewertung der Gesamtlage in jedem der untersuchten 

Bereiche, wobei jeweils dargelegt wird, welche wichtigen Maßnahmen Slowenien im 

Zuge der Vorbereitung auf den Beitritt noch ergreifen muss.  

Im Falle der politischen Kriterien und der Übernahme des Besitzstands der Union 

(einschließlich der Fähigkeit der Verwaltungsstrukturen Sloweniens, diesen umzusetzen) 

konzentriert sich die Bewertung gemäß diesem Konzept auf die Fortschritte seit der 

Annahme des letzten Kommissionsberichts. Ergänzend wird ein Überblick über die 

allgemeine Lage in allen betroffenen Bereichen gegeben. Im Falle der wirtschaftlichen 

Kriterien wird dagegen eine in die Zukunft gerichtete Bewertung der wirtschaftlichen 

Leistungsfähigkeit Sloweniens vorgenommen. 

In einem gesonderten Abschnitt wird untersucht, welche Maßnahmen Slowenien zur 

Verwirklichung der in der Beitrittspartnerschaft ausgewiesenen kurzfristigen prioritären 

Ziele getroffen und welche Schritte es im Bereich der mittelfristigen Prioritäten 

eingeleitet hat. 

Wie in den bisherigen Berichten wurden die "Fortschritte" anhand der tatsächlich 

gefassten Beschlüsse, der tatsächlich angenommenen Rechtsvorschriften, der tatsächlich  

ratifizierten internationalen Übereinkünfte (unter gebührender Berücksichtigung der 

Umsetzung) und der tatsächlich ergriffenen Maßnahmen bewertet. Grundsätzlich wurden 

Rechtsvorschriften und  Maßnahmen, die sich in Vorbereitung befinden bzw. dem 

Parlament zur Annahme vorliegen, nicht berücksichtigt. Dies gewährleistet die 
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Gleichbehandlung aller Beitrittskandidaten und Objektivität bei Messung und Vergleich 

ihrer konkreten Fortschritte auf dem Weg zum Beitritt.  

In den Bericht sind Informationen aus zahlreichen Quellen eingeflossen. So wurde 

Slowenien wie alle anderen Beitrittskandidaten aufgefordert, Informationen über die 

Fortschritte auf dem Weg zum Beitritt zu übermitteln, die seit der Veröffentlichung des 

letzten Kommissionsberichts erzielt wurden. Weitere Informationsquellen waren das 

Nationale Programm zur Übernahme des Besitzstands, die Angaben Sloweniens im 

Rahmen der Assoziationsabkommen, der analytischen Durchsicht des Besitzstands 

(Screening) und der Verhandlungen. Die Beratungen des Rates und die Berichte und 

Entschließungen des Europäischen Parlaments1 wurden ebenfalls berücksichtigt. Die 

Kommission stützte sich ferner auf die Beiträge mehrerer internationaler Organisationen, 

insbesondere des Europarates, der OSZE, der internationalen Finanzinstitutionen und der 

Nichtregierungsorganisationen. 

Beziehungen zwischen der Europäischen Union und Slowenien 

Jüngste Entwicklungen im Rahmen des Assoziationsabkommens 

(einschließlich bilateraler Handel) 

Slowenien setzte das Europa-Abkommen weiterhin ordnungsgemäß um und trug zum 

reibungslosen Funktionieren der gemeinsamen Organe bei.  

Die zweiten Sitzungen des Assoziationsausschusses und des Assoziationsrates fanden im 

April 2000 in Brüssel bzw. im Juni 2000 in Luxemburg statt. Die Unterausschüsse 

dienten weiterhin als Forum für die Erörterung technischer Fragen. Insgesamt fanden 

zwischen Oktober 1999 und Juli 2000 acht Unterausschusssitzungen statt.  

Die vierte Sitzung des Parlamentarischen Ausschusses, in dem Abgeordnete der 

slowenischen Staatsversammlung und des Europäischen Parlaments zusammenkommen, 

fand im März 2000 in Brüssel statt. Die fünfte Sitzung wurde im Juli 2000 in Laibach 

abgehalten.  

1999 exportierte die EG Waren im Wert von 6,7 Mrd. € nach Slowenien, während sich 

die Ausfuhren Sloweniens in die EG auf 5,2 Mrd. € beliefen, so dass Slowenien ein 

Handelsdefizit von 1,5 Mrd. € mit der EG verzeichnete. Gegenüber 1998 sanken sowohl 

die Einfuhren in die EG als auch die Ausfuhren aus der EG um 0,6 %. 1999 entfielen auf 

die EG 66 % der Gesamtausfuhren und 69 % der Gesamteinfuhren Sloweniens. Die 

wichtigsten Exportgüter Sloweniens im Handel mit der EG waren Maschinen und 

elektrische Geräte (23 % der Gesamtausfuhren), Erzeugnisse des Fahrzeugbaus (18 % der 

Gesamtausfuhren) und unedle Metalle (12 % der Gesamtausfuhren). Die wichtigsten 

Exportgüter der EG im Handel mit Slowenien waren Maschinen und elektrische Geräte 

(26 % der Gesamtausfuhren), Erzeugnisse des Fahrzeugbaus (16 % der 

Gesamtausfuhren) und unedle Metalle (11% der Gesamtausfuhren).  

Im März 1999 ermächtigte der Rat die Kommission, mit den assoziierten Ländern 

Verhandlungen über neue gegenseitige Zugeständnisse für landwirtschaftliche 

Erzeugnisse aufzunehmen. Diese Verhandlungen, die Teil des allgemeinen 

Beitrittsprozesses sind, wurden auf der Grundlage der Gegenseitigkeit mit dem Ziel 

                                                 
1  Berichterstatter des Europäischen Parlaments: Claudio Martelli. 
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geführt, die Interessen der Europäischen Gemeinschaft, der EU-Mitgliedstaaten und 

Sloweniens in fairer, ausgewogener Weise zu berücksichtigen. Dabei wurde dem 

Grundsatz der Neutralität bezüglich der Funktionsfähigkeit der GAP Rechnung getragen. 

Die Verhandlungen mit Slowenien wurden im Mai 2000 abgeschlossen. Es wurde 

vereinbart, ungefähr 73 % der EG-Einfuhren und 17 % der EG-Ausfuhren 

landwirtschaftlicher Erzeugnisse zu liberalisieren. Im Bereich der gegenseitigen 

Zugeständnisse im Rahmen des “Doppel-Null-Konzepts” (gegenseitige Abschaffung der 

Ausfuhrerstattungen und Abbau der Zölle im Rahmen von Zollkontingenten für 

bestimmte Bereiche) konnte jedoch keine Einigung erzielt werden. Diese Regelung ist am 

1. Juli 2000 bis zum Abschluss eines Zusatzprotokolls zum Europa-Abkommen autonom 

in Kraft gesetzt worden. 

Die Verhandlungen im Bereich der landwirtschaftlichen Verarbeitungserzeugnisse 

wurden auf technischer Ebene im Oktober 1999 abgeschlossen. Die Bestimmungen 

werden nach Abschluss der erforderlichen Verfahren in Kraft treten. Die Verhandlungen 

über ein Abkommen über Wein und Spirituosen wurden im September 2000 zum 

Abschluss gebracht. 

Mit Slowenien wurden noch keine Verhandlungen über den Abschluss eines 

Konformitätsbewertungsprotokolls zum Europa-Abkommen aufgenommen; die 

Sondierungsgespräche sind jedoch bereits weit vorangeschritten.  

Für Einfuhren aus Slowenien gelten keinerlei Antidumpingmaßnahmen.  

Beitrittspartnerschaft/Nationales Programm zur Übernahme des Besitzstands 

Die im Dezember 1999 geschlossene revidierte Beitrittspartnerschaft wurde weiter 

fortgesetzt. Für die Bewertung dieser Umsetzung wird auf Teil D verwiesen.  

Im April 2000 legte Slowenien sein revidiertes Nationales Programm zur Übernahme des 

Besitzstands der Union vor, in dem es seine überarbeitete Beitrittsstrategie darlegt und 

zugleich erläutert, wie es die in der Beitrittspartnerschaft aufgeführten prioritären Ziele 

verwirklichen will (siehe Teil D). 

Hilfe der Gemeinschaft 

Seit Januar 2000 setzt die Europäische Gemeinschaft insgesamt drei Instrumente zur 

Unterstützung der Beitrittskandidaten in Mitteleuropa bei ihrer Vorbereitung auf die 

EU-Mitgliedschaft ein: PHARE, ISPA zur Finanzierung von Infrastrukturprojekten in 

den Bereichen Umwelt und Verkehr und SAPARD für Maßnahmen in den Bereichen 

Landwirtschaft und Entwicklung des ländlichen Raums. Im Mittelpunkt der Förderung 

stehen die in der Beitrittspartnerschaft ausgewiesenen Prioritäten, die den Beitrittsländern 

bei der Erfüllung der Beitrittskriterien helfen. 

Im Zeitraum 2000-2002 wird die gesamte Finanzhilfe für Slowenien jährlich 25 Mio. € 

im Rahmen von PHARE, 6,4 Mio. € im Rahmen von SAPARD und 10,8 bis 21,7 Mio. € 

im Rahmen von ISPA betragen.  

Durch PHARE wurden die mitteleuropäischen Länder seit 1989 bei der tiefgreifenden 

Umgestaltung ihrer Wirtschaft und ihres politischen Systems unterstützt. Seit dem 
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Europäischen Rat von Luxemburg im Jahr 1997, der den jetzigen Erweiterungsprozess 

einleitete, ist das PHARE-Programm auf die Beitrittsvorbereitung ausgerichtet. 

Im Rahmen von PHARE werden die mitteleuropäischen Beitrittsländer beim 

Verwaltungsaufbau, bei Investitionen zur Verbesserung der Infrastruktur, die für die 

Angleichung an den Besitzstand der Union erforderlich ist, und bei Investitionen zur 

Stärkung des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts unterstützt. Diese 

Unterstützung umfasst die Kofinanzierung von Maßnahmen der technischen Hilfe, 

Partnerschaften und flankierende Investitionsförderprojekte und soll den 

Beitrittskandidaten bei der Übernahme des Besitzstands und dem Auf- bzw. Ausbau der 

für dessen Umsetzung und Durchsetzung erforderlichen Strukturen helfen. Auf diese 

Weise werden die Beitrittsländer auch bei der Entwicklung der Mechanismen und 

Strukturen unterstützt, die nach dem Beitritt für die Inanspruchnahme der Strukturfonds 

erforderlich sein werden. Dazu wird auch eine begrenzte Zahl von Maßnahmen 

(Investitionen oder Zuschussprogramme) mit regionalem oder thematischem 

Schwerpunkt durchgeführt. 

Rund 30 % der PHARE-Mittel fließen in den Verwaltungsaufbau, während die übrigen 

70 % zur Finanzierung von Investitionsvorhaben eingesetzt werden. 

Zwischen 1992 und 1999 wurden Slowenien PHARE-Mittel in Höhe von 192 Mio. € und 

im Jahr 2000 in Höhe von 25 Mio. € zur Verfügung gestellt. 

Im Jahr 2000 beläuft sich die nationale PHARE-Zuweisung für Slowenien auf 

19 Mio. €. Diese Mittel werden vorrangig für folgende Maßnahmen eingesetzt: 

 Steigerung der Leistungsfähigkeit der Verwaltung im Bereich der Liberalisierung und 

Regulierung des Energiemarktes einschließlich des Stromhandels (0,5 Mio. €); 

 Entwicklung von Arbeitsmarktindikatoren und Angleichung der Statistik in den 

Bereichen regionale Landwirtschaft und Lohn- und Gehaltsstruktur (1,1 Mio. €); 

 Umsetzung neuer Rechtsvorschriften im Bereich des freien Warenverkehrs 

(2 Mio. €); 

 Stärkung des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts in den Bereichen 

Investitionen in KMU und Schaffung von Arbeitsplätzen in den Regionen Pomurje, 

Savinska und Zasavje (5 Mio. €); 

 Verbesserung der Sicherheit an den künftigen Außengrenzen der EU sowie der 

Drogenbekämpfung (6,1 Mio. € und einer weiteren Million € aus einem 

Drogensonderprogramm); 

 Teilnahme an verschiedenen Gemeinschaftsprogrammen (3,3 Mio. €). Weitere 

4,4 Mio. € werden außerhalb des nationalen PHARE-Programms bereitgestellt. 

Darüber hinaus wird im Rahmen des nationalen Programms eine zusätzliche 

Investitionsfazilität eingerichtet. Der Beitrag aus PHARE-Mitteln beläuft sich auf 

2,6 Mio. € für eine Abwasserbehandlungsanlage in Slovenska Bistrica.  

Im Rahmen des PHARE-Programms wurden für Slowenien für den Zeitraum 2000 bis 

2002 7 Mio. € pro Jahr für die grenzübergreifende Zusammenarbeit mit den 

Nachbarländern vorgesehen. Ein Beitrag aus PHARE-Mitteln in Höhe von 5 Mio. € ist 

für ein Programm mit Österreich für die Jahre 2000-2001 bestimmt, das im Jahr 2000 

beschlossen werden soll. Ein weiterer Beitrag in Höhe von 5 Mio. € ist für den selben 



  

-10- 

Zeitraum für ein Programm mit Italien vorgesehen. Darüber hinaus sollen für das Jahr 

2000 PHARE-Mittel in Höhe von 2 Mio. € für ein grenzübergreifendes Programm 

Slowenien-Ungarn bereitgestellt werden. 

Slowenien beteiligt sich ferner an Mehrländerprogrammen und horizontalen Programmen 

im Rahmen von PHARE (z.B. TAIEX und Fazilität für kleine und mittlere Unternehmen) 

und erhält entsprechende Unterstützung.  

Darüber hinaus nimmt Slowenien im Jahr 2000 an den folgenden 

Gemeinschaftsprogrammen teil: Sokrates, Leonardo da Vinci, Jugend für Europa, Fünftes 

Rahmenprogramm
 
für Forschung und Entwicklung, 3. Mehrjahresprogramm für KMU, 

Gesundheitsförderung, Krebsbekämpfung, Aids-Bekämpfung, Suchtprävention, 

Chancengleichheit von Männern und Frauen und Fiskalis. Außerdem hat Slowenien 

Interesse daran geäußert, an dem Kultur 2000-Programm teilzunehmen. 

In den Verhandlungen über die Teilnahme Sloweniens an der Europäischen 

Umweltagentur wurde eine Einigung erzielt. Nach der Ratifikation und dem Inkrafttreten 

dieses Abkommens, das für Anfang des Jahres 2001 vorgesehen ist, wird Slowenien 

Mitglied der Agentur.  

PHARE spielte in folgenden Bereichen eine besonders wichtige Rolle:  

 Energiesektor: Gemeinsam mit der slowenischen Regierung wurde im Rahmen von 

PHARE die Einrichtung eines Fonds für Energiesparmaßnahmen finanziert, der von 

einer nach einer öffentlichen Ausschreibung ausgewählten Geschäftsbank verwaltet 

wird. Diese trägt mit Geldern aus der Privatwirtschaft zu dem Fonds bei. Durch die 

PHARE-Zuschüsse in Verbindung mit den Geldern aus der Privatwirtschaft und den 

Zuschüssen der slowenischen Regierung konnte der Fonds Darlehen zu attraktiven 

Zinssätzen für Investitionen in Energiesparmaßnahmen anbieten. Bisher wurden aus 

dem Fonds für Energiesparmaßnahmen 22 Darlehen über insgesamt 6 Mio. € an 

Unternehmen und Gemeinden vergeben. Jedes Darlehen setzt sich zu 17 % aus 

PHARE-Mitteln und zu 83 % aus Mitteln aus der Privatwirtschaft zusammen. Der 

Beitrag aus PHARE-Mitteln belief sich auf 2 Mio. €. 

 Handel: PHARE-Mittel wurden zur Stärkung des Amts für Handels- und 

Investitionsförderung bereitgestellt, das die slowenischen Exporteure unterstützt und 

sich um ausländische Investoren bemüht. In vier EU-Mitgliedstaaten wurden 

Maßnahmen zur Anwerbung ausländischer Investoren durchgeführt. Dadurch kam es 

zu mindestens einer ausländischen Direktinvestition in Höhe von 50 Mio. €, die die 

Schaffung 500 neuer Arbeitsplätze ermöglichte. Seit Februar 2000 hat die Regierung 

Maßnahmen zur Förderung ausländischer Direktinvestitionen ergriffen. Dazu gehört 

die Einrichtung eines "Zuschussprogramms zur gemeinsamen Finanzierung der 

Investitionen", das die teilweise Übernahme der Kosten bei einem förderfähigen 

Investitionsprojekt ermöglicht. Das Programm wurde mit Hilfe von PHARE geprüft 

und mit 500 000 € kofinanziert. 

 

 Sozialer Bereich: Mit PHARE-Mitteln in Höhe von 700 000 € wurde u.a. die 

Vorbereitung Sloweniens auf die künftige Teilnahme am Europäischen Sozialfonds 

und einer aktiven Beschäftigungspolitik kofinanziert. Im Rahmen von PHARE 

wurden durch die Schaffung einer effizienten Finanzierungsinfrastruktur und die 

Unterstützung bei der Ausarbeitung der nationalen Strategie lokale 

Beschäftigungsinitiativen gefördert. Fünf integrierte Entwicklungspläne wurden für 
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fünf Regionen aufgestellt. Außerdem wurde in Celje ein vollständig ausgerüstetes 

Informations- und Forschungszentrum mit gut ausgebildetem Personal eingerichtet. 

Insgesamt wurden 70 verschiedene Projekte in den Regionen ermöglicht und 

sechs Partnerschaftsprogramme eingerichtet. 

 

Das PHARE-Verwaltungssystem wurde 1998 und 1999 im Interesse einer schnelleren, 

wirksameren und transparenteren Durchführung der Maßnahmen reformiert. Die vor 

kurzem vorgelegte Mitteilung "PHARE-Überprüfung 2000" dient dazu, diese 

grundlegenden Verwaltungsstrukturen im Hinblick auf die Intensivierung der 

Beitrittsvorbereitungen und die Einführung der Strukturfonds weiter zu verbessern. So 

kann erstens die Verwaltung ab 2002 vollständig dezentralisiert werden, sofern die 

strikten Bedingungen der Koordinierungsverordnung (EG) Nr. 1266/99 erfüllt sind. 

Zweitens wird eine PHARE-Programmierung auf Mehrjahresbasis möglich sein, sofern 

geeignete begleitende Strategien vorliegen. Drittens werden die 1997 eingeleiteten 

Reformen fortgesetzt: Stärkung der Rolle der Delegationen, weitere Rationalisierung der 

Verfahren und schließlich Steigerung der Wirksamkeit der PHARE-Projekte in den 

Bereichen Verwaltungsaufbau, Investitionen zur Angleichung an den Besitzstand sowie 

wirtschaftlicher und sozialer Zusammenhalt. 

Insgesamt hat sich PHARE positiv ausgewirkt. Für wichtige Bereiche wie 

Umstrukturierung der Industrie, Privatisierung der Banken, Entwicklung der KMU, 

Handels- und Investitionsförderung, Energie etc. wurden Fachwissen, Ausrüstung und 

Finanzmittel bereitgestellt. Dank der PHARE-Förderung im Bereich der Umwelt und der 

Entwicklung der KMU konnten sektorale Strategien entwickelt und wichtige 

institutionelle und finanzielle Mechanismen für die Unternehmen dieser Sektoren 

geschaffen werden. 

Dennoch muss die Qualität der Programmplanung und der Ausarbeitung der 

Einzelprojekte in Slowenien verbessert werden, um das Niveau zu erreichen, das für die 

effektive Nutzung der Strukturfonds nach dem Beitritt erforderlich ist. Dies gilt 

insbesondere für Projekte im Bereich des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts 

und der grenzübergreifenden Zusammenarbeit. In diesem Zusammenhang ist es 

enttäuschend, dass 1,7 Mio. € aus dem 1998 angenommenen Sonderprogramm für die 

Vorbereitung auf die Strukturfonds noch nicht abgerufen wurden und dass im Rahmen 

der im Jahre 1999 angenommenen Projektvorbereitungsfazilität mit Mitteln in Höhe von 

2 Mio. € noch keine Verträge geschlossen wurden. Dabei geht es hier um einen zentralen 

Aspekt der künftigen Programmplanung. 

Zum slowenischen Plan zur Förderung der Entwicklung des ländlichen Raums, der die 

Grundlage für die Inanspruchnahme der SAPARD-Heranführungshilfe darstellt, gab der 

STAR-Ausschuss (EG-Verwaltungsausschuss für Agrarstrukturen und die Entwicklung 

des ländlichen Raums) im September 2000 eine befürwortende Stellungnahme ab. Der 

Plan liegt der Kommission zur Annahme vor.  

Der Plan basiert auf zwei Schwerpunkten: Verbesserung der Produktions- und 

Vermarktungsstrukturen in der Landwirtschaft und der Nahrungsmittelindustrie (75 % 

der EG-Mittel) und wirtschaftliche Diversifizierung und Verbesserung der Infrastruktur 

im ländlichen Raum (24 % der EG-Mittel). 

Von 2000 bis 2006 werden sich die jährlichen öffentlichen Ausgaben im Schnitt auf 

9,9 Mio. € belaufen, von denen 6,4 Mio. € (zu Preisen des Jahres 2000) von der 

Gemeinschaft bereitgestellt werden. 
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Das Amt für Agrarmärkte und die Entwicklung des ländlichen Raums der Republik 

Slowenien wurde eingerichtet und im Oktober 2000 von den zuständigen nationalen 

Behörden als SAPARD-Stelle zugelassen. Die Kommission muss diese Zulassung noch 

prüfen und ihr zustimmen. 

Im Hinblick auf ISPA legte Slowenien der Kommission im Oktober 1999 die Strategien 

für Umwelt und Verkehr für den Zeitraum 2000-2006 vor. Auch eine revidierte Fassung 

der Umweltstrategie wurde übermittelt. Zwei aus dem Haushaltsplan 2000 zu 

finanzierende Projektvorschläge wurden von der Kommission genehmigt. Bei dem einen 

Projekt geht es um den Ausbau bestimmter Eisenbahnabschnitte, bei dem anderen um 

technische Hilfe. Die geplante jährliche Mittelzuweisung beläuft sich auf 10,8 bis 

21,7 Mio. €. 

Die ISPA-Projekte werden nach den selben institutionellen Rahmenbedingungen 

durchgeführt werden wie PHARE, wobei der Nationale Fonds im Finanzministerium für 

das Gesamtfinanzmanagement und eine Durchführungsstelle für die technischen Aspekte 

der Durchführung zuständig sind. Bei der Programmplanung und dem 

Finanzmanagement von SAPARD wird ein anderes System angewendet, in dem sich die 

Regeln des EAGFL (Europäischer Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 

Landwirtschaft) widerspiegeln und das auf einem Konzept der vollständigen 

Dezentralisation mit einer genehmigten Zahl- und Durchführungsstelle basiert. 

Partnerschaften 

Eine der größten Herausforderungen für die Beitrittskandidaten ist nach wie vor die 

Stärkung der für die Übernahme und Durchsetzung des gemeinschaftlichen Besitzstands 

erforderlichen Verwaltungskapazitäten. 1998 schlug die Europäische Kommission vor, 

im Rahmen von Partnerschaften zwischen Verwaltungen und Einrichtungen erhebliche 

personelle und finanzielle Mittel zur Unterstützung dieses Prozesses bereitzustellen. Auf 

diese Weise wird den Beitrittskandidaten jetzt durch langfristige Abstellung von Beamten 

und ergänzende kurzfristige Experteneinsätze das umfangreiche Fachwissen der 

Mitgliedstaaten zugänglich gemacht. Die Idee fand in den Mitgliedstaaten der EU großen 

Anklang, so dass es derzeit dank deren massiver Unterstützung 107 Partnerschaften gibt, 

die aus Mitteln des Programms PHARE 1998 finanziert werden und an denen alle 

Beitrittskandidaten und fast alle Mitgliedstaaten beteiligt sind. Im Rahmen von PHARE 

1999 werden weitere 107 Projekte durchgeführt, und zu Lasten von PHARE 2000 sind 

zusätzlich 129 Partnerschaften programmiert. Schätzungsweise werden stets rund 250 

Partnerschaftsprojekte gleichzeitig in allen Beitrittsländern laufen. 

Zu Anfang konzentrierten sich die Partnerschaften auf die vorrangigen Bereiche, d.h. 

Landwirtschaft, Umwelt, öffentliche Finanzen, Justiz und Inneres und Vorbereitung auf 

die Inanspruchnahme der Strukturfonds. Inzwischen erstrecken sie sich auf alle Bereiche 

des gemeinschaftlichen Besitzstands. 

In der ersten und zweiten Runde der Partnerschaften zu Projekten, die im Rahmen der 

nationalen Programme für die Jahre 1997 und 1998 beschlossen wurden, wurden zehn 

Partnerschaftsprojekte ins Leben gerufen. Diese decken folgende Bereiche ab: 

Landwirtschaft, Finanzen, Justiz und Inneres, Sicherheit und Gesundheitsschutz am 

Arbeitsplatz, Chancengleichheit für Männer und Frauen und Stärkung der 

Arbeitsmarktorganisationen. 1999 wurden vierzehn weitere, im Rahmen des nationalen 

Programms beschlossene Projekte für Partnerschaften vorgeschlagen. Dabei sind einige 
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neue Bereiche zu den bereits verwähnten hinzugekommen: Binnenmarkt, 

Finanzkontrolle, externe Rechnungsprüfung und Verwaltung der öffentlichen Ausgaben, 

Immobilienverwaltung, Verbrechensverhütung, Telekommunikation und staatliche 

Beihilfen. Im Jahr 2000 waren sieben Partnerschaftsprojekte zur Durchführung des 

nationalen PHARE-Programms in Bereichen wie wirtschaftlicher und sozialer 

Zusammenhalt, Liberalisierung und Regulierung des Energiemarktes, Statistik und 

Drogenbekämpfung vorgesehen.  

Die Statistiken belegen, dass eine Vielzahl von Mitgliedstaaten an den Partnerschaften 

beteiligt ist. Auf diese Weise kann Slowenien von einem breiten Spektrum an 

Verwaltungsmodellen und Kulturen in der Europäischen Union profitieren. 

Verhandlungen und Screening 

Die analytische Durchsicht des Besitzstandes (Screening) begann für Slowenien im 

April 1998 und wurde im Herbst 1999 mit der Durchsicht des Kapitels Landwirtschaft 

abgeschlossen. Um das Screening auf den neuesten Stand zu bringen wurde im 

Februar 2000 mit der Durchsicht der neuen, bis zum 1. Januar 2000 in Kraft getretenen 

Bestimmungen des Besitzstands begonnen. 

Seit Aufnahme der Beitrittsverhandlungen im März 1998 nahm Slowenien an vier 

Verhandlungsrunden auf Ministerebene teil. Im Rahmen dieser Verhandlungen wurden 

12 Kapitel vorläufig abgeschlossen (Gesellschaftsrecht, Fischerei, WWU, Statistik, 

Industriepolitik, kleine und mittlere Unternehmen, Wissenschaft und Forschung, 

allgemeine und berufliche Bildung, Telekommunikation und Informationstechnologie, 

Verbraucher- und Gesundheitsschutz, GASP, Finanzkontrolle), während über die 

restlichen Kapitel noch weiterverhandelt werden muss.  



  

-14- 

B. Beitrittskriterien 

1. Politische Kriterien 

Einleitung 

Der Europäische Rat von Kopenhagen stellte für die Bewerberländer im Juni 1993 die 

folgenden politischen Beitrittskriterien auf: "institutionelle Stabilität als Garantie für die 

demokratische und rechtsstaatliche Ordnung, Wahrung der Menschenrechte sowie 

Achtung und Schutz von Minderheiten". 

In ihrem Regelmäßige Bericht  1999 über die Fortschritte Sloweniens auf dem Weg zum 

Beitritt gelangte die Kommission zu folgendem Schluss: 

"Slowenien erfüllt die politischen Kriterien von Kopenhagen. Zwei Bereiche, denen 

weiterhin Aufmerksamkeit beigemessen werden muß, sind die Straffung und die 

Beschleunigung der gerichtlichen und parlamentarischen Verfahren." 

Im folgenden Abschnitt wird die Entwicklung in Slowenien seit dem Vorjahresbericht  

und die Gesamtsituation des Landes anhand der politischen Kriterien von Kopenhagen 

bewertet. Dabei wird auch darauf eingegangen, wie Exekutive und Judikative allgemein 

funktionieren. Die diesbezügliche Entwicklung ist in vieler Hinsicht eng mit der 

Fähigkeit Sloweniens verbunden, den gemeinschaftlichen Besitzstand, insbesondere im 

Bereich Justiz und Inneres, umzusetzen. Nähere Informationen zum letztgenannten 

Aspekt enthält der entsprechende Abschnitt (Kapitel 24 – Zusammenarbeit im Bereich 

Justiz und Inneres) in Teil B.3.1. dieses Berichts. 

Jüngste Entwicklungen 

Die aus Mitte-Links-Parteien bestehende Koalitionsregierung, die seit Februar 1997 im 

Amt war, verlor im April 2000 eine Vertrauensabstimmung im Parlament. Die Koalition 

brach schließlich auseinander, als eine der drei Koalitionsparteien die Regierung verließ, 

um sich mit einer anderen Partei zusammenzuschließen. 

Eine neue Mitte-Rechts-Koalitionsregierung, die sich auf 44 der insgesamt 

90 Abgeordnetenmandate stützen konnte, wurde am 7.  Juni vom Parlament bestätigt. 

Europafragen und der angestrebte EU-Beitritt wurden auch von dieser Regierung als eine 

der vorrangigsten Aufgaben betrachtet. 

Am 15. Oktober haben neue Parlamentswahlen stattgefunden. Die letzten Wahlen zum 

Parlament hatten 1996 stattgefunden. Laut Verfassung dauert die Legislaturperiode vier 

Jahre. Bei den Wahlen im Oktober ist die Mitte-links angesiedelte Liberaldemokratische 

Partei zur weitaus stärksten Partei im Parlament geworden. Die Zusammensetzung der 

künftigen Regierung war bei Redaktionsschluss dieses Berichts noch nicht bekannt. 

1.1. Demokratie und Rechtsstaatlichkeit 

Slowenien hat, wie in den vorhergehenden Regelmäßigen Berichten bereits erwähnt, 

stabile Institutionen aufgebaut, die Demokratie und Rechtsstaatlichkeit garantieren. In 
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diesem Abschnitt wird deshalb nur auf die wichtigsten Entwicklungen des vergangenen 

Jahres eingegangen. 

Parlament 

Auch wenn die Parlamentsarbeit im letzten Jahr weiterhin reibungslos vonstatten ging, 

verläuft der Gesetzgebungsprozess immer noch sehr langsam, da bei der Rationalisierung 

des parlamentarischen Verfahrens keine Fortschritte zu verzeichnen waren. Jeder 

Gesetzentwurf muss im Parlament weiter drei Lesungen durchlaufen, wobei die Vorlagen 

vom Parlament in der Reihenfolge ihrer Einbringung behandelt werden. Dadurch ist zwar 

gewährleistet, dass alle im Parlament vertretenen politischen Kräfte zum 

Gesetzgebungsprozess beitragen können, aber die Behandlung der Regierungsvorschläge 

kann sich auf diese Weise verzögern. 

Gesetzesvorlagen mit EU-Bezug werden vom Parlament allerdings prioritär behandelt. 

Zu ihrer rascheren Verabschiedung sind parlamentarische Sondersitzungen eingeführt 

worden. Die meisten dieser Gesetzentwürfe wurden ferner im beschleunigten Verfahren 

angenommen, d.h. die für die Verabschiedung notwendigen drei Lesungen fanden 

innerhalb eines oder aber weniger Tage statt. 

In Ermangelung einer Zweidrittelmehrheit kam die Annahme einer neuen 

Geschäftsordnung des Parlaments nicht zustande, durch die das parlamentarische 

Verfahren mit seinen gegenwärtig drei Lesungen reformiert und verkürzt würde. Darüber 

hinaus fand auch der Versuch, durch eine Änderung der jetzigen Geschäftsordnung die 

Redezeit der Abgeordneten zu begrenzen, nicht die benötigte Zweidrittelmehrheit. 

Im Juli beschloss das Parlament hingegen mit Zweidrittelmehrheit, das derzeitige 

Verhältniswahlrecht beizubehalten, die Sperrklausel von 3% auf 4% anzuheben, 

nationale Kandidatenlisten auszusetzen und diese Bestimmungen in die Verfassung 

aufzunehmen. Mit dem Parlamentsbeschluss zur Verfassungsänderung soll eine 

kontroverse Debatte über das Wahlsystem beendet werden, die auf einen im Jahre 1996 

zu diesem Thema abgehaltenen Volksentscheid zurückgeht, dessen Ausgang angefochten 

worden war. 

Das Verfahren zur Ernennung der neuen Regierung im Mai/Juni zeigte, dass die 

Geschäftsordnung des Parlaments und die Verfassung eine Reihe unklarer Bestimmungen 

enthalten, die eine unterschiedliche Rechtsauslegung zulassen. Daher änderte das 

Parlament im Mai die Vorschriften für die Ernennung der Regierung dahingehend, dass 

die geheime Abstimmung über die Liste der Ministerkandidaten durch eine offene 

Abstimmung ersetzt wurde. Im August wurde dem Parlament ein Entwurf zu einem 

Regierungsgesetz sowie damit in Verbindung stehende Entwürfe für 

Verfassungsänderungen vorgelegt, die eine Vereinfachung des Verfahrens zur 

Regierungsernennung vorsehen. 

Exekutive 

Der Regelmäßige Bericht 1999 wies darauf hin, daß überzeugende Fortschritte 

hinsichtlich einer umfassenden Reform der staatlichen Verwaltung notwendig seien. 

Zusammen mit der Verabschiedung eines Gesetzes über den öffentlichen Dienst stellte 

dies eine der kurzfristigen Prioritäten im Rahmen der Beitrittspartnerschaft dar. Seit dem 
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letzten Berichtszeitpunkt waren auf diesem Gebiet jedoch nur begrenzte Fortschritte zu 

beobachten. 

Die Entwürfe des Gesetzes über die öffentlichen Einrichtungen und des Gesetzes über die 

Regierung wurden dem Parlament im August unterbreitet, sind aber bisher noch nicht 

verabschiedet worden. Das Gesetz über die öffentlichen Bediensteten ist aber noch gar 

nicht ins parlamentarische Verfahren gelangt. Es bedarf ernsthafter Anstrengungen, um 

diese überaus wichtige Rahmengesetzgebung vorrangig zu erlassen, da sie eine 

Voraussetzung für Professionalität und Unparteilichkeit sowie für effizientes und 

wirksames Handeln des öffentlichen Dienstes bildet. 

Gewisse Fortschritte bei der Reform der staatlichen Verwaltung gab es durch das im 

September 1999 verabschiedete Gesetz über die allgemeinen Verwaltungsverfahren. 

Hierin sind u.a. die Verfahren und Zuständigkeiten der zentralstaatlichen Behörden und 

der kommunalen Selbstverwaltungsorgane festgelegt. Dem slowenischen Bürger-

beauftragten zufolge brachte das neue Gesetz allerdings - im Verhältnis des Einzelnen 

zur Verwaltung - zunächst keine Verbesserung des Schutzes seiner Rechte und 

Möglichkeiten wie auch der Definition seiner Verpflichtungen. Im letzten Juli ist eine 

Änderung dieses Gesetzes angenommen worden, das auf einen besseren Schutz der 

individuellen und sozialen Rechte abzielt. Die Umsetzung der Verwaltungsaufsicht und 

die überlangen Bearbeitungszeiten gehören zu den noch bestehenden Problemen. 

Die Direktion für Verwaltungsorganisation und -entwicklung im slowenischen 

Innenministerium, die vier Personen beschäftigt, ist für die Verwaltungsreform 

verantwortlich. Dem Ministerium untersteht auch eine Verwaltungsakademie für die 

Ausbildung von Mitarbeitern des öffentlichen Dienstes, die 26 feste Kräfte und mehr als 

100 auswärtige Lehrbeauftragte hat. Im August wurde von der Regierung eine 

Ausbildungsstrategie für die staatliche Verwaltung beschlossen. Durch Ausbildung in 

EU-Fragen soll die Fähigkeit der slowenischen Verwaltung zur Anwendung des 

gemeinschaftlichen Besitzstands verbessert werden. 

In der gesamten staatlichen Verwaltung sind rund 18 000 Bedienstete tätig, davon 3 200 

bei dezentralen Verwaltungsstellen. Das Einstellungsprogramm der Regierung und das 

überarbeitete Nationale Programm zur Übernahme des Besitzstands weisen einen 

weiteren Einstellungsbedarf aus. In Slowenien gibt es keine regionale Verwaltungsebene, 

da nach der Verfassung die Errichtung von Regionen nur auf freiwillige Initiative der 

Gemeinden erfolgen kann. 

Am 5. Dezember 1999 wurden in Koper Gemeinderatswahlen abgehalten und ein Jahr 

danach in den übrigen Teilen Sloweniens. Die Verzögerung war dadurch bedingt, dass 

der Verfassungsgerichtshof in einem Urteil von 1998 entschieden hatte, dass die 

Verwaltungsstruktur von Koper wegen seines sowohl städtischen als auch ländlichen 

Charakters in zwei gesonderte Gemeinden unterteilt werden müsse. Die Verabschiedung 

eines Gesetzes durch das Parlament; um die Verwaltungsstruktur der Gemeinde 

entsprechend dem Urteil des Verfassungsgerichtshofes anzupassen, ist immer noch 

ausständig.  

Judikative 

Die übermäßig lange Dauer der Gerichtsverfahren in Slowenien stellt weiterhin ein 

Problem dar. Allerdings sind bei der Justizreform und der Verringerung des Rückstaus an 

unerledigten Rechtsakten gewisse Fortschritte zu verzeichnen. 
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Seit dem vorangegangenen Regelmäßigen Bericht haben die Regierung und der Oberste 

Gerichtshof eine Reihe von Maßnahmen ergriffen, um den Rückstand bei den anhängigen 

Rechtsakten abzubauen. Hierzu gehören Programme zur Effizienzsteigerung, die eine 

interne Reorganisation der Gerichte, besondere Lösungen für Sammelklagen, längere 

Arbeitszeiten sowie gezielte finanzielle Anreize für eine höhere Produktivität der 

Gerichte umfassen. Ferner wurde im März 2000 durch die Änderung des 

Gerichtsgesetzes die Möglichkeit zur Ernennung von Richtern geschaffen, die innerhalb 

des Gerichtsbezirks im Rahmen eines Rotationssystems die örtlichen Gerichte bei der 

Bewältigung der Arbeitslast unterstützen. Das geänderte Gesetz gibt auch den 

Gerichtspräsidenten größere Befugnisse bei der Umorganisation ihrer Gerichte und deren 

Arbeitsweisen und verlangt zudem von ihnen, dass im Fall von besonders zahlreichen 

unerledigten Rechtsakten ein Programm zur Verringerung des Rückstaus erstellt werden 

muss. Die ebenfalls im März 2000 angenommene Änderung des Gesetzes über 

allgemeine Straftatbestände dürfte gleichfalls zur Verkürzung der Verfahrensdauer 

beitragen. Mit dieser Änderung wurden ein System für Bagatelltatbestände, die mit 

Geldstrafe belegt werden, und ein System von Verwarnungen anstatt strafrechtlicher 

Verfolgung eingeführt. 

Des weiteren wurden mehrere Regierungs- und Ministerialerlässe über die 

Personalausstattung der Gerichte, eine Anhebung der Besoldung bei den 

Rechtspflegeorganen und die Tätigkeit unabhängiger Justizbeamter angenommen. In 

diesem Zusammenhang wurden vom Justizministerium 50 Gerichtsvollzieher ernannt, 

die ihre Tätigkeit zur Durchsetzung von Gerichtsurteilen in Zivilsachen schon 

aufgenommen haben. 

Zwar ist es noch zu früh, um die Wirksamkeit der getroffenen Maßnahmen gänzlich 

beurteilen zu können, doch beginnt der Rückstand an unerledigten Rechtssachen 

abzunehmen. Im letzten Regelmäßigen Bericht wurde die Zahl der anhängigen 

Rechtsakten für Juni 1999 mit 566 000 beziffert. Für Juni 2000 weisen die von der 

Regierung vorgelegten Zahlen 536 477 noch nicht abgeschlossene Rechtsakten aus 

(158 967 Katasterangelegenheiten, 185 955 Fälle betreffend ausstehende Vollstreckung 

von Gerichtsurteilen und 191 555 andere Rechtssachen). Nach Auskunft des Obersten 

Gerichtshofs beträgt der tatsächliche Rückstau von Rechtsakten, die seit mehr als einem 

Jahr anhängig sind, insgesamt 100 410. 

Bei einigen Gerichten besteht allerdings weiterhin ein ausgeprägtes Überlastungs-

problem. Darüber hinaus ist bei der Verfahrensdauer in Strafsachen zwischen 1999 und 

dem Vorjahr keine wesentliche Verkürzung festzustellen, da 50% der Strafverfahren  

immer noch mehr als ein Jahr dauern. Bei 26% der Zivilsachen zieht sich die 

Verfahrensdauer mehr als drei Jahre hin. 

Im Februar 2000 wurde das Gesetz über die Vollstreckung von Strafurteilen 

verabschiedet. In dem Gesetz sind die Grundsätze für die Durchsetzung der von 

Gerichten in Strafverfahren verkündeten Urteile festgelegt und zudem die den 

Verurteilten zustehenden Grundrechte verankert. 

Auf dem Gebiet der Richterausbildung bietet das 1997 gegründete Justizausbildungs-

zentrum Kurse in Europarecht an. 

Im Juli wurden 167 429 anhängige Katastersachen verzeichnet. Ihre Zahl hat dieses Jahr 

erheblich zugenommen, da wegen der Änderung der Rechtsvorschriften mehr Anträge 

auf Grundbucheintragungen gestellt wurden. Im letzten Januar wurde mit dem Aufbau 
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eines informatisierten Grundbuchs begonnen, der bis zum Jahre 2004 abgeschlossen sein 

dürfte. Hierdurch werden sich die Wartezeiten für Grundbucheintragungen erheblich 

verkürzen. 

Maßnahmen zur Korruptionsbekämpfung 

Nach den vorliegenden Statistiken und Berichten hält sich die Korruption in Slowenien 

derzeit in Grenzen. 

Im Jahre 1999 hat die Regierung einen Rechtsrahmen für die Korruptionsbekämpfungs-

maßnahmen erlassen, doch wurde kein diesbezügliches spezifisches Programm  

verabschiedet. Hingegen wurden spezielle Einrichtungen für die Korruptionsbekämpfung 

geschaffen, darunter Korruptionsbekämpfungseinheiten bei der Polizei, eine Abteilung 

beim Innenministerium für die Bekämpfung der organisierten Kriminalität und eine 

Gruppe von Staatsanwälten für besondere Aufgaben. 

Slowenien hat im Februar das Strafrechtsübereinkommen des Europarates über 

Korruption ratifiziert. Das Übereinkommen über Geldwäsche sowie Ermittlung, 

Beschlagnahme und Einziehung der Erträge aus Straftaten war bereits 1998 ratifiziert 

worden. Der Ratifizierungsprozess des OECD-Übereinkommens über die Bekämpfung 

der Bestechung im internationalen Geschäftsverkehr und des Zivilrechtsübereinkommens 

des Europarates über Korruption dauert noch an (siehe auch Kapitel 24 – 

Zusammenarbeit im Bereich Justiz und Inneres). 

1.2. Menschenrechte und Minderheitenschutz 

In Slowenien werden die Menschenrechte und Grundfreiheiten - wie in den Berichts-

zeiträumen zuvor - weiterhin respektiert. In diesem Abschnitt wird daher nur auf die 

wichtigsten Entwicklungen seit dem Vorjahresbericht eingegangen. 

Slowenien hat bereits die meisten wichtigen internationalen Instrumente zum Schutz der 

Menschenrechte ratifiziert (siehe Anhang). 

Bürgerrechte und politische Rechte 

Der Bürgerbeauftragte für Menschenrechte nahm seine Aufgaben weiter in wirksamer 

Weise wahr und bleibt für den Schutz der Menschenrechte eine wichtige Institution. Die 

Zahl der Beschwerden beim Bürgerbeauftragten war etwa genauso hoch wie im Vorjahr 

(rund 3 400). Die meisten Beschwerden betrafen wiederum die Langwierigkeit der 

Verfahren vor Gericht und bei der Polizei (28%) sowie administrative Verzögerungen 

(19%). Als besonderes Problem erachtet der Bürgerbeauftragte die Umsetzung des 

Gesetzes über die Eigentumsrückgabe. 

Wie schon im Regelmäßigen Bericht 1999 festgestellt, verläuft die Eigentumsrückgabe 

an Personen, die während der kommunistischen Herrschaft enteignet wurden, weiterhin 

äußerst langsam und ist auch während des vergangenen Jahres nur wenig 

vorangekommen. Die Rückgabe von früherem Eigentum stützt sich auf das aus dem 

Jahre 1991 stammende Gesetz über die Eigentumsrückgabe. Das Justizministerium 

wurde ersucht, verbindliche Auslegungen zu dem Gesetz zu erarbeiten, um den 

Rückgabeprozess zu beschleunigen und außerdem zu verhindern, dass das Gesetz von 

den einzelnen Verwaltungsbehörden unterschiedlich angewendet wird. Zur 
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Beschleunigung der Verwaltungsverfahren stellte die Regierung ferner im Oktober 1999 

zusätzliche Finanzmittel bereit, die seit dem letzten Juni zur Verwendung kommen. Bis 

Ende April 2000 erstreckten sich die Rückgabeentscheidungen auf folgenden Prozentsatz 

der Anträge (wobei in Klammern zum Vergleich der im Vorjahr bis zum 30. Juni 1999 

erreichte Prozentsatz angegeben wird): 40% bei Landwirtschaftsflächen (35%), 60% bei 

Forstflächen (56%), 65% bei Wohngebäuden (58%), 69% bei Industriegebäuden (63%), 

39% bei Baugelände (36%), 56% bei Unternehmen (51%) und 37% bei beweglichem 

Vermögen (33%). Diese Zahlen beziehen sich auf die Größe der Immobilie in 

Quadratmetern und nur auf die ergangene Entscheidung, nicht auf deren Vollziehung. 

Der slowenische Bürgerbeauftragte hat Kritik geübt an den unzulänglichen und vagen 

Rechtsvorschriften über die Eigentumsrückgabe, den zahlreichen Änderungen des 

einschlägigen Gesetzes, an dessen zeitweiliger Aussetzung in der Mitte der 90er Jahre 

(wegen einer durch ein Urteil des Verfassungsgerichtshofes notwendig gewordenen 

Überarbeitung), an den Widersprüchen zu anderen neueren Rechtsvorschriften, den 

Verzögerungen beim Erlass von Durchführungsbestimmungen sowie an den 

unzureichenden Kapazitäten der zuständigen Verwaltungseinrichtungen. Im Jahre 1999 

wurde eine Arbeitsgruppe für die Eigentumsrückgabe eingesetzt, der Vertreter der 

beteiligten Ministerien und einer Organisation der früheren Eigentümer (SAFOEP) 

angehören. 

Das Gesetz zur Regelung des Status der Bürger der ehemaligen jugoslawischen 

Republiken trat im September 1999 in Kraft. Personen, die in Slowenien ohne 

Unterbrechung gelebt haben und nicht straffällig geworden sind, können eine unbefristete 

Aufenthaltsberechtigung erhalten. Gestellt worden sind mehr als 13 000 Anträge, über 

die voraussichtlich bis Ende 2000 entschieden sein wird. Nur 0,36% der Anträge sind bis 

jetzt abgelehnt worden. Der vorübergehende Flüchtlingsstatus für Kosovo-Flüchtlinge 

(insgesamt rund 1 100 Personen) lief im Mai dieses Jahres ab, und diese Personen hatten 

eine Frist bis Ende Juni, um Slowenien freiwillig zu verlassen. Bedenken äußerten das 

UNHCR und verschiedene NRO über den weiterhin nur vorübergehenden 

Flüchtlingsstatus für Personen aus Bosnien und Herzegowina, der in einigen Fällen seit 

bis zu acht Jahren andauert, und über die nur sehr geringe Zahl von genehmigten 

Asylanträgen. Der vorübergehende Flüchtlingsstatus erlaubt es diesen Personen nämlich 

nicht, eine Arbeit aufzunehmen oder eine Ausbildung zu erhalten. 

Rechtsgrundlage für die Gewährung von Asyl in Slowenien ist das im Juli 1999 

verabschiedete Asylgesetz, das als im Einklang mit dem gemeinschaftlichen Besitzstand 

betrachtet werden kann. Im April hat Slowenien einen nationalen Aktionsplan auf dem 

Gebiet der Asylgewährung beschlossen, der mehrere Aspekte mit Verbesserungsbedarf 

ausweist (Einzelheiten siehe Kapitel 24 – Zusammenarbeit im Bereich Justiz und 

Inneres). Slowenien hat beim Asyl gute Fortschritte gemacht, sollte aber in seinen 

Anstrengungen nicht nachlassen. 

Über ernste Verletzungen der Menschenrechte und Grundfreiheiten in slowenischen 

Haftanstalten ist nichts bekannt, doch sind die Gefängnisse weiterhin überbelegt. Die 

Folge hiervon sind schlechte Gesundheits- und Hygienebedingungen, mangelnde 

Intimsphäre und entwürdigende Behandlung. Im Februar dieses Jahres wurde das Gesetz 

über die Vollstreckung von Strafurteilen angenommen. Nach der Strafprozessordnung 

kann der Bürgerbeauftragte für Menschenrechte ohne Voranmeldung einen Inhaftierten 

besuchen oder mit ihm korrespondieren. 

Amnesty International hat seine Besorgnis zum Ausdruck gebracht, dass es in der ersten 

Hälfte dieses Jahres vermehrt zu Übergriffen durch die Polizei gekommen ist, und führt 
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gegenwärtig eine Untersuchung in dieser Angelegenheit durch. Das Polizeigesetz räumt 

der Polizei relativ weitreichende Befugnisse ein, die ihrerseits durch geeignete 

Aufsichtsmechanismen überwacht werden müssen. Wie im Polizeigesetz vorgesehen, 

wurde im April ein Beschwerdeverfahren eingeführt, das dem Einzelnen die Möglichkeit 

zur Beschwerde über etwaige Misshandlungen durch die Polizei bietet. 

Das Gesetz über Gesellschaften bildet die Rechtsgrundlage für die NRO, doch gibt es 

weder Rechtsvorschriften über deren Finanzierung noch eine Steuerbefreiung für 

gemeinnützige Einrichtungen. 

In Artikel 41 der Verfassung ist die Gewissensfreiheit verankert, und die Rechte der 

Glaubensgemeinschaften sind weiterhin gut geschützt. 

Die Freiheit der Meinungsäußerung unterliegt in Slowenien keinerlei Beschränkungen 

(wie z.B. durch eine Zensur). Die Medienlandschaft ist pluralistisch und spiegelt eine 

weite Palette von politischen Ansichten wider. Im parlamentarischen Verfahren befinden 

sich derzeit Änderungen am Gesetz über gedruckte Medien, um kleinen Printmedien, in 

denen politische Themen behandelt werden, eine staatliche finanzielle Unterstützung 

gewähren zu können. Hierdurch wird der politische Pluralismus in den Printmedien 

gefördert. 

Gemäß Anhang XIII des Europa-Abkommens haben EU-Bürger das Recht auf Erwerb 

von Eigentum in Slowenien, wenn sie in diesem Land drei Jahre lang ihren ständigen 

Wohnsitz hatten. Seit dem Inkrafttreten der einschlägigen Bestimmungen im 

Frühjahr 1999 sind 53 Anträge gestellt worden, über die in 19 Fällen entschieden wurde. 

Eine positive Entscheidung erging bislang bei 7 Anträgen. 

Wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte 

Was die Chancengleichheit von Männern und Frauen anbelangt, so ist, wie bereits im 

Vorjahresbericht erwähnt, die Gleichberechtigung von Mann und Frau in der Verfassung 

niedergelegt, und um Fragen der Chancengleichheit kümmert sich zudem ein Amt für 

Frauenförderung. Die UN hat allerdings festgestellt, dass Frauen in den leitenden 

Positionen von Wirtschaft und Politik immer noch in nur bescheidenem Umfang 

vertreten sind. Das Entlohnungsgefälle zwischen Männern und Frauen ist dem in der 

Europäischen Union vergleichbar. Neue Rechtsvorschriften über die Gleichbehandlung 

von Männern und Frauen bei betrieblichen Sozialversicherungssystemen sind erlassen 

worden. Slowenien hat das Fakultativprotokoll zum Übereinkommen zur Beseitigung 

jeder Form von Diskriminierung der Frau unterzeichnet. 

Die Verfassung garantiert die Rechte des Kindes. 

Die Rechte der Behinderten sind ebenfalls in der Verfassung festgeschrieben; außerdem 

hat die Regierung ein Amt für Behinderte eingerichtet. Den besten Schutz genießen 

Kriegsopfer, ungeachtet dessen, dass gerade die von Geburt an Behinderten besonders 

schutzbedürftig sind. Im internationalen Vergleich wird ein durchschnittlicher 

Behindertenschutz erreicht. Besondere Herausforderungen bilden die Sicherung von 

Arbeitsplätzen für Behinderte und die Bereitstellung von Mitteln für die Bedürftigsten. 

Im März beschloss die Regierung ein nationales Behindertenschutzprogramm über 

Sozialhilfe und Dienstleistungen, mit dem einige der dringendsten Fragen angegangen 

werden. 



  

-21- 

Die Gewerkschaften zeigten sich weiterhin aktiv. Sie wirkten an der Verabschiedung 

einschlägiger Rechtsakte durch das Parlament mit und waren an der Festlegung der 

Leitlinien für die Lohn-, Beschäftigungs- und Rentenpolitik beteiligt. Die Regierung hat 

die Gewerkschaften auch in die Diskussionen über den angestrebten EU-Beitritt 

einbezogen. Das Streikrecht ist verfassungsmäßig garantiert. 

Die Europäische Sozialcharta wurde von Slowenien im April 1999 ratifiziert. Der 

Europarat unterstützt Slowenien beim Beginn der Umsetzung der Sozialcharta und bei 

der Erstellung seines ersten Durchführungsberichts. 

Minderheitenrechte und Minderheitenschutz 

Slowenien hat die meisten internationalen Übereinkommen im Bereich des 

Minderheitenschutzes ratifiziert. Die Minderheiten sind in der von der Regierung 

eingesetzten Kommission für Nationalitäten und in der Kommission für die Roma 

vertreten. 

Die besondere Stellung der ethnischen Gruppe der Roma wird von der Verfassung 

anerkannt, die in ihrem Artikel 65 den Erlass eines besonderen Gesetzes zum Schutz der 

Roma vorsieht. Ein solches Gesetz wurde zwar bisher noch nicht verabschiedet, doch 

werden die Rechte der Roma durch verschiedene sektorale Rechtsakte garantiert, wie das 

Gesetz über die kommunale Selbstverwaltung, das Kommunalwahlgesetz und das Gesetz 

über die Organisation und Finanzierung des Bildungswesens. Die Regierung hat im Mai 

ein Sonderprogramm für die Chancengleichheit der Roma bei der Beschäftigung 

beschlossen. Die Situation der Roma (6 500-7 000 Personen) ist im Großen und Ganzen 

zufriedenstellend, es bedarf jedoch politischer Maßnahmen, um die sozioökonomische 

Integration der Roma, vor allem auf dem Gebiet von Beschäftigung und Gesundheit, zu 

fördern. Nachhaltige Anstrengungen sind ferner im Bildungsbereich erforderlich. Die 

Vorschriften im Gesetz über die kommunale Selbstverwaltung, die eine politische 

Vertretung der Roma ermöglichen, sind noch nicht vollständig umgesetzt worden. 

Hauptgrund hierfür ist, dass zahlreiche Roma sich nicht behördlich angemeldet haben 

und die Gesamtzahl der gemeldeten Roma daher nicht die gesetzliche Mindestzahl für 

eine politische Vertretung erreicht. 

1.3. Allgemeine Bewertung 

Slowenien erfüllt weiterhin die politischen Kriterien von Kopenhagen. 

Die Justizreform, die in der Beitrittspartnerschaft als mittelfristige Priorität ausgewiesen 

worden war, kam voran. In diesem frühen Stadium kann jedoch noch nicht beurteilt 

werden, ob dank der neuen Maßnahmen der Rückstand bei der Bearbeitung der 

anhängigen Rechtssachen tatsächlich abgebaut werden kann. 

Auch die Reform der öffentlichen Verwaltung bedarf der Aufmerksamkeit. Seit der 

Annahme des letzten Regelmäßigen Berichts wurden auf diesem Gebiet nur geringe 

Fortschritte erzielt, da grundlegende Reformgesetze noch nicht verabschiedet wurden. 

Dieser Bereich wurde in der Beitrittspartnerschaft als kurzfristige Priorität ausgewiesen. 

Die Eigentumsrückgabe, die nach wie vor schleppend verläuft, muss beschleunigt 

werden. 
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2. Wirtschaftliche Kriterien 

2.1. Einleitung 

In ihrer Stellungnahme von 1997 zum Antrags Sloweniens auf Beitritt zur Europäischen 

Union gelangte Kommission zu folgendem Schluss: 

"Slowenien kann als eine funktionierende Marktwirtschaft angesehen werden" und 

"dürfte in der Lage sein, Wettbewerbsdruck und Marktkräften in der Union mittelfristig 

standzuhalten, vorausgesetzt, dass die wirtschaftlichen starren Strukturen reduziert 

werden." 

Diese Feststellung wurde in den Regelmäßigen Berichten von 1998 und 1999 bestätigt. In 

ihrem Regelmäßigen Bericht  1999 stellte die Kommission dann folgendes fest: 

"Slowenien kann als funktionsfähige Marktwirtschaft eingestuft werden. Es dürfte in der 

Lage sein, dem Wettbewerbsdruck und den Marktkräften in der Union mittelfristig 

standzuhalten, sofern die Strukturreformen weiter vorankommen." 

Bei der Prüfung der wirtschaftlichen Entwicklung in Slowenien seit  Veröffentlichung 

der Stellungnahme ließ sich die Kommission von den Schlussfolgerungen des 

Europäischen Rates vom Juni 1993 in Kopenhagen leiten, wonach die Mitgliedschaft in 

der Union folgendes voraussetzt: 

 eine funktionierende Marktwirtschaft; 

 die Fähigkeit, dem Wettbewerbsdruck und den Marktkräften innerhalb der Union 

standzuhalten. 

In der nachstehenden Analyse folgte die Kommission der gleichen Methode wie in ihrer 

Stellungnahme sowie den früheren Regelmäßigen Berichten. 

2.2. Wirtschaftliche Entwicklung 

Die makroökonomische Lage in Slowenien ist 1999 und im ersten Halbjahr 2000 stabil 

geblieben. Angeheizt durch die Inlandsnachfrage und den raschen Anstieg der Ausfuhren 

übertraf das BIP-Wachstum die Erwartungen. Der wirtschaftliche Aufschwung in der EU 

hat zu dieser Entwicklung  beigetragen. Das Zahlungsbilanzdefizit kletterte auf den 

höchsten Stand innerhalb eines Jahrzehnts. Dies ist auf die gestiegenen Inlandsnachfrage, 

ausgelöst durch vermehrte Investitionen und Konsumausgaben im Vorgriff auf die 

Einführung der Mehrwertsteuer, zurückzuführen. Wenngleich dieses Defizit immer noch 

relativ gering ist, kann sich der nachlassende Zufluss ausländischer Direktinvestitionen 

mittelfristig spürbar machen. Zwar blieb die Inflation 1999 unter Kontrolle, aber die 

hohen Rohölpreise, die beschleunigte nominale Abwertung und die weitverbreitete 

Indexierung trieben die Preise Anfang 2000 in die Höhe. Die stabile Entwicklung der 

öffentlichen Finanzen hielt auch  1999 an und die Einführung der Mehrwertsteuerreform 

war ein Erfolg.  
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Slowenien  1996 1997 1998 1999  2000 letzter Stand 

 

Reales BIP-Wachstum in % 3,5 4,6 3,8 4,9 4.9 Jan-Juni 

Inflationsrate2 

-  Jahresdurchschnitt 

-  Dezembervergleich 

 

in % 

in % 

 

9,9 

9,0 

 

8,3 

8,8 

 

7,9 

6,4 

 

6,1 

8,1 

 

8.93 Sept 

9.8  Sept 

Arbeitslosenquote jeweils 

zum 

Jahresende 

-  laut IAO-Definition 

 

 

in % 

 

 

7,3 

 

 

7,4 

 

 

7,9 

 

 

7,6 

 

 

7.2 April-Juni 

Saldo des gesamtstaatlichen 

Haushalts in % des BIP 0,3 -1,2 -0,8 -0,6 : 

Leistungsbilanzsaldo in % des BIP 

in Mio. € 

0,1 

13 

0,2 

26 

-0,0 

-3 

-2,9 

-545 

: 

: 

Auslandsverschuldung 

-  Relation Schulden/Export 

-  Bruttoauslandsschulden 

 

in % 

in. Mio. € 

 

34,3 

2.838 

 

33,4 

3.061 

 

35,9 

3.553 

 

54,0 S 

5.324 

S 

 

: 

: 

Zufluss ausländischer 

Direktinvestitionen 

-   Zahlungsbilanzdaten 

 

 

in % des BIP 

in. Mio. € 

 

 

1,4 

210 

 

 

2,6 

414 

 

 

1,0 

178 

 

 

0,4 

78 

 

 

: 

: 

S = Schätzung 

Die Strukturreformen kommen nur langsam voran. Von den der slowenischen Entwicklungsgesellschaft 

übertragenen Unternehmen sind nur einige wenige privatisiert worden. Im Versicherungssektor wurden 

im Januar 2000 zwei wichtige Gesetze erlassen, die den Weg für eine Neuordnung der 

Eigentumsverhältnisse ebnen und ausländischen Unternehmen ein Niederlassungsrecht zuerkennen. Im 

Finanzsektor kommt der Privatisierungsprozess nur schleppend voran. Der Sektor wird weiterhin von 

zwei staatseigenen Banken beherrscht; ausländische Konkurrenz ist kaum vorhanden. Da eine 

umfassende Privatisierung noch aussteht, war der Zufluss an ausländischen Direktinvestitionen 1999 

und Anfang 2000 gering. 

                                                 
2 Ersatzindikator  HVPI seit 1996 (vgl; methodologische Anmerkungen). 
3 Gleitender 12-Monats- Durchschnitt der prozentualen Veränderungen. 
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Wichtige Wirtschaftsindikatoren 1999 

Bevölkerung (Durchschnitt) in Tausend 1.986 

BIP (pro Kopf)4 in KKS-€ 14.964 

 in % des EU-

Durchschnitts 
71 

Beitrag der Landwirtschaft5 zur: 

-  Bruttowertschöpfung 

-  Beschäftigung 

 

in % 

in % 

 

3,6 

10,2 

Investitionen/BIP6 
in % 26,9 

Bruttoauslandsverschuldung/BIP7 in % 28,5 

Ausfuhren von Waren und 

Dienstleistungen/BIP 

 

in % 52,7 

Gesamtvolumen der 

ausländischen 

Direktinvestitionen  

 

Eurostat-Angaben für Ende 1999 

 

in Mio. € 

€ pro Kopf 

2.491 

1.255 

 

2.3. Bewertung anhand der Kopenhagen Kriterien 

Funktionsfähige Marktwirtschaft 

Wie in der Agenda 2000 dargelegt, setzt eine funktionsfähige Marktwirtschaft voraus, 

dass Preise und Handel liberalisiert sind und dass ein Rechtssystem mit einklagbaren 

Rechten, unter anderem Eigentumsrechten besteht. Die Leistung einer Marktwirtschaft 

wird durch makroökonomische Stabilität und einen Konsens über die Wirtschaftspolitik 

verstärkt. Ein gut entwickelter Finanzsektor und das Fehlen größerer Marktzutritts- oder -

austrittsschranken verbessern die Effizienz der Wirtschaft. 

Es  besteht ein breiter politischer Konsens darüber, dass die Strukturreformen zur 

Vorbereitung Sloweniens auf den EU-Beitritt fortgesetzt werden müssen. Zwar sind 

weitere Fortschritte bei der Rahmengesetzgebung erzielt worden, doch die Umsetzung 

                                                 
4 Den Berechnungen wurden die Bevölkerungszahlen der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung  zugrunde gelegt, die sich von 

denen der Bevölkerungsstatistik unterscheiden können. 
5 Landwirtschaft, Jagd , Forstwirtschaft und Fischerei. 
6 Bruttoanlageinvestitionen in % des BIP. 
7 Bei den Angaben über die Auslandsverschuldung von 1999 handelt es sich um Schätzungen. 
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nicht immer damit Schritt halten. Verzögerungen haben sich in wichtigen Bereichen wie 

der Öffnung des Bankensektors für den Wettbewerb, der Liberalisierung des 

Telekommunikationssektors, der Umstrukturierung von Unternehmen in 

strukturschwachen Gebieten und der Reform des Arbeitsmarktes ergeben. In einigen 

Fällen wurden Reformen abgeschwächt, sodass weitere Anpassungen erforderlich sind, 

um langfristig ein Haushaltsgleichgewicht herzustellen. Die Rentenreform ist ein 

Bereich, in dem der Reformprozess zu gegebener Zeit vertieft werden muss. Die 

Koordination zwischen den verschiedenen Stellen funktioniert gut, wobei der 

Wirtschaftsagentur dieser Hinsicht eine wichtige Rolle zukommt. 

Das BIP-Wachstum lag 1999 mit 4,9 % über den Erwartungen und dieser Trend hält 

weiter an. Treibende Kraft waren die Investitionstätigkeit, der private Verbrauch und - ab 

Anfang 2000 - ein Anstieg der Ausfuhren. Von diesen Faktoren abgesehen, kann das 

kräftige Wachstum zum Teil auch damit zusammenhängen, dass die allgemeine 

Umsatzsteuer durch die Mehrwertsteuer abgelöst wurde, was offensichtlich ein Anreiz 

war, bestimmte Tätigkeiten aus der Schattenwirtschaft herauszuführen. 

Die Gesamtbeschäftigung war leicht rückläufig, und die durchschnittliche 

Arbeitslosenquote (im Sinne der IAO-Definition) sank von 7,9 % im Jahr 1998 auf 7,6 % 

im Jahr 1999. Allerdings hat sich der Anteil der Langzeitarbeitslosigkeit  auf 63 % 

erhöht. Von anhaltender Langzeitarbeitslosigkeit betroffen sind insbesondere gering 

qualifizierte Arbeitskräfte der mittleren Altersgruppe. Gleichzeitig besteht eine starke 

und teilweise nicht zu befriedigende Nachfrage nach jungen, gut ausgebildeten 

Fachkräften mit marktorientierten Fähigkeiten. Die Regierung hat ihre strategischen Ziele 

für den Arbeitsmarkt in dem nationalen Beschäftigungsprogramm für die Jahre 2000 und 

2001 festgelegt. Die parlamentarischen Beratungen über das 1997 eingebrachte Gesetz 

zur Regelung der Arbeitgeber-Arbeitnehmer-Beziehungen sind noch im Gange. Dieses 

Gesetz soll einen neuen Rahmen für individuelle Arbeitsverhältnisse vorgeben und 

bestimmte starre Strukturen beseitigen. Doch wird sich wahrscheinlich an den hohen 

Kosten bei der Entlassung von Arbeitnehmern   nichts ändern. 

Die Inflation hat in letzter Zeit angezogen. Gemessen am Verbraucherpreisindex erhöhte 

sich die Inflationsrate von 6,4 % Ende 1998 auf 8,1 % im Dezember 1999 und nähert sich 

nun einer zweistelligen Zahl. Die Kerninflation  ist 1999  mit ca. 5 % stabil geblieben, 

was nicht zuletzt damit zusammenhängt,  dass die Sozialpartner eine Vereinbarung 

getroffen haben, wonach bei Einführung der Mehrwertsteuer im Jahr 1999 die Inflation 

nicht durch den Indexierungsmechanismus angeheizt werden soll.  Indirekt haben sich 

jedoch die hohen Rohölpreise und die Anhebung der amtlich geregelten Preise über die 

weitverbreitete Indexierung der Löhne und Renten ausgewirkt, sodass die Kerninflation 

im ersten Halbjahr 2000 zugenommen hat. 

Die steigende Inflation und die Verschlechterung der Leistungsbilanz haben die 

slowenische Staatsbank zu einer Anpassung ihrer Geld- und Kreditpolitik bewogen. 

Während 1999 das Ziel darin bestand, die Expansion der Geldmenge (M3) zwischen 

16 % und 24 % zu halten, damit das Wachstum nicht zu einer Erhöhung der 

Kerninflation führt, soll die M3-Zuwachsrate im Jahr 2000 auf 12 % bis 18 % begrenzt 

werden. Der reale effektive Wechselkurs (gewichteter VPI) verringerte sich 1999 um 

2,3 % und im ersten Halbjahr 2000 hat sich die nominale Abwertung beschleunigt. Dies 

könnte damit zusammenhängen, dass die Zentralbank versucht hat, das 
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Leistungsbilanzdefizit abzubauen. Allerdings erzeugt eine Schwächung der Währung 

zusätzlichen Inflationsdruck. 

Die Wirksamkeit währungspolitischer Instrumente wird durch den mangelnden 

Wettbewerb auf den Finanzmärkten beeinträchtigt. Folglich ist es für die slowenische 

Staatsbank schwierig, die wirtschaftliche Entwicklung durch  Vorgabe kurzfristiger 

Zinssätze zu beeinflussen. Um dem abzuhelfen, wurde mit dem "Bankenklub" im 

April 2000 eine neue Vereinbarung  mit dem Ziel getroffen, die Effizienz der 

Intervention auf den Devisenmärkten zu steigern. Eine solche Vereinbarung kann keine 

langfristige Lösung darstellen und der Wettbewerb muss in allen Segmenten der 

Finanzmärkte weiter gestärkt werden. 

1999 erreichte das Defizit 0,6 % des BIP und bestätigte so den Abwärtstrend von 0,8 % 

im Jahr 1998 und 1,2 % im Jahr 1997. Dieses Ergebnis ist auf eine solide und vorsichtige 

Finanzpolitik während der Übergangszeit zurückzuführen. Bezogen auf den Haushalt ist 

der große Umfang verbindlicher Ausgaben hervorzuheben. In Verbindung mit der hohen 

Besteuerung bleibt wenig Spielraum, um auf Außenschocks reagieren zu können. 

Angesichts der zusätzlich benötigten Haushaltsmittel für die Vorbereitung des EU-

Beitritts (Verwaltungskapazitäten, Umwelt, usw.) gibt dies Anlaß zu Besorgnis. Ein auf 

mehrere Jahre angelegter Haushaltsrahmen soll nun Abhilfe schaffen. Die 

Staatsverschuldung ist mit 24,6 % des BIP (Ende 1999) noch immer gering, weist aber 

eine steigende Tendenz auf. Mehr als die Hälfte davon sind Inlandsschulden. Angesichts 

der geringen Auslandsverschuldung konnte der Schuldendienst auf einem niedrigen 

Niveau von nur 1,4 % des BIP gehalten werden. Folglich sind die mit der 

Staatsverschuldung verbundenen Finanzrisiken gering. 

Die Reform der Altersversorgung wurde mit einem neuen Gesetz zur Renten- und 

Erwerbsunfähigkeitsversicherung in die Wege geleitet, das im Dezember 1999 

verabschiedet wurde und am 1. Januar 2000 in Kraft trat. Diese Reform stellt einen ersten 

Schritt dar, um das Rentensystem durch eine Änderung des Umlageverfahrens langfristig 

auf eine solide Grundlage zu stellen. Die Kompromisslösung wurde nach zweijährigen 

Verhandlungen innerhalb der Koalition und mit den Sozialpartnern gefunden. Die 

Umsetzung soll schrittweise erfolgen und sieht eine Anhebung des durchschnittlichen 

Rentenalters sowie ein neues - weniger großzügiges - Verfahren zur Rentenanpassung 

vor. Außerdem wird  zusätzlich eine zweite Säule der Renten- und 

Erwerbsunfähigkeitsversicherung errichtet werden. Die Ausgaben sollen zwar auf das 

gegenwärtige Niveau begrenzt werden, doch ist eine Vertiefung der Reform notwendig, 

um langfristig die Finanzierbarkeit des Rentensystems zu sichern. Im Jahr 2000 dürfte 

das Defizit in der Rentenkasse auf 0,9 % des BIP ansteigen.  

Das Leistungsbilanzdefizit erhöhte sich 1999 auf 2,9 % des BIP (545 Mio. €). In Euro 

umgerechnet gingen die Warenausfuhren um 0,5 % zurück, die Ausfuhren stiegen um 

4,1 %. Der Importanstieg ist auf die starke Nachfrage nach Konsumgütern im ersten 

Halbjahr 1999 und eine zunehmende Nachfrage nach Zwischenerzeugnissen im zweiten 

Halbjahr zurückzuführen. Das Leistungsbilanzdefizit musste weitgehend über 

Kapitalzuflüsse aus dem Ausland, also durch Auslandsverschuldung, finanziert werden, 

da die ausländischen Direktinvestitionen insgesamt nur 38 Mio. € erreichten. Sollte sich 

daran nichts ändern, könnte die Verschuldung mittelfristig problematische Formen 

annehmen.  
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Der Staat hat immer noch Einfluss auf eine Vielzahl von Unternehmen. Der Anteil des 

Privatsektors an der Volkswirtschaft wird mit 57,1 % (1998) der Bruttowertschöpfung 

veranschlagt. Der Kapital-, der Gesundheits- und der Ausgleichsfonds verfügen über 

Minderheitsbeteiligungen in großen Teilen der Wirtschaft. Bezeichnend für die 

Privatisierung in Slowenien war, dass Anteile der privatisierten Unternehmen (häufig 

10 % oder mehr) den verschiedenen Sozialfonds übertragen wurden, damit sie ihren 

künftigen Verpflichtungen nachkommen können. Zwar verfügt der Staat so über keine 

Mehrheitsbeteiligung an den Unternehmen, aber es besteht die Gefahr der Einflussnahme 

auf private Unternehmen. Zunehmend unklar ist, welche Rolle der slowenischen 

Entwicklungsgesellschaft zukommt, da sie weiterhin eine Großzahl von Unternehmen 

verwaltet, die nur zögernd umstrukturiert und privatisiert werden. Vor kurzem wurde ein 

neues Führungsteam benannt. Es ist geplant, den Privatisierungsprozess im Jahr 2000 zu 

beschleunigen und ausländischen Investoren Anreize zu bieten.  

Der Anteil der amtlich geregelten Preise am Verbraucherpreisindex stabilisierte sich 

1999 auf rund 14 %. Infolge einer neuen Gewichtung des VPI war Anfang 2000 eine 

weitere Absenkung auf 13,7 % festzustellen. Von der Preiskontrolle betroffen sind 

hauptsächlich Energie, Versorgungsleistungen, öffentlicher Verkehr und grundlegende 

Kommunikationsdienste sowie einige Grundnahrungsmittel (Milch). Im April  und im 

September 2000 wurde das Preisfestsetzungsverfahren für Benzin geändert; die 

slowenischen Einzelhandelspreise für Mineralölerzeugnisse sind nun stärker an die 

Weltmarktpreise gekoppelt, aber die Preisbildung erfolgt weiterhin unter staatlicher 

Kontrolle. Auch für andere amtlich geregelten Preise werden Verfahren in Betracht 

gezogen, die den Marktentwicklungen Rechnung tragen. 

Die Zahl der für zahlungsunfähig erklärten Unternehmen war niedrig. Neben der 

Tatsache, dass der Konkurs von Unternehmen nur zögerlich zugelassen wird, werden die 

Verfahren auch durch das schlecht funktionierende Gerichtssystem beeinträchtigt. Die 

langwierigen Gerichtsverfahren weisen einen erheblichen Rückstand auf; auch werden 

gerichtliche Entscheidungen nicht immer vollzogen. Dennoch sind 1999 durch die 

gesteigerte Leistungsfähigkeit der Gerichte gewisse Fortschritte erzielt worden. Bei 

bankrotten oder mit Verlust wirtschaftenden Unternehmen wird in Slowenien bevorzugt 

auf eine Reorganisation oder Kapitalumschichtung zurückgegriffen. Dies ermöglicht den 

Unternehmen zwar ein kurzfristiges Überleben, sichert aber nicht die langfristige 

wirtschaftliche Rentabilität. 

Das unternehmerische Umfeld ist verbesserungsbedürftig. Der Rückgang ausländischer 

Direktinvestitionen in den Jahren 1998 und 1999, der auch im Jahr 2000 anhielt, zeigt 

deutlich, dass die allgemeinen Rahmenbedingungen für Investoren und Unternehmen 

verbessert werden müssen. Im Verhältnis zur geringen Größe des Inlandsmarktes sind die 

Transaktionskosten bei Unternehmensgründungen relativ hoch. Der Arbeitsmarkt ist 

recht unflexibel und die Lohnstückkosten sind höher als anderswo in der Region. Die bei 

Entlassung von Arbeitnehmern anfallenden Kosten wirken sich nachteilig aus und 

beeinträchtigen die Expansionsbereitschaft von Investoren. Auch die umständlichen 

Genehmigungsverfahren und Probleme beim Erwerb von Baugrundstücken schrecken 

ausländische Investoren ab. Die weiterhin starke Beteiligung des öffentlichen Sektors im 

Banken- und Versicherungswesen, an Versorgungsunternehmen und im 

Gesundheitssektor sowie die bei Privatisierungen weit verbreitete Praxis des 

Management-Buy-outs oder Verkaufs von Betrieben an Teile der Belegschaft  verstärken 

den Eindruck, dass die Wirtschaftsreformen nur langsam vorankommen. Ausländische 

Investoren sehen sich mit einem "Insiderclub" konfrontiert, weshalb kein transparentes 
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unternehmerisches Umfeld entstehen kann. Ein klares Signal, dass sich die Regierung aus 

der Wirtschaft zurückzieht und die verbleibenden Restriktionen für ausländische 

Investitionen und Kapitalzuflüsse schrittweise aufhebt, wäre ein gutes Zeichen. 

Im Bankensektor geht die Umstrukturierung nur schleppend voran. Als wichtigstes 

Ergebnis ist festzuhalten, dass 10 % des Staatsanteils an der Nova Ljubljanska Banka und 

an NKBM dem Kapital- und dem Gesundheitsfonds übertragen wurden. Die Regierung 

bereitet eine Strategie zur Privatisierung der Banken vor. Sie sieht sich jedoch 

politischem Druck ausgesetzt, da sie die nach Auflösung der Sozialistischen Föderativen 

Republik Jugoslawien entstandenen Sanierungskosten wieder einbringen muss. Anfang 

2000 befanden sich immer noch über 40 % der Vermögenswerte des Bankensektors  

unter direkter staatlicher Kontrolle. Die Eigenmittelrelation beträgt im Schnitt 13,9 %, ist 

in den staatseigenen Banken jedoch niedriger. Gewisse Fortschritte hat es bei der 

Einführung einer Bankenaufsicht gegeben, und ein neues Gesetz sieht eine 

Beaufsichtigung der Banken auf konsolidierter Grundlage vor. 

Der Versicherungssektor war bisher noch stärker abgeschirmt als der Bankensektor, 

aber mit dem Erlass zweier Rahmengesetze im Januar 2000 wurden erste Schritte zu 

einer Liberalisierung des Marktes eingeleitet. Im Prinzip öffnet das erste Gesetz den 

Markt für die ausländische Konkurrenz, während das zweite Regeln für die 

Wertermittlung des Gesellschaftskapitals festlegt. Dies ist eine Voraussetzung dafür, dass 

die Eigentumsumwandlung abgeschlossen werden kann. Da es bisher in diesem Sektor 

kaum ausländische Konkurrenz gibt, ist der Druck zur Steigerung der Effizienz geringer. 

Die Anwendung des Gesetzes über die Eigentumsumwandlung ist vorerst ausgesetzt, da 

es vor dem Verfassungsgericht angefochten wurde; somit verzögert sich die dringend 

erforderliche Umstrukturierung des Versicherungssektors weiter. In Anbetracht der 

Größe und Komplexität des Versicherungssektors ist die entsprechende Aufsichtsbehörde 

weder finanziell noch personell in der Lage,  ihre Aufgabe angemessen zu erfüllen. 

Die Finanzmärkte bleiben durch De-Facto-Restriktionen, die für bestimmte kurzfristige 

Kapitalbewegungen gelten,  teilweise vor internationaler Konkurrenz abgeschirmt. 

Beibehalten wurden diese Restriktionen aus Angst davor, dass massive, spekulative 

Kapitalbewegungen das Finanzsystems destabilisieren könnten. Im Einklang mit den von 

Slowenien eingegangenen Verpflichtungen zur Heranführung an die EU sind die 

Restriktionen inzwischen gelockert worden. Eine weitere Umstrukturierung und 

Vertiefung der Finanzmärkte wäre ein angemessener und notwendiger Schritt zur 

fortschreitenden Liberalisierung des Kapitalverkehrs und würde günstigere 

Rahmenbedingungen für die Währungs- und Devisenpolitik schaffen. 

Slowenien kann als funktionierende Marktwirtschaft eingestuft werden. Die 

makroökonomische Stabilität wurde gewahrt und die Haushalts- und 

Zahlungsbilanzsalden hat Slowenien im Griff, so dass die Grundlage für ein stetiges 

Wirtschaftswachstum gegeben ist. Die Wirtschaftsreform kommt gut voran, doch übt der 

Staat auf bestimmte Bereiche der Wirtschaft weiterhin einen erheblichen Einfluss aus. 

Weitere Fortschritte bei der Schaffung besserer wirtschaftlicher Rahmenbedingungen 

würden zusammen mit dem vollständigen und fristgerechten Beendigung der 

Strukturreformen und der Marktliberalisierung dazu beitragen, mehr ausländische 

Investoren anzuziehen und günstigere Voraussetzungen für weiteres Wachstum zu 

schaffen. Slowenien verfügt weitgehend über den erforderlichen rechtlichen und 

institutionellen Rahmen für eine Marktwirtschaft, muss jedoch noch weitere Fortschritte 

bei der Umsetzung machen. Besondere Aufmerksamkeit sollte nunmehr der 
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Beschleunigung der Reform des Finanzsektors geschenkt werden, aus dem sich der Staat 

unter Förderung des Wettbewerbs schneller zurückziehen sollte. Dies würde die 

Unternehmensentwicklung begünstigen und die Markteffizienz erhöhen. 

Die Fähigkeit, dem Wettbewerbsdruck und den Marktkräften in der Union 

standzuhalten 

Wie in der Agenda 2000 dargelegt, hängt Sloweniens Fähigkeit, dieses Kriterium zu 

erfüllen, von der Existenz einer Marktwirtschaft und eines stabilen 

gesamtwirtschaftlichen Umfelds ab, in dem die einzelnen Wirtschaftsbeteiligten ihre 

Entscheidungen unter vorhersehbaren Bedingungen treffen können. Auch muss Human- 

und Sachkapital einschließlich Infrastruktur in ausreichendem Umfang zur Verfügung 

stehen. Staatliche Unternehmen müssen umstrukturiert werden, und alle Unternehmen 

müssen Investitionen zur Erhöhung ihrer Leistungsfähigkeit tätigen. Die Unternehmen 

werden um so anpassungsfähiger sein, je leichter sie Zugang zur Außenfinanzierung 

haben und je erfolgreicher sie bei der Umstrukturierung und Innovation sind. Insgesamt 

kann man sagen, dass eine Volkswirtschaft die aus der Mitgliedschaft erwachsenen 

Verpflichtungen um so besser erfüllen kann, je stärker sie bereits vor dem Beitritt in die 

Wirtschaft der Europäischen Union integriert ist. Volumen und Produktpalette des 

Außenhandels mit den EG-Mitgliedstaaten zeigen dies. 

Slowenien besitzt eine funktionierende Marktwirtschaft. Die makroökonomische 

Stabilität ist gesichert und wird durch eine solide Finanzpolitik, niedrige Inflation, einen 

tragfähigen Leistungsbilanzsaldo und geringe Auslandsverschuldung hinreichend 

bestätigt. Damit sind die Grundvoraussetzungen geschaffen, um dem Wettbewerbsdruck 

standhalten zu können. Die Herausforderung besteht nun darin, makroökonomische 

Politik in einem offeneren Umfeld zu betreiben. 

Obwohl die Arbeitskräfte gut ausgebildet sind, kommt es zu erheblichen Engpässen, 

wenn Beschäftigte der traditionellen Wirtschaftszweige auf Tätigkeiten mit einem 

höheren technologischen Inhalt umgestellt werden sollen. Erforderlich sind daher gezielte 

Anstrengungen zur Aus- und Weiterbildung, um die strukturelle Arbeitslosigkeit 

abzubauen. Gestützt wird die Wettbewerbsfähigkeit der slowenischen Wirtschaft  durch 

einen sinkenden realen effektiven Wechselkurs. 

Slowenien verfügt über eine gut ausgebaute Infrastruktur, die ständig verbessert wird. 

Die Investitionsquote ist in den letzten Jahren stetig gestiegen, sodass schrittweise die 

Voraussetzungen für höhere Leistungsfähigkeit geschaffen wurden. Im Jahr 1999 erhöhte 

sich der Anteil der Investitionen am BIP auf circa 27% gegenüber 25,5% im Vorjahr. 

Allerdings stimmt der geringe Zufluss ausländischer Direktinvestitionen bedenklich. Da  

ausländische Direktinvestitionen ein wichtiges Vehikel für den Transfer von Technologie 

und modernen Managementtechniken sind, sollte dieses Problem angegangen werden. 

Die jüngste Strategie der Regierung zur Förderung ausländischer Direktinvestitionen ist 

ein Schritt in die richtige Richtung, hat aber noch keine Ergebnisse gebracht. Ein hohes 

Niveau ausländischer Direktinvestitionen ist nur zu erreichen, wenn das 

Wirtschaftsgeschehen  transparenter  und in den Schlüsselbereichen ein echter 

Wettbewerb hergestellt wird. 

Die Umstrukturierung des Unternehmenssektors kommt - wenn auch langsam - voran. 

Auf die erste Phase der Eigentumsumwandlung folgt nun eine zweite Phase, in der die 

schon privatisierten Unternehmen in effizientere Produktionsverfahren investieren und 
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die Managementqualität verbessern, um die Produktivität zu steigern. Zwischen 

Mai 1999 und Mai 2000 gingen die Lohnstückkosten um 6,4 % zurück. Die 

Unternehmensgewinne haben sich 1999 gegenüber dem Vorjahr verdreifacht. Die Lage 

verbessert sich vor allem für Unternehmen, die sich in privatem oder ausländischem 

Besitz befinden. Bei diesen Unternehmen ist festzustellen, dass  umfangreiche 

Investitionen getätigt werden, die Rentabilität wiedererlangt, die Beschäftigung 

ausgeweitet wird und der Exportanteil steigt. Bei der größeren Gruppe staatlicher 

Unternehmen oder der Betriebe, die durch Management-Buy-out bzw. den Aufkauf durch 

die Beschäftigten privatisiert wurden, sieht die Lage weniger ermutigend aus. Hier ist die 

Rentabilität gering oder es werden Verluste verzeichnet. Es mangelt an Investitionen und 

die Beschäftigung ist rückläufig. Damit zeigen sich die Grenzen von 

Privatisierungsmethoden, die kein neues Kapital bzw. keine neuen 

Managementerfahrungen einbringen. 

Der Staat greift weiterhin in zahlreiche Wirtschaftsbereiche ein, entweder direkt als De-

Facto-Eigentümer von Unternehmen, Finanzinstituten und Versorgungsbetrieben oder 

indirekt durch besondere Beihilferegelungen. Das  Gesamtvolumen staatlicher Beihilfen, 

das seit 1996 einen stetigen Aufwärtstrend verzeichnet, wird 1999 mit 3,5 % des BIP 

veranschlagt und ist damit fast dreimal so hoch wie in der EG-15. Obwohl die 

slowenische Entwicklungsgesellschaft formell unabhängig ist, muss ihr Verhalten als 

interventionistisch bezeichnet werden, da zwischen den ihr unterstehenden Unternehmen 

Quersubventionierungen stattfinden. Die Agrarpolitik ist durch Subventions- und 

Preiseniveaus charakterisiert, die in zahlreichen Produktionszweigen weit über dem EG-

15-Niveau liegen, und ist somit protektionistischer ausgerichtet als in anderen Ländern 

der Region.  

Die Handelsintegration mit der EU verläuft auf hohem Niveau. Nach den Balkankriegen 

hat sich Slowenien aktiv um eine Neuausrichtung seiner Exporte bemüht. Seit der 

Russlandkrise ist der Handel mit Russland fast völlig zum Erliegen gekommen und 

macht nun weniger als 2 % des Gesamthandels aus. Angesichts einer günstigeren 

Entwicklungsperspektive in der Region, insbesondere im benachbarten Kroatien, dürfte 

eine gewisse Rückkehr zu den traditionellen Handelsstrukturen zu erwarten sein. 

Slowenien verfügt weiterhin über eine sehr offene Wirtschaft, wobei die Summe der Ein- 

und Ausfuhren mehr als 110 % des BIP erreicht. 66,1 % der Ausfuhren waren 1999 für 

EG-Märkte bestimmt, während 68,6 % der Einfuhren aus der EG kamen. Am  

Exportwachstum sind vor allem Unternehmen, die sich in ausländischem oder privatem 

Besitz befinden, beteiligt. Zu den wichtigsten Ausfuhrposten zählen Kraftfahrzeuge und 

Kraftfahrzeugteile. 

Eine tragende Rolle in der slowenischen Wirtschaft spielen die KMU, denen  99,7 % aller 

Unternehmen (1998) zugeordnet werden. Der Beschäftigungsanteil dieser Unternehmen 

beläuft sich auf 57.6%, 57,1 % der Einkommen werden von ihnen erwirtschaftet. Sie 

haben allerdings Schwierigkeiten mit dem Zugang zu Banken und Krediten. Außerdem 

leiden sie unter administrativen Hürden beim Erwerb von Genehmigungen und 

Zulassungen. Die Regierung hat deshalb ein spezielles Programm zum Abbau der 

Bürokratie und  Verwaltungshürden vorbereitet (siehe auch Kapitel 16 - Kleine und 

mittlere Unternehmen). 

Slowenien dürfte in naher Zukunft in der Lage sein, dem Wettbewerbsdruck und den 

Marktkräften innerhalb der Union standzuhalten, sofern es die laufenden Reformen zur 

Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft abschließt. Damit sich Slowenien 
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besser auf diese Herausforderung vorbereiten kann, sollte die Einflussnahme des Staates 

auf die Wirtschaft schrittweise verringert und der Wettbewerb gefördert werden, um die 

Marktkräfte stärker zum Tragen kommen zu lassen. Kurzfristig ist es erforderlich, der 

Reform des Finanzsektors neue Impulse zu verleihen und die 

Unternehmensumstrukturierung zu beschleunigen. Auch die Flexibilität auf dem 

Arbeitsmarkt sollte gesteigert werden. Die Fähigkeit, ausländische Investoren 

anzuziehen, würde von echten Reformfortschritten und einer weiteren Integration in die 

Wirtschaft der EU zeugen. Dadurch würden Produktivität und Wettbewerbsfähigkeit 

gesteigert. 

2.4. Allgemeine Berwertung 

Slowenien kann als funktionierende Marktwirtschaft eingestuft werden und dürfte in 

naher Zukunft in der Lage sein, dem Wettbewerbsdruck und den Marktkräften innerhalb 

der Union standzuhalten, sofern es die laufenden Reformen zur Steigerung der 

Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft zum Abschluss bringt. 

Dank der anhaltenden makroökonomischen Stabilität und der Haushalts- und 

Zahlungsbilanzsalden, die Slowenien im Griff hat, ist die Grundlage für ein stetiges 

Wachstum gegeben. Einige Maßnahmen wurden ergriffen, um die Nachhaltigkeit der 

Rentenreform mittelfristig zu gewährleisten. Der erforderliche rechtliche und 

institutionelle Rahmen für eine Marktwirtschaft wurde weitgehend geschaffen. 

Die Umsetzung dieser Rahmenvorschriften kann jedoch verbessert werden. Außerdem 

übt der Staat auf bestimmte Bereiche der Wirtschaft immer noch einen erheblichen 

Einfluss aus. Insbesondere der Finanzsektor wird weiterhin von den Staatsbanken 

beherrscht, was sich hemmend auf Entwicklung und Wettbewerb auswirkt. Aufgrund des 

schleppend verlaufenden Privatisierungsprozesses und des wenig flexiblen 

Geschäftsumfelds fließen nur wenige ausländische Direktinvestitionen nach Slowenien. 

Weitere Fortschritte bei der Schaffung besserer wirtschaftlicher Rahmenbedingungen 

würden zusammen mit dem vollständigen und fristgerechten Abschluss der 

Privatisierung, der Strukturreformen und der Marktliberalisierung dazu beitragen, mehr 

ausländische Investoren anzuziehen und günstigere Voraussetzungen für ein weiteres 

stetiges Wachstum zu schaffen. Kurzfristig ist es erforderlich, der Reform des 

Finanzsektors im Interesse des Wettbewerbs neue Impulse zu verleihen und die 

Unternehmensumstrukturierung zu beschleunigen. Auch die Flexibilität des 

Arbeitsmarktes sollte erhöht werden. Diese Maßnahmen würden die 

Unternehmensentwicklung begünstigen und die Markteffizienz erhöhen. 
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3. Fähigkeit zur Übernahme der aus der Mitgliedschaft erwachsenden 

Verpflichtungen 

Einleitung 

Dieses Kapitel dient der Aktualisierung der Angaben des Kommissionsberichts von 1999 

über die Fähigkeit Sloweniens, die aus der Mitgliedschaft erwachsenden Verpflichtungen 

zu erfüllen, das heißt, die als gemeinschaftlicher Besitzstand8 bezeichneten Rechts- und 

Verwaltungsvorschriften zu übernehmen, mit denen die Union ihre Ziele verwirklicht. 

Neben einer Evaluierung der einschlägigen Entwicklung seit der Annahme des  Berichts 

von 1999 wird in diesem Abschnitt allgemein die Fähigkeit Sloweniens bewertet, die aus 

der Mitgliedschaft erwachsenden Verpflichtungen zu erfüllen, und es  wird festgestellt, 

was noch zu tun bleibt. Der Abschnitt behandelt nacheinander die 

29 Verhandlungskapitel und schließt die Bewertung der Fähigkeit der 

Verwaltungsstrukturen Sloweniens ein, den gemeinschaftlichen Besitzstand in den 

einzelnen Bereichen umzusetzen (bisher war dies Gegenstand eines gesonderten 

Kapitels). Neu ist der Abschnitt über die Fortschritte bei der Übersetzung des 

Besitzstands in die Landessprache. 

Der Europäische Rat vom Dezember 1995 in Madrid verwies auf die Notwendigkeit, 

insbesondere durch die Anpassung der Verwaltungsstrukturen die Voraussetzungen für 

eine schrittweise und harmonische Integration der Bewerberländer zu schaffen. In der 

Agenda 2000 nahm die Kommission das Thema wieder auf und bekräftigte, wie wichtig 

die effektive Übernahme des Gemeinschaftsrechts in innerstaatliches Recht ist, 

unterstrich aber gleichzeitig, dass es noch weit mehr darauf ankommt, eine 

ordnungsgemäße Umsetzung durch einen adäquaten Verwaltungs- und Justizapparat zu 

gewährleisten. Dies ist eine wesentliche Voraussetzung hinsichtlich des für die künftige 

Mitgliedschaft unerlässlichen gegenseitigen Vertrauens, das zu einem zentralen Punkt der 

Verhandlungen geworden ist. 

Der Europäische Rat vom Juni 2000 in Feira erinnerte daran, dass Fortschritte in den 

Verhandlungen von der Fähigkeit der Bewerberländer abhängen, den gemeinschaftlichen 

Besitzstand umzusetzen und anzuwenden. Er führte dazu aus, dass dies erhebliche 

Anstrengungen seitens der Bewerberländer beim Ausbau ihres Verwaltungs- und 

Justizapparats erfordert. Er forderte die Kommission auf, dem Rat in dieser Sache Bericht 

zu erstatten. Der vorliegende Bericht geht von der Bewertung der Leistungsfähigkeit der 

slowenischen Verwaltung im Bericht von 1999 aus und bemüht sich um eine weitere 

Vertiefung, wobei das Schwergewicht auf den zentralen Verwaltungsstrukturen liegt, die 

für die Umsetzung der einzelnen Bereiche des gemeinschaftlichen Besitzstands 

erforderlich sind.  

In dem Bericht von 1999 kam die Kommission zu folgendem Schluss: 

“Slowenien beschleunigte die Rechtsangleichung insgesamt beträchtlich und erzielte 

beeindruckende Fortschritte in den meisten Bereichen des Besitzstands. Es erließ 

wesentliche Binnenmarktvorschriften. Auf dem Gebiet der Normung und der 

                                                 
8 Eine Beschreibung des gemeinschaftlichen Besitzstands nach Kapiteln findet sich in der Stellungnahme der Kommission zum 

Antrag Sloweniens auf Beitritt zur Europäischen Union aus dem Jahre 1997.  
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Zertifizierung wurden Rahmenvorschriften, sektorspezifische Bestimmungen und 

Vorschriften über die Produkthaftung angenommen. Auch Datenschutzbestimmungen 

wurden verabschiedet. Die erfolgreich vorangetriebene Liberalisierung des 

Kapitalverkehrs und des Banken- und Wertpapiersektors trug zusammen mit den 

Änderungen des Gesellschaftsrechts dazu bei, daß viele Beschränkungen für ausländische 

Unternehmen in Slowenien beseitigt wurden. Zwei weitere wichtige Schritte auf dem 

Weg der Angleichung an den Besitzstand des Binnenmarktes waren die Verabschiedung 

des Kartellgesetzes und die Annahme des MwSt- und des Verbrauchsteuergesetzes. 

Fortschritte wurden auch im Bereich Justiz und Inneres verzeichnet, denn Slowenien 

nahm das Ausländer- und das Asylgesetz an und ergriff Maßnahmen zur Bekämpfung der 

organisierten Kriminalität und der Korruption. Slowenien setzte seine Anstrengungen im 

Bereich Beschäftigung und Soziales fort, in dem viele Rechtsvorschriften bereits mit dem 

Besitzstand in Einklang stehen. Im Umweltbereich wurden Rechtsvorschriften über 

Wasser, Luft, Abfallentsorgung und Naturschutz angenommen und zugleich einige 

Fortschritte bei der Veranschlagung der Kosten für die Rechtsangleichung und bei der 

Aufstellung entsprechender Finanzierungspläne erzielt. Durch die Änderung des 

Zollgesetzes wurden die slowenischen Rechtsvorschriften und Praktiken in diesem 

Bereich noch stärker an diejenigen der EU angeglichen. Auch die Rechtsangleichung im 

Bereich der Tier- und Pflanzengesundheit kommt voran, muß aber angesichts des 

weiterhin großen Handlungsbedarfs im Landwirtschaftsbereich beschleunigt werden. 

Die Festlegung eines Rechtsrahmens für staatliche Beihilfen steht immer noch aus. 

Slowenien muß die Rechtsangleichung im Bereich der Freizügigkeit und des freien 

Kapital- und Dienstleistungsverkehrs abschließen. Im Bereich der Dienstleistungen 

müssen Rechtsvorschriften über den Versicherungssektor erlassen werden. Weiterer 

Anstrengungen bedarf es auch beim öffentlichen Auftragswesen und beim geistigen und 

gewerblichen Eigentum. Die Angleichung der Rechtsvorschriften über audiovisuelle 

Medien kam nicht voran. Die Bereiche Grenzkontrollen und Drogen verlangen weiterhin 

Aufmerksamkeit.  

Slowenien erzielte nur geringe Fortschritte bei der Reform der öffentlichen Verwaltung 

und der Justiz. Die unlängst erlassenen sektoralen Rechtsvorschriften (Normen und 

Zertifizierung, Justiz und Inneres, Regionalpolitik) sehen jedoch die Schaffung vieler der 

erforderlichen Verwaltungsstrukturen vor. Nunmehr ist es wichtig, daß Slowenien diese 

Gremien tatsächlich einrichtet und angemessen ausstattet, was unter anderem eine 

ausreichende Zahl qualifizierter Mitarbeiter beinhaltet. In den Bereichen Wettbewerb, 

Beschäftigung und Soziales, Landwirtschaft und Zoll wurden Schritte zur Konsolidierung 

der Leistungsfähigkeit der Verwaltung unternommen. Aufmerksamkeit muß weiterhin 

der Stärkung der Verwaltung auf den Gebieten Umwelt, Steuern, staatliche Beihilfen und 

Justiz und Inneres gewidmet werden. Für das öffentliche Auftragswesens wie auch für 

den Energie- und den Telekommunikationssektor müssen angemessene Aufsichts- und 

Regulierungsstrukturen geschaffen werden. 

Slowenien erreichte die meisten seiner kurzfristigen Ziele in den prioritären Bereichen 

der Beitrittspartnerschaft. Es erließ Binnenmarktvorschriften, leitete Maßnahmen zur 

Klärung der vermögensrechtlichen Fragen ein und machte Fortschritte bei der Umsetzung 

der Rechtsvorschriften im Umweltbereich. Zudem sehen die unlängst erlassenen 

Rechtsvorschriften die Schaffung vieler Einrichtungen vor, die für die Umsetzung des 

Besitzstands erforderlich sind. Allerdings wurden die kurzfristigen Ziele der 

Beitrittspartnerschaft in den Bereichen Banken, Versicherung und Steigerung der 
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Leistungsfähigkeit der Verwaltung und der Justiz  (Annahme eines Gesetzes über den 

öffentlichen Dienst, Katasterführung, Finanzkontrolle) nur zum Teil erreicht." 

3.1. Die Kapitel des gemeinschaftlichen Besitzstands 

Wie bereits gesagt, wird die Fähigkeit Sloweniens, die aus der Mitgliedschaft 

erwachsenden Verpflichtungen zu erfüllen, anhand der 29 Verhandlungskapitel bewertet. 

Dementsprechend steht am Anfang die Beurteilung der Fortschritte im Bereich der 

sogenannten "vier Freiheiten", den Eckpfeilern des Binnenmarkts. Anschließend werden 

die Fortschritte der Reihe nach für jedes Verhandlungskapitel bewertet, so dass der 

gemeinschaftliche Besitzstand in seiner Gesamtheit erfasst wird: sektorale 

Politikbereiche, Wirtschafts- und Steuerfragen, wirtschaftlicher und sozialer 

Zusammenhalt, Innovation, Lebensqualität und Umweltschutz, Justiz und Inneres, 

auswärtige Angelegenheiten und finanzielle Fragen. 

Kapitel 1: Freier Warenverkehr 

Slowenien hat seit der Annahme des letzten Regelmäßigen Berichts auf diesem Gebiet 

weiterhin konstante Fortschritte erzielt. 

Auf der Grundlage der im vergangenen Jahr erlassenen Rahmenvorschriften kam das 

Land bei der Übernahme der Grundsätze des neuen und des globalen Konzepts weiter 

voran. Im April wurde ein Beschluss zur Errichtung der slowenischen 

Akkreditierungsbehörde gefasst, die ein Vollmitglied der EA (European Co-operation for 

Accreditation) ist. Die Akkeditierungsfunktionen, die zuvor das slowenische Institut für 

Normung und Messtechnik (SINM) ausübte, wurden auf diese neue Behörde übertragen. 

Im Juli wurde dann die Errichtung des slowenischen Normungsinstituts beschlossen, das 

die Normungstätigkeit des SINM übernahm. Dadurch wurde die Trennung zwischen 

Akkreditierung, Zertifizierung und Normung endgültig vollzogen, nachdem diese 

Aufgaben zuvor alle vom SINM ausgeführt worden waren. Bis Ende 1999 wurden 15 

Stellen im Einklang mit den einschlägigen EN-Normen der Reihe 45000 akkreditiert, 

darunter 9 Eichlabors, 5 Prüflabors und ein Zertifizierungsgremium für die 

Qualitätssicherung. Auf dem Gebiet der Normung machte Slowenien seit dem 

vergangenen Jahr kontinuierlich Fortschritte. Im Juni hatte es 3.851 CEN-Normen und 

2.168 CENELEC-Normen (d.h. 65 % des gesamten Normenbestandes dieser 

Einrichtungen) und 624 ETSI-Normen (43 % des Gesamtbestandes) übernommen. Die 

Mitgliedschaft in diesen europäischen Normenorganisationen setzt die Annahme von 

mindestens 80 % der Normen voraus. Im Juli wurde ein Erlass zur Umsetzung der 

Richtlinie über das Notifizierungsverfahren auf dem Gebiet der Normen und der 

technischen Vorschriften veröffentlicht. Beim Datenaustausch zwischen den 

Verwaltungen kam es seit der Annahme des letzten Regelmäßigen Berichts nicht zu 

nennenswerten Entwicklungen. 

Im Bereich der sektorspezifischen Rechtsvorschriften wurden deutliche Fortschritte 

erzielt. Mit der im Dezember 1999 veröffentlichten Verfügung über Erzeugnisse in 

Fertigverpackungen und dem im Februar 2000 verabschiedeten Gesetz über das 

Messwesen setzte Slowenien den gemeinschaftlichen Besitzstand im Bereich des 

amtlichen Messwesens und der Fertigpackungen um. Das vorgenannte Gesetz geht 

auf das Messsystem, die wesentlichen Anforderungen, die Konformitätsbewertung und 

die Kontrollvorschriften ein. Im Bereich der Konformitätsbewertung wird nach dem 
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Abschluss des Konformitätsbewertungsprotokolls zum Europa-Abkommen folgendes 

gewährleistet: angemessene Kennzeichnungen, obligatorische Notifizierung 

herstellerspezifischer Zeichen und Notifizierung von Konformitätsbewertungsstellen. Das 

SINM wird weiterhin für die Umsetzung in diesem Bereich zuständig sein. 

Die Maschinenrichtlinie wurde im Juni 2000 durch sekundärrechtliche Vorschriften 

umgesetzt. Nach dem Abschluss des obengenannten Protokolls werden die 

Bestimmungen über die CE-Kennzeichnung und die Notifizierung der 

Konformitätsbewertungsstellen Anwendung finden. 

Im September 2000 erließ Slowenien dann auch sekundärrechtliche Vorschriften über 

persönliche Schutzausrüstungen. Mit der Marktüberwachung wurde die 

Arbeitsschutzbehörde betraut. Ebenfalls im September 2000 wurden 

Durchführungsbestimmungen über Gasverbrauchseinrichtungen angenommen. 

Im Bereich der elektrischen Betriebsmittel wurden die Richtlinien über 

Niederspannungsgeräte und elektromagnetische Verträglichkeit im Juni 2000 bzw. 

im Dezember 1999 durch sekundärrechtliche Bestimmungen umgesetzt. Nach dem 

Abschluss des obengenannten Protokolls über die Konformitätsbewertung werden die 

Bestimmungen über die CE-Kennzeichnung und die Notifizierung der 

Konformitätsbewertungsstellen Anwendung finden. 

Im Bereich der Medizinprodukte wurde im November 1999 das Gesetz über 

Arzneimittel und Medizinprodukte verabschiedet, mit dem der Rahmen für die 

Rechtsangleichung in diesem Bereich geschaffen und eine konzeptionelle Trennung 

zwischen Medizinprodukten und Arzneimitteln eingeführt wurde. Auf dieser Grundlage 

wurde im Juli eine Verordnung über den Vertrieb von Medizinprodukten auf 

Großhandelsebene erlassen. 

Auf dem Gebiet der Bauprodukte erzielte Slowenien im Mai 2000 mit der 

Verabschiedung des Gesetzes über Bauprodukte deutliche Fortschritte. Dieses Gesetz, 

mit dem die Bestimmungen der einschlägigen Richtlinie umgesetzt werden, regelt das 

Inverkehrbringen von Bauprodukten. Der staatlichen Bauaufsichtsbehörde wurde die 

Marktüberwachung übertragen. Slowenien hat jetzt noch die Aufgabe, die harmonisierten 

Europäischen Normen und die europäischen technischen Zulassungen zu übernehmen. 

Deutlich vorangetrieben wurde die Rechtsangleichung im Bereich der Lebensmittel 

durch das im Mai verabschiedete Gesetz über die Genusstauglichkeit von Lebensmitteln 

und die Unbedenklichkeit von Gegenständen und Materialien, die mit Lebensmitteln in 

Kontakt kommen. Es handelt sich um ein Rahmengesetz, dass die Grundlage für die 

weitere Harmonisierung durch sekundärrechtliche Vorschriften bildet. Auch das im Juni 

angenommene Landwirtschaftsgesetz sieht eine weitere Rechtsangleichung in diesem 

Sektor vor. Slowenien hat mit der Annahme der erforderlichen 

Durchführungsvorschriften begonnen und in diesem Zusammenhang Anfang 2000 

Verordnungen über folgende Aspekte erlassen: Kriterien für die Zulassung von 

Prüfstellen im Lebensmittelsektor, Zusatzstoffe, Erucasäure, Mineral- und Quellwasser 

und Kennzeichnung von Lebensmitteln in Fertigpackungen. Mit dem im November 1999 

verabschiedeten Gesetz über die Aufsicht im Gesundheitswesen wurde die 

Rechtsgrundlage für die Durchsetzung der einschlägigen Bestimmungen des 

gemeinschaftlichen Besitzstands durch das Gesundheitsamt geschaffen. Mit der 

Marktüberwachung wurden die Aufsichtsbehörden im Bereich der Landwirtschaft und 
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der Tiergesundheit betraut. Die Verwaltungskapazitäten und Befugnisse für die 

Durchsetzung der Rechtsvorschriften und die Kontrolle von verarbeiteten Lebensmitteln 

und Lebensmitteln nicht tierischer Herkunft müssen verstärkt bzw. geklärt werden. 

Im Bereich der Chemikalien erzielte Slowenien weitere Fortschritte. Zu folgenden 

Aspekten wurden sekundärrechtliche Vorschriften erlassen: Beschränkungen für das 

Inverkehrbringen und den Gebrauch bestimmter gefährlicher Stoffe und Zubereitungen, 

Klassifizierung, Verpackung und Kennzeichnung gefährlicher Zubereitungen, Grundsätze 

und Kontrolle der guten Laborpraxis. Das 1999 erlassene Gesetz über die Beförderung 

gefährlicher Güter enthält einige der Bestimmungen, die für die Rechtsangleichung im 

Bereich der Sprengstoffe erforderlich sind. Im Februar wurde ein Gesetz über 

Drogenvorstoffe verabschiedet. Dieses Gesetz regelt die Überwachung der Aus- und 

Einfuhr von Drogenvorstoffen und des Handels mit solchen Vorstoffen im Inland, legt 

die Bedingungen für die Herstellung und den Handel fest und enthält eine aktuelle Liste 

der Drogenvorstoffe. Damit wurden die einschlägigen EG-Bestimmungen übernommen. 

Die im Oktober 1999 auf der Grundlage des Chemiegesetzes gegründete nationale 

Chemiebehörde erhöhte die Zahl ihrer Mitarbeiter im Jahr 2000 von 9 auf 14. Das im 

November 1999 erlassene Gesetz über die Aufsicht im Gesundheitswesen enthält die 

Rahmenvorschriften für die Aufsichts- und Durchsetzungstätigkeit des Gesundheitsamtes 

in diesem Bereich des gemeinschaftlichen Besitzstands. 

Auf dem Gebiet der Arzneimittel wurde die Rechtsangleichung im November 1999 

durch die Verabschiedung des Gesetzes über Arzneimittel und Medizinprodukte deutlich 

vorangetrieben. Durch dieses Gesetz werden insbesondere die Bedingungen und die 

Verfahren für die Zulassung an den gemeinschaftlichen Besitzstand angepasst. Auf dieser 

Grundlage begann Slowenien mit der Verabschiedung der einschlägigen 

sekundärrechtlichen Vorschriften insbesondere in folgenden Bereichen: Abgrenzung und 

Klassifizierung von Arzneimitteln, toxikologische und pharmakologische Prüfung von 

Arzneimitteln, klinische Tests, Farbstoffe und Genehmigungen für den Handel mit 

Arzneimitteln. Im Mai 2000 wurde auch eine neue Verordnung über die 

Großhandelspreise für Arzneimittel erlassen, die mit der einschlägigen Richtlinie im 

Einklang steht. Das Gesetz sah auch Bestimmungen über den Schutz der Ergebnisse 

klinischer Prüfungen und der im Zusammenhang mit Zulassungsanträgen vorgelegten 

Testdaten ab dem Jahr 2000 vor, doch wurde der Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser 

Schutzbestimmungen durch eine Änderung des Gesetzes auf 2002 verschoben. Im Mai 

wurde auch ein Gesetz über die Blutversorgung erlassen, um die slowenischen 

Bestimmungen an die einschlägige Richtlinie anzupassen. Das im November 1999 

verabschiedete Gesetz über die Aufsicht im Gesundheitswesen bildet die 

Rechtsgrundlage für die Vollstreckungstätigkeit des Gesundheitsamtes in diesem Bereich 

des gemeinschaftlichen Besitzstands. Das Gesundheitsamt wurde wie auch das Amt für 

Arzneimittel personell verstärkt. Für die Inspektoren werden Schulungsmaßnahmen 

durchgeführt. 

Im Bereich der kosmetischen Erzeugnisse wurde die Rechtsangleichung im Juli mit der 

Verabschiedung eines Gesetzes über Kosmetika deutlich vorangetrieben, in dem 

Sicherheitsanforderungen und Verfahren für das Inverkehrbringen und die 

Konformitätsbewertung festgelegt sind. 

Auf dem Gebiet Textilien und Schuhe hat Slowenien durch die Annahme 

sekundärrechtlicher Vorschriften in den nachstehenden Bereichen den gesamten 

gemeinschaftlichen Besitzstand übernommen: Faserzusammensetzung und Bezeichnung 
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von Textilerzeugnissen, Kennzeichnung von Textilien und Schuhen und Methode der 

quantitativen Analyse von Fasermischungen. Die diskriminierenden Bestimmungen über 

die Kennzeichnung und Zertifizierung eingeführter Textilien wurden aufgehoben. 

In den folgenden Bereichen wurden seit der Annahme des letzten Regelmäßigen Berichts 

keinen nennenswerten Fortschritte erzielt: Spielzeug, Sportboote, Geräte zur 

bestimmungsgemäßen Verwendung in explosionsgefährdeten Bereichen, Aufzüge, 

Druckbehälter, Kraftfahrzeuge, Glas, Holz. 

In den nicht harmonisierten Bereichen wurden einige Fortschritte erzielt. So hob 

Slowenien im Januar die diskriminierenden Bestimmungen für eingeführte Textilien auf, 

die im Widerspruch zu den Artikeln 28 bis 30 des EG-Vertrags standen. Ferner 

verabschiedete Slowenien ein Gesetz über Feuerwaffen, um die einschlägige Richtlinie 

umzusetzen. Außerdem wurde das Gesetz über das kulturelle Erbe zur Umsetzung der 

Kulturgüter-Richtlinie angenommen. 

Auf dem Gebiet des öffentlichen Auftragswesens wurde die Rechtsangleichung mit 

dem 1999 angenommenen neuen Gesetz über die Überprüfung öffentlicher 

Ausschreibungen und dem im April 2000 verabschiedeten neuen Gesetz über das 

öffentliche Auftragswesen deutlich vorangetrieben. 

Das erstgenannte Gesetz enthält im Einklang mit dem gemeinschaftlichen Besitzstand 

Rechtsmittelbestimmungen und Vorschriften über den Schutz der Bieter während des 

Vergabeverfahrens. Außerdem sieht es die Einrichtung einer unabhängigen 

Aufsichtsbehörde, der Staatlichen Kontrollkommission, vor. Zur Gewährleistung ihrer 

Unabhängigkeit werden die Mitglieder dieser Kommission von der Staatsversammlung 

ernannt und können nur im Falle eines Fehlverhaltens entlassen werden. In den ersten 

Monaten des Jahres 1999 gingen bei der Kontrollkommission, der Vorgängerin der 

Staatlichen Kontrollkommission, 250 Beschwerden ein. Ein Drittel dieser Beschwerden 

wurde als unbegründet abgewiesen, während in rund 160 Fällen die Entscheidung der 

Vergabestelle ganz oder teilweise aufgehoben wurde. 

Das im April 2000 erlassene Gesetz über das öffentliche Auftragswesen regelt die 

Vergabe von Liefer-, Bau- und Dienstleistungsaufträgen und erstreckt sich auf den 

Wasser-, Energie-, Verkehrs- und Telekommunikationssektor. Es führt die Transparenz- 

und Gleichheitsgrundsätze der EG ein und legt Verfahren und Fristen im Bereich des 

öffentlichen Auftragswesens fest. Die 10%-Präferenz für inländische Bieter wurde 

abgeschafft. Gemäß dem Gesetz soll binnen eines Jahres nach seinem Inkrafttreten auch 

ein Amt für das öffentliche Auftragswesen eingerichtet werden. Es soll die 

Vergabestellen durch Schulungsmaßnahmen und Beratung unterstützen und die 

Ausschreibungen für sie zentralisieren. Um die vollständige Rechtsangleichung zu 

gewährleisten, muss dieses Gesetz jedoch durch sekundärrechtliche Vorschriften ergänzt 

werden. In einigen Punkten besteht noch Verbesserungsbedarf. So muss beispielsweise 

die Klausel aufgehoben werden, die die Anwendung slowenischer Normen und 

technischer Spezifikationen bei öffentlichen Aufträgen vorschreibt. 

Gesamtbewertung 

Insgesamt, insbesondere in den letzten zwei Jahren, wurden auf gesetzgeberischem 

Gebiet deutliche Fortschritte erzielt. Das Hauptaugenmerk sollte nunmehr auf die 

fristgerechte und vollständige Annahme der noch ausstehenden sekundärrechtlichen 
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Vorschriften und den Ausbau der Institutionen – u.a. der Nachfolgeorganisationen des 

SINM und der Konformitätsbewertungsstellen - gelegt werden. 

Im Bereich der horizontalen Fragen und Verfahren verfügt Slowenien seit 1999 über 

angemessene horizontale Rahmenvorschriften, mit denen die Grundsätze des neuen 

und des globalen Konzepts in vollem Umfang umgesetzt wurden. Dabei handelt es sich 

um die folgenden Rechtsakte: Gesetz über die allgemeine Produktsicherheit, 

Normungsgesetz, Gesetz über technische Vorschriften für Produkte und 

Konformitätsbewertung und Akkreditierungsgesetz. Der Institutionenaufbau kommt 

voran, wie die grundlegende Reorganisation des SINM beweist. Die 

Konformitätsbewertungsstellen müssen jedoch durch geschulte Mitarbeiter verstärkt bzw. 

in einigen Fällen noch aufgebaut werden. Die Marktüberwachung setzt eine bessere 

Koordinierung zwischen den zuständigen slowenischen Behörden voraus. Im Bereich der 

Normung könnte es Slowenien bei Beibehaltung seines jetzigen Rhythmus in absehbarer 

Zeit gelingen, 80 % der europäischen Normen zu übernehmen und damit die 

Voraussetzung für die Mitgliedschaft in den europäischen Normenorganisationen zu 

erfüllen. Die Lage im Bereich der Notifizierungsverfahren für Normen und technische 

Spezifikationen und des Datenaustausches zwischen den Verwaltungen ist 

zufriedenstellend. 

Im Bereich der sektorspezifischen Rechtsvorschriften ist die gesetzgeberische Tätigkeit 

in ausreichendem Maße vorangekommen, da das Parlament alle wesentlichen 

Rahmenvorschriften verabschiedet hat. Defizite gibt es nur noch bei Düngemitteln und 

Sportbooten. In bestimmten Bereichen sind noch geringfügige Anpassungen erforderlich. 

Bei den sekundärrechtlichen Vorschriften wurden Fortschritte erzielt, so dass die 

Rechtsangleichung in den folgenden Bereichen gut vorangekommen ist: amtliches 

Messwesen, Fertigverpackungen, Maschinen, Niedrigspannungsgeräte und 

elektromagnetische Verträglichkeit, Textilien und Schuhe. Außerdem wurde auch der 

gemeinschaftliche Besitzstand im Bereich Lebensmittel, Chemikalien, Medizinprodukte, 

Arzneimittel, Bauprodukte und Kraftfahrzeuge teilweise umgesetzt. Allerdings räumen 

die slowenischen Behörden ein, dass die Umsetzung der verbleibenden 

sekundärrechtlichen Vorschriften langsamer vorankommt als ursprünglich geplant. Dies 

gilt insbesondere für Lebensmittel, Arzneimittel, Geräte zur bestimmungsgemäßen 

Verwendung in explosionsgefährdeten Bereichen, Aufzüge, Druckbehälter und Holz. 

Die Institutionen wurden verstärkt, doch sind weitere Anstrengungen erforderlich, um die 

Marktüberwachung zu verbessern und die Konformitätsbewertungsstellen auf ihre 

Aufgaben vorzubereiten. Die Aufsichtsbehörde für den Handel, die für den größten Teil 

der Marktüberwachung im Bauwesen zuständig ist, und die Aufsichtsbehörden im 

Bereich Landwirtschaft, Tiergesundheit, Arbeitsmarkt und Gesundheitswesen 

beschäftigen derzeit 155 Mitarbeiter, darunter 131 Inspektoren. Ihnen sollte mehr 

Personal und Fachwissen zur Verfügung gestellt werden. Im Bereich der Kraftfahrzeuge 

wurde die Befugnis zur Erteilung von Betriebserlaubnissen immer noch nicht vom SINM 

auf das Verkehrsministerium übertragen, auch wenn sich das slowenische System in 

diesem Bereich ansonsten weitgehend an das EG-Modell anlehnt. Außerdem ist noch 

eine Stelle für die Erteilung von Betriebserlaubnissen für land- und forstwirtschaftliche 

Zugmaschinen zu benennen. 

Unter Berücksichtigung der in diesem Jahr erzielten Fortschritte und der Annahme des 

Gesetzes über das kulturelle Erbe zur Umsetzung der Kulturgüterrichtlinie lässt sich 

feststellen, dass sich Slowenien im nicht harmonisierten Bereich auf dem richtigen 
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Weg befindet. An der Beseitigung indirekter Handelsschranken unter anderem durch die 

Annahme von Bestimmungen über die gegenseitige Anerkennung muss jedoch 

kontinuierlich gearbeitet werden. Zur Kontrolle der Produktsicherheit an den 

Außengrenzen muss Slowenien noch die erforderliche Infrastruktur schaffen und für eine 

wirksame Zusammenarbeit zwischen dem Zoll und anderen beteiligten Verwaltungen 

sorgen.  

Slowenien verfügt größtenteils über den erforderlichen Rechtsrahmen im Bereich des 

öffentlichen Auftragswesen; dennoch gibt es noch einige rechtliche Defizite. Die 

Bemühungen sollten sich nunmehr auf die Einrichtung des Amtes für das öffentliche 

Auftragswesen wie auch die Präzisierung und effektive Umsetzung der 

Rechtsvorschriften auf allen Verwaltungsebenen konzentrieren. Dazu sind umfassende 

Schulungsmaßnahmen für alle Mitarbeiter erforderlich, die an öffentlichen 

Ausschreibungen beteiligt sind. 

Die meisten in der Beitrittspartnerschaft ausgewiesen prioritären Ziele wurden erreicht. 

Kapitel 2: Freizügigkeit 

Auf diesem Gebiet wurden seit der Annahme des letzten Regelmäßigen Berichts gewisse 

Fortschritte erzielt. 

Bei der gegenseitigen Anerkennung der beruflichen Befähigungsnachweise und den 

Bürgerrechten sind keine nennenswerten Entwicklungen zu verzeichnen. Das 

Aufenthaltsrecht von EU-Bürgern wird durch das Ausländergesetz geregelt. 

Im Bereich der Freizügigkeit der Arbeitnehmer wurde mit dem im Juli 2000 

verabschiedeten Gesetz über die Beschäftigung und Arbeit von Ausländern der im 

gemeinschaftlichen Besitzstand verankerte Grundsatz der Nichtdiskriminierung von EU-

Bürgern auf dem Arbeitsmarkt in slowenisches Recht umgesetzt. Dieses Gesetz ist eng 

mit dem Ausländergesetz verknüpft, das das Aufenthaltsrecht ausländischer Staatsbürger 

in Slowenien regelt. Darin ist festgelegt, dass EU-Bürger wie Beschäftigte aus anderen 

Drittstaaten behandelt werden. Allerdings ist vorgesehen, dass die diesbezüglichen 

Bestimmungen mit dem Beitritt Sloweniens zur EU keine Anwendung mehr finden. 

Die Verwaltungskapazitäten wurden im Hinblick auf die künftige Koordinierung der 

Systeme der sozialen Sicherung nicht weiter verstärkt. Im September 1999 trat ein 

neues bilaterales Sozialversicherungsabkommen mit Deutschland in Kraft. Außerdem 

unterzeichnete Slowenien im März 2000 ein entsprechendes Abkommen mit den 

Niederlanden. Diese Abkommen werden es Slowenien ermöglichen, auf diesem Gebiet 

Erfahrungen und Verwaltungspraxis zu sammeln. 

Gesamtbewertung 

Slowenien hat auf diesem Gebiet weiterhin nur begrenzte Fortschritte erzielt. 

Die slowenischen Rechtsvorschriften über die gegenseitige Anerkennung der 

beruflichen Befähigungsnachweise stehen nur teilweise mit dem gemeinschaftlichen 

Besitzstand im Einklang. Zur Gewährleistung der Rechtsangleichung muss Slowenien ein 

umfassendes gesetzgeberisches Programm umsetzen, das sowohl die Verabschiedung 

allgemeiner Rechtsvorschriften über die Verfahren und Gremien als auch die Anpassung 
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der geltenden berufsspezifischen Rechtsvorschriften vorsehen muss. Ferner muss der 

Grundsatz der gegenseitigen Anerkennung beruflicher Befähigungsnachweise eingeführt 

werden, der nicht mit der Anerkennung akademischer Qualifikationen verwechselt 

werden darf. Dabei wird es sich um einen neuen Aspekt im slowenischen Recht handeln. 

Slowenien muss sich ferner um die Verabschiedung neuer Rechtsvorschriften über die 

Freizügigkeit der Arbeitnehmer bemühen und insbesondere folgende Änderungen 

vornehmen: Das Gesetz über die Arbeitslosenversicherung sollte geändert werden, damit 

Arbeitnehmer aus der EU und slowenische Arbeitnehmer im Falle von Arbeitslosigkeit 

den gleichen sozialen Schutz genießen. Auch das Wohngesetz sollte geändert werden, 

damit alle Beschäftigten den gleichen Zugang zu Sozialwohnungen und Wohnungen 

gemeinnütziger Träger haben, ohne dass dies an den Grundsatz der Gegenseitigkeit 

geknüpft ist. 

Ferner muss mit Blick auf die künftige Teilnahme Sloweniens am EURES-Netzwerk die 

Arbeitsverwaltung gestärkt werden, für deren Mitarbeiter unter anderem Sprachkurse 

vorgesehen werden sollten. 

Im Bereich der Bürgerrechte hat Slowenien seine Rechtsvorschriften über das 

Wahlrecht von EU-Bürgern noch nicht an den gemeinschaftlichen Besitzstand angepasst. 

Bis zum Beitritt muss ein Gesetz über die Ausübung des Wahlrechts slowenischer 

Staatsbürger bei Wahlen zum Europäischen Parlament verabschiedet werden. 

Im Hinblick auf die künftige Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherung 

kommt Slowenien gegenüber der Mehrzahl der EU-Mitgliedstaaten bereits einigen 

bilaterale Verpflichtungen nach, die in bestimmtem Maße mit den Grundsätzen der 

Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherung übereinstimmen. Die Umsetzung der 

einschlägigen EG-Vorschriften nach dem Beitritt setzt nicht nur voraus, dass Slowenien 

die geplanten Verwaltungsstrukturen errichtet, sondern auch die erforderlichen 

Finanzmittel bereitstellt. 

Insgesamt ist zu betonen, dass keinerlei slowenischen Rechtsvorschriften im 

Widerspruch zu den Regeln der Gemeinschaft stehen, insbesondere was die 

Staatsangehörigkeit, das Aufenthaltsrecht und die Sprachenregelung anbetrifft. 

Kapitel 3: Freier Dienstleistungsverkehr 

Seit der Annahme des letzten Regelmäßigen Berichts erzielte Slowenien in diesem 

Bereich bedeutende Fortschritte. 

Auf dem Gebiet der Niederlassungs- und der Dienstleistungsfreiheit außerhalb des 

Finanzsektors kam Slowenien mit dem im Juni verabschiedeten Änderungsgesetz zum 

Gesetz über Kleinbetriebe etwas voran. Damit wurden bestimmte Beschränkungen der 

Dienstleistungsfreiheit aufgehoben, die mit der Staatsangehörigkeit oder dem 

Aufenthaltsrecht zusammenhingen. Auch bestimmte Beschränkungen der 

Dienstleistungsfreiheit in der Land- und Forstwirtschaft wurden durch das im Juni 

verabschiedete neue Landwirtschaftsgesetz aufgehoben. Im Juli wurde das Gesetz über 

die Beschäftigung und Arbeit von Ausländern verabschiedet, das allgemeine 

Bestimmungen über die Niederlassung und die Tätigkeit ausländischer Selbständiger 

enthält. Ferner erließ Slowenien ein Gesetz über Verwaltungsgebühren, das die Verfahren 

zur Festsetzung dieser Gebühren mit der einschlägigen Richtlinie in Einklang bringt. 
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Im Bereich der Finanzdienstleistungen wurde die Rechtsangleichung weiter 

vorangetrieben, indem die Bank von Slowenien auf der Grundlage des Bankengesetzes 

von 1999 mehrere aufsichtsrechtliche Bestimmungen veröffentlichte und ein neues 

Einlagensicherungssystem einführte. Die Bank von Slowenien beschloss ferner, die Zahl 

ihrer Mitarbeiter in der Aufsichtsabteilung im Jahr 2000 auf 45 zu erhöhen. Außerdem 

kontrollierte sie 1999 die Banken in verstärktem Maße. Insgesamt wurden 39 Prüfungen 

durchgeführt, darunter 9 Gesamtprüfungen. Die Bankenaufsicht erstreckt sich in 

Slowenien nunmehr auch in vollem Umfang auf die Spar- und Darlehenskassen. 

Im Versicherungswesen erzielte Slowenien bedeutende Fortschritte bei der 

Rechtsangleichung. Im Januar 2000 wurde ein Versicherungsgesetz und ein Gesetz über 

die Umwandlung des Eigentums an Versicherungsgesellschaften verabschiedet. Das 

letztgenannte Gesetz kann jedoch derzeit nicht umgesetzt werden, da es vor dem 

Verfassungsgericht angefochten wurde. Mit dem Versicherungsgesetz wurde ein Rahmen 

für die sichere Erbringung von Versicherungsdienstleistungen geschaffen. Das Gesetz 

enthält auch Bestimmungen zur Aufhebung der Niederlassungsbeschränkungen für 

Tochtergesellschaften und Zweigstellen von EU-Unternehmen, wobei für die Lebens- 

und Sachversicherung Übergangszeiträume vorgesehen sind. Außerdem sieht das Gesetz 

im Bereich der Versicherungsaufsicht die Übernahme der EG-Grundsätze und die 

Umwandlung der betreffenden Abteilung des Finanzministeriums in ein 

Versicherungsaufsichtsamt vor. Das Amt ist rechtlich unabhängig und autonom. Sein 

Direktor wurde von der Regierung ernannt und ist dem Parlament direkt 

rechenschaftspflichtig. Für das Personal, das im Jahr 2000 leicht verstärkt wurde, werden 

Schulungsmaßnahmen durchgeführt. 

Im Bereich der Investmentfonds und der Wertpapiermärkte wurden nach dem Erlass des 

Gesetzes über die Wertpapiermärkte im Jahr 1999 weitere Fortschritte bei der 

Rechtsangleichung erzielt. Die Wertpapierbehörde erließ zahlreiche sekundärrechtliche 

Bestimmungen auf der Grundlage dieses Gesetzes. Dieser Behörde wurden außerdem 

zehn weitere Planstellen zuerkannt, damit sie ihren neuen aufsichtsrechtlichen Aufgaben 

gemäß dem Gesetz über die Wertpapiermärkte und dem Gesetz über die Pensionsfonds 

nachkommen kann. 

Auf dem Gebiet des Schutzes personenbezogener Daten und des freien 

Datenverkehrs wurde im Juli ein Gesetz über die Datenerfassung im Gesundheitswesen 

verabschiedet. Dieses Gesetz regelt die Sammlung und die Verarbeitung von Daten im 

Gesundheitswesen und gewährleistet den Schutz der personenbezogenen Daten in diesem 

Bereich. 

Auf dem Gebiet der Informationsgesellschaft verabschiedete Slowenien im Juni 2000 

ein Gesetz über den elektronischen Geschäftsverkehr und elektronische Signaturen, mit 

dem ein Rechtsrahmen für elektronische Signaturen geschaffen und die Tätigkeit der 

Überprüfer digitaler Signaturen geregelt wird. Damit ist die Angleichung an die 

einschlägige Richtlinie vom Dezember 1999 gewährleistet. Im August wurden 

Durchführungsvorschriften über die Bedingungen für den elektronischen 

Geschäftsverkehr und elektronische Signaturen erlassen. Im Juli 2000 wurde ein Erlass 

über die Einführung des Notifizierungsverfahrens veröffentlicht, das in der Richtlinie 

über die Transparenz in der Informationsgesellschaft vorgesehen ist. 

Gesamtbewertung 
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Slowenien hat auf diesem Gebiet beträchtliche Fortschritte erzielt. 

Im Bereich des freien Dienstleistungsverkehrs wurde ein Großteil der gesetzgeberischen 

Arbeit abgeschlossen. Neben der Vollendung des Rechtsrahmens sollte sich Slowenien 

nunmehr auf die praktischen Bedingungen für die vollständige Umsetzung des 

gemeinschaftlichen Besitzstands konzentrieren, insbesondere auf die Errichtung bzw. 

Stärkung der erforderlichen Institutionen und auf die strukturellen wirtschaftlichen 

Maßnahmen, die zur Erleichterung der Öffnung der Finanzdienstmärkte erforderlich sind. 

Auf dem Gebiet der Niederlassungs- und der Dienstleistungsfreiheit kommt die 

Rechtsangleichung zur Beseitigung direkter Formen der Diskriminierung gut voran, auch 

wenn die Vorschriften über selbständige Handelsvertreter noch neu geregelt werden 

müssen. Weitere Gesetzesänderungen zur Beseitigung von Beschränkungen der 

Niederlassungs- und Dienstleistungsfreiheit sind in folgenden Bereichen erforderlich: 

Land- und Forstwirtschaft, kulturelle Aktivitäten, Filmproduktion, Spediteure und 

Immobilienhändler. Neben der vollständigen Beseitigung direkter Formen der 

Diskriminierung muss Slowenien nunmehr verstärkt gegen indirekte Diskriminierungen 

vorgehen wie beispielsweise die Regeln über den Erwerb von Eigentum durch 

Dienstleistungsanbieter. 

Im Bankensektor rückt der Zeitpunkt der vollständigen Rechtsangleichung näher, denn 

die meisten bankenrechtlichen Vorschriften wurden bereits erlassen, so auch die 

Vorschriften über die Niederlassungsfreiheit für ausländische Banken. Das Parlament 

muss noch ein Gesetz über den Zahlungsverkehr verabschieden, damit ein 

wettbewerbsorientierter Interbanken-Zahlungsverkehr eingeführt wird. Regelungsbedarf 

besteht auch noch in Bezug auf die Aufsicht im Bereich Kapitaladäquanz und Netting. 

Die sekundärrechtlichen Vorschriften müssen zur Umsetzung des Prinzips der Kontrolle 

durch das Herkunftsland angepasst werden. Im Mittelpunkt der Bemühungen Sloweniens 

sollten nunmehr die tatsächliche Umsetzung der neuen Rechtsvorschriften, die Aufsicht 

wie auch die verstärkte Zusammenarbeit mit anderen europäischen Aufsichtsämtern 

stehen. 

Im Bereich der Versicherungen muss das Parlament nach wie vor ein Gesetz 

verabschieden, um die slowenischen Vorschriften an den gemeinschaftlichen Besitzstand 

im Bereich der Kfz-Pflichtversicherung anzupassen. Außerdem sollten 

Durchführungsbestimmungen zum Versicherungsrahmengesetz erlassen werden. 

Slowenien sollte sich auch weiterhin um die Stärkung der Rolle des Aufsichtsamtes im 

Hinblick auf Personal, Schulung und Kontrollintensität bemühen. 

Auf dem Gebiet der Investmentfonds und der Wertpapiermärkte steht im Parlament 

immer noch die Verabschiedung eines Gesetzes über Investmentfonds und 

Verwaltungsgesellschaften aus, um die künftige Rolle von Investmentfonds zu klären, die 

gemäß der OGAW9-Richtlinie in der Lage sein sollen, Portfeuilles aus Anteilen 

verschiedener Unternehmen zu verwalten. In diesem Zusammenhang muss der weitere 

Umgang mit den im Rahmen der Massenprivatisierung erworbenen Kupons überprüft 

werden, da beispielsweise gemäß der OGAW-Richtlinie nur eine bestimmte Zahl von 

Aktien ein und desselben Unternehmens gehalten werden darf. Vier weitere 

sekundärrechtliche Rechtsakte, die sich auf das Gesetz über die Wertpapiermärkte 

stützen, müssen noch in Kraft treten, und ferner muss ein Anlegerentschädigungssystem 

eingeführt werden. Insgesamt wurden die Rechtsvorschriften stärker an den 

                                                 
9 Organismen für gemeinsame Anlagen in Wertpapiere. 
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gemeinschaftlichen Besitzstand angeglichen, allerdings hängt die wirksame Integration 

Sloweniens in den Binnenmarkt in diesem Bereich eng mit dem Zeitplan für die 

Liberalisierung des Kapitalverkehrs zusammen. Ferner ist darauf zu achten, dass die 

Wertpapierbehörde ihren neuen aufsichtsrechtlichen Pflichten effektiv nachkommt und 

dass die Arbeit systematischer mit den anderen Aufsichtsbehörden abgestimmt wird. 

Abschließend ist festzustellen, dass die Rechtsangleichung im Bereich der 

Finanzdienstleistungen deutlich vorangetrieben und ein klarer Zeitplan für die Öffnung 

der Märkte festgelegt wurde. Allerdings ist noch immer nicht völlig klar, inwieweit der 

Sektor auf einen verstärkten Wettbewerb vorbereitet ist, denn kennzeichnend für den 

Markt sind weiterhin die beherrschende Stellung einiger Unternehmen und zugleich die 

Aufsplitterung in eine Vielzahl kleiner Unternehmen. Außerdem haben sich 

Eigentumsverhältnisse bisher nur in begrenztem Maße geändert. 

Die 1999 erlassenen Rahmenvorschriften über den Schutz personenbezogener Daten 

und den freien Datenverkehr entsprechen weitgehend der einschlägigen Richtlinie. 

Allerdings ist noch eine gewisse Feinabstimmung geboten. Dies gilt insbesondere für den 

Datenverkehr. Außerdem ist es gemäß der Richtlinie erforderlich, die derzeitige 

Datenschutzbehörde, die dem Justizministerium Bericht erstatten muss, durch eine 

unabhängige Aufsichtsbehörde zu ersetzen. 

Die slowenischen Rechtsvorschriften stehen mit den meisten Bestimmungen des 

gemeinschaftlichen Besitzstands über die Informationsgesellschaft im Einklang. 

Kapitel 4: Freier Kapitalverkehr 

Im Bereich des Kapital- und Zahlungsverkehrs erzielte Slowenien im Berichtszeitraum 

gewisse Fortschritte. Die Bank von Slowenien veröffentlichte mehrere Bestimmungen 

zur Umsetzung des im März 1999 verabschiedeten Devisengesetzes. Außerdem legte das 

Leitungsorgan der Bank von Slowenien im Juni 2000 einen Zeitplan für die 

Liberalisierung des Kapitalverkehrs fest. Die seit der Annahme des Vorjahresberichts 

erlassenen sekundärrechtlichen Vorschriften beziehen sich vor allem auf die weitere 

Aufhebung von Beschränkungen in folgenden Bereichen: Portfolioinvestitionen von 

Gebietsfremden, Kontokorrent- und Einlagenkontogeschäfte von Gebietsansässigen bei 

inländischen bzw. ausländischen Finanzinstitutionen, Ein- und Ausfuhr von Bargeld. Mit 

einem im Mai 2000 verabschiedeten Gesetz über die Katasterführung, die Staatsgrenze 

und Grundstücke soll die Registrierung des Grundbesitzes vereinheitlicht werden, um 

über zuverlässigere Daten zu verfügen. Mit dem Gesetz wurde die Rechtsgrundlage für 

das mit internationalen Finanzmitteln unterstützte Projekt zur Modernisierung des 

Grundbuchsystems geschaffen. Im Dezember 1999 verabschiedete die Regierung ein 

Programm zur Reform des Zahlungsverkehrs, um das bisherige System, das sich auf eine 

Zahlungszentrale stützte, durch einen wettbewerbsorientierten Interbanken-

Zahlungsverkehr zu ersetzen. Zudem legten das Finanzministerium und die Zentralbank 

Kriterien fest, die die Banken bei Übernahme der Zahlungsfunktion erfüllen müssen. 

Bei den grenzüberschreitenden Überweisungen setzte Slowenien teilweise die 

Richtlinie über die Unterrichtung der Kunden und die Abrechnungsfristen um, indem es 

einen Beschluss über die Bedingungen und Verfahren für internationale Transaktionen 

fasste. 



  

 44 

Auf dem Gebiet der Geldwäsche sind keine nennenswerten Entwicklungen zu 

verzeichnen. 

Gesamtbewertung 

Mit dem Inkrafttreten des neuen Devisengesetzes wurde zwar ein erheblicher Fortschritt 

bei der Liberalisierung des Kapitalverkehrs erzielt, doch besteht weiterer 

Angleichungsbedarf. 

Die verbleibenden Beschränkungen betreffen vor allem kurzfristige Transaktionen 

(Geschäfte mit Geldmarktpapieren, Kontokorrent-  und Einlagenkontogeschäfte mit 

Finanzinstituten, Mitführen von Devisen beim Grenzübertritt), aber auch 

Portfolioinvestitionen und den Immobilienerwerb durch Gebietsfremde. Im Einklang mit 

dem Liberalisierungszeitplan, der im Juni 2000 von der Bank von Slowenien festgelegt 

wurde, sollte sich Slowenien um weitere Fortschritte bemühen. Gemäß diesem Zeitplan 

sollen die Beschränkungen für bestimmte Kapitalbewegungen zwischen Ende 2000 und 

Ende 2002 beseitigt werden. Zu klären sind jedoch noch Fragen im Zusammenhang mit 

den "besonderen Kontrollrechten" des Staates in privatisierten Unternehmen und den 

Regeln für Auslandsinvestitionen institutioneller Anleger. 

Angesichts des geringen Umfangs ausländischer Direktinvestitionen nahm die Regierung 

ein entsprechendes Investitionsförderprogramm an, das insbesondere auf die Beseitigung 

der Verwaltungshemmnisse abzielt. 

Slowenien ist weiterhin in Verzug, soweit es um die Liberalisierung des Kapitalverkehrs 

im Zusammenhang mit dem Niederlassungsrecht in den Bereichen Verkehr, 

Telekommunikation und Medien geht, in denen die Beteiligung ausländischer Investoren 

weiterhin stark beschränkt ist. Weitere Fortschritte in diesem Bereich sind dringend 

erforderlich. 

1998 führte Slowenien ein Echtzeit-Bruttoabrechnungssystem und 1999 ein Giro-

Abrechnungssystem im Bereich der Kleinbetragszahlungen ein. Die jüngste Entwicklung 

auf gesetzgeberischem Gebiet und die laufende Umgestaltung des Zahlungsverkehrs 

zeugen von den insgesamt guten Fortschritten Sloweniens auf diesem Gebiet. 

Die slowenischen Rechtsvorschriften über die Bekämpfung der Geldwäsche stehen mit 

dem gemeinschaftlichen Besitzstand im Einklang. 

Zu den in der Beitrittspartnerschaft ausgewiesenen Prioritäten gehörte die 

Beschleunigung der Angleichung der Rechtsvorschriften über ausländische 

Direktinvestitionen in den Sektoren, die bisher noch Beschränkungen unterliegen, 

insbesondere der Finanz-, Verkehrs-, Telekommunikations- und Mediensektor. 

Angesichts der verbleibenden Beschränkungen des Kapitalverkehrs ist festzustellen, dass 

Slowenien dieses prioritäre Ziel nur teilweise erreicht hat. 

Für die weitere Liberalisierung des Kapitalverkehrs muss angesichts des Wegfalls der 

bisherigen Kontrollen keine zusätzliche Verwaltungskapazität bereitgestellt werden. Die 

weitere Liberalisierung muss jedoch mit einer effizienten Überwachung der 

Kapitalströme einhergehen. Daher sollte die Bank von Slowenien gewährleisten, dass gut 

ausgebildetes Personal und zuverlässige Datenbanken zur Verfügung stehen. 
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Kapitel 5: Gesellschaftsrecht 

Seit der Annahme des letzten Regelmäßigen Berichts hat sich die Lage in Slowenien in 

diesem Bereich wenig verändert. 

Was das Gesellschaftsrecht im engeren Sinne anbetrifft, so kam es im Berichtszeitraum 

nur auf dem Gebiet der Rechnungslegung zu nennenswerten Entwicklungen. Mit der 

Verabschiedung des Rechnungslegungsgesetzes setzte Slowenien die Rechtsvorschriften 

über die Rechnungslegung bei Organisationen ohne Gewinnerzielungsabsicht um. Dieses 

Gesetz trat im Januar 2000 in Kraft. Slowenien hat den Beitritt zum Lugano-

Übereinkommen beantragt. 

Im Bereich der Rechte an geistigem und gewerblichem Eigentum ratifizierte 

Slowenien die beiden folgenden Verträge der Weltorganisation für geistiges Eigentum 

(WIPO): Urheberrechtsvertrag und Vertrag über Darbietungen und Tonträger. 

Die Verwaltungskapazität veränderte sich im Berichtszeitraum nicht nennenswert. 

Gesamtbewertung 

Slowenien hat sich in diesem Bereich bereits recht gut auf den Beitritt vorbereitet. 

Die Rahmenvorschriften auf dem Gebiet des Gesellschaftsrechts einschließlich der 

Rechnungslegung stehen weitgehend mit dem gemeinschaftlichen Besitzstand im 

Einklang. 

Die Staatsversammlung muss jedoch das vor kurzem erlassene Gesetz über 

Handelsgesellschaften vor allem in folgenden Bereichen noch ändern: Schutz der 

Gläubiger, Klassifizierung der Unternehmen, bestimmte Offenlegungsregeln, Definition 

bestimmter Arten von Kapital, Angleichung an die Fusionskontrollbestimmungen und 

Aufhebung der Bestimmung, die den Gebrauch der slowenischen Sprache in den 

Unternehmen vorschreibt. Die Verabschiedung des Rechnungsprüfungsgesetzes, mit dem 

die slowenischen Rechtsvorschriften an die Achte Richtlinie des Rates angeglichen 

werden sollen, steht immer noch aus. 

Auf dem Gebiet der Rechte an geistigem und gewerblichem Eigentum ist Slowenien 

bei der Rechtsangleichung bereits gut vorangekommen. In einigen Bereichen sind nur 

noch geringfügige technische und terminologische Verbesserungen erforderlich. Dies 

betrifft unter anderem das Gesetz über Urheber- und verwandte Schutzrechte. Die letzte 

verbleibende wichtige Aufgabe für den Gesetzgeber ist die Verabschiedung eines 

Grenzsicherungsgesetzes, um gegen Nachahmungen und Produkt- und 

Dienstleistungspiraterie vorzugehen, wie auch eines neuen Gesetzes über den 

gewerblichen Rechtsschutz. 

Slowenien verfügt teilweise über die erforderliche Verwaltungskapazität zur Umsetzung 

des gemeinschaftlichen Besitzstands. Alle relevanten Einrichtungen wurden bereits 

identifiziert. Im Bereich der Rechte an geistigem und gewerblichem Eigentum sollte das 

Hauptaugenmerk in den kommenden Jahren auf der effizienteren Umsetzung der neuen 

Rechtsvorschriften beispielsweise durch Schulung der Mitarbeiter der Vollzugsbehörden 

liegen. 
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Kapitel 6:Wettbewerbspolitik 

Auf diesem Gebiet hat Slowenien seit der Annahme des letzten Regelmäßigen Berichts 

bedeutende Fortschritte erzielt. Dies gilt insbesondere für den Bereich der staatlichen 

Beihilfen. 

In der 1999 mit Slowenien geschlossenen Beitrittspartnerschaft wurden die Angleichung 

der Rechtsvorschriften über die Fusionskontrolle und die staatlichen Beihilfen wie auch 

die uneingeschränkte Durchsetzung des Wettbewerbsrechts als kurzfristige Prioritäten 

ausgewiesen. 

Auf dem Gebiet des Kartellrechts wurde mit der Umsetzung des neuen Gesetzes über 

die Vermeidung von Wettbewerbsbeschränkungen begonnen. In 

Verwaltungsanweisungen wurden die Verfahren und Bedingungen für die 

Marktabgrenzung festgelegt. Die Regierung veröffentlichte auch einen Erlass über 

Gruppenfreistellungen und einen Erlass über die Verwendung des Formblatts für die 

Anmeldung von Unternehmenszusammenschlüssen. Damit ist Slowenien bei der 

Angleichung seiner Rechtsvorschriften an den gemeinschaftlichen Besitzstand deutlich 

vorangekommen. 

Die nationale Wettbewerbsbehörde in Slowenien ist das "Amt für den Schutz des 

Wettbewerbs". Seine Befugnisse sind in dem Gesetz über die Verhinderung von 

Wettbewerbsbeschränkungen geregelt, in dem auch der Grundsatz der Unabhängigkeit 

dieses Amtes verankert ist. Das Amt, das neun Mitarbeiter hat, nahm im Jahr 2000 zwei 

Neueinstellungen vor. 1999 war das Amt mit 31 Kartellfällen befasst. Davon betrafen 7 

wettbewerbsbeschränkende Vereinbarungen, 16 die missbräuchliche Ausnutzung einer 

beherrschenden Stellung, 6 Anträge auf Einzelfreistellungen und 2 Anträge auf Erteilung 

eines Negativattests. Ferner prüfte das Amt 23 Anmeldungen von 

Unternehmenszusammenschlüssen und fasste auf diesem Gebiet 15 Beschlüsse. 

Insgesamt erließ das Amt 20 Entscheidungen: Dabei wurde in keinem Fall ein Verstoß 

gegen das Wettbewerbsrecht festgestellt, was zum Teil darauf zurückzuführen war, dass 

die Parteien zusätzliche Verpflichtungen eingingen. 1999 kam es nicht zu 

Gerichtsverfahren. 

Auf dem Gebiet der staatlichen Beihilfen nahm Slowenien im Dezember 1999 ein 

Rahmengesetz über die Kontrolle der staatlichen Beihilfen an, das im Januar 2000 in 

Kraft trat. In diesem Gesetz sind die wesentlichen EG-Grundsätze für die Kontrolle der 

staatlichen Beihilfen verankert und die Verfahrensbestimmungen festgelegt, so dass 

Slowenien nunmehr über eine Grundlage für die Prüfung von Beihilfevorhaben verfügt. 

Die Regierung hat mit der Umsetzung des Gesetzes begonnen. Besonders wichtig waren 

in diesem Zusammenhang die Verabschiedung eines Erlasses über die Ziele und die 

Bedingungen bei der Gewährung staatlicher Beihilfen und die Festlegung von Regeln für 

die Erstellung des jährlichen Berichts über staatliche Beihilfen. Das neue Gesetz gilt 

jedoch nicht für bestehende Beihilferegelungen. Daher verabschiedete die Regierung im 

Mai 2000 ein Programm zur Angleichung dieser alten Beihilfen an das EG-Recht. 

Slowenien legte einen Bericht über staatliche Beihilfen für die Jahre 1998 und 1999 vor, 

der sich in der Methodik und der Form an den Bericht der Europäischen Kommission 

über staatliche Beihilfen in der EU anlehnt, so dass ein hohes Maß an Vergleichbarkeit 

gegeben ist. Auch ein Inventar der staatlichen Beihilfen wurde erstellt, das dazu beitragen 

dürfte, die Erfassung aller bestehenden Beihilferegelungen in dem vorgenannten 
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Angleichungsprogramm zu gewährleisten. Jetzt ist es wichtig für die Vollständigkeit 

dieses Inventars zu sorgen, das sich auch auf alle einschlägigen Steuervorschriften 

erstrecken muss. 

Die nationale Aufsichtsbehörde für staatliche Beihilfen ist die "Aufsichtskommission für 

staatliche Beihilfen", die mit dem neuen Wettbewerbsgesetz eingerichtet wurde. Im 

Februar 2000 ernannte die Regierung die Mitglieder dieser Kommission und nahm die 

Geschäftsordnung an. Die elf Mitarbeiter dieser Kommission werden von der für die 

Kontrolle der staatlichen Beihilfen zuständigen Abteilung des Wirtschaftsministeriums 

unterstützt. Es wurden Anpassungsprogramme für die Leder-, Schuh-, Textil- und 

Bekleidungsindustrie für den Zeitraum 2000-2003 angenommen. Der Europäischen 

Kommission wurde ein Umstrukturierungsprogramm für die Stahlindustrie vorgelegt. 

Insgesamt prüfte die Aufsichtskommission bis September 2000 44 Anmeldungen. 20 

Beihilfevorhaben wurden genehmigt, 11 davon mit bestimmten Auflagen. In 6 Fällen 

wurde festgestellt, dass es sich bei den angemeldeten Vorhaben nicht um staatliche 

Beihilfen handelte. 7 Vorhaben wurden abgelehnt. Über 11 Anmeldungen muss noch 

entschieden werden. 

Gesamtbewertung 

Slowenien ist in diesem Bereich deutlich vorangekommen. 

Die geltenden slowenischen Kartellvorschriften decken den größten Teil des 

gemeinschaftlichen Besitzstands ab und stehen vollauf mit den EG-Bestimmungen im 

Einklang. Das Amt für den Schutz des Wettbewerbs verfügt über weitreichende 

Befugnisse zur Durchsetzung der Wettbewerbsregeln und wird personell verstärkt. Seine 

wichtigste Herausforderung ist nun die Gewährleistung der effektiven Anwendung und 

Durchsetzung der kartellrechtlichen Vorschriften, wobei es sich vorrangig mit den 

besonders schwerwiegenden Fällen von Wettbewerbsverzerrung befassen sollte. 

Auf dem Gebiet der staatlichen Beihilfen hat Slowenien mit der Annahme des 

Rahmengesetzes einen entscheidenden Fortschritt erzielt. Nach der Annahme 

sekundärrechtlicher Vorschriften stehen die geltenden Bestimmungen nunmehr 

weitgehend mit dem gemeinschaftlichen Besitzstand im Einklang. Slowenien bemühte 

sich auch um die Umstrukturierung bestimmter Industriezweige und um die Annahme 

entsprechender Programme und Regelungen. Besondere Aufmerksamkeit sollte nunmehr 

der Angleichung der bestehenden Beihilferegelungen und der bisherigen Vorschriften 

gelten, auf deren Grundlage weiterhin Beihilfen gezahlt werden. Da die 

Aufsichtskommission für staatliche Beihilfen erst vor kurzem eingerichtet wurde, ist es 

noch schwierig zu beurteilen, inwieweit sie ihren Aufgaben im Bereich Durchsetzung 

und Aufsicht gerecht wird. Sie hat bereits mehrere Beihilfevorhaben geprüft. Absolute 

Priorität haben nunmehr die systematische Durchsetzung der Regeln über staatliche 

Beihilfen und die zügige Angleichung der bestehende Regelungen und Vorschriften, auf 

deren Grundlage die Behörden der verschiedenen Verwaltungsebenen weiterhin Beihilfen 

gewähren. Dazu sollte das vorgenannte Angleichungsprogramm rasch umgesetzt werden. 

Zur Staffelung der Beihilfehöchstintensitäten sollte Slowenien in Absprache mit der 

Kommission die Arbeiten zur Erstellung einer Fördergebietskarte abschließen. 

Kapitel 7: Landwirtschaft 
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In diesem Bereich wurden seit der Annahme des letzten Regelmäßigen Berichts gute 

Fortschritte erzielt. 

Auf die Landwirtschaft entfielen in Slowenien 1999 3,6 % des BIP10 und 10,2 % aller 

Erwerbstätigen11. 

Gemäß den Angaben des Statistischen Amtes der Republik Slowenien über den Umfang 

der Agrarerzeugung im Jahr 1999 fiel die Ernte von Wintergetreide gering aus. 

Gemessen an der umfangreichen Ernte des Vorjahres wurden 31 % weniger Weizen 

erzeugt, und die Ernte von Sommergetreide war ähnlich gering. Die Erzeugung von 

Körner- und Silomais ging gegenüber 1998 um 8 % bzw. 9 % zurück. Die Ernte von 

Frühobst war gut (ein Vergleich mit 1998 ist aufgrund des starken Frostes in diesem Jahr 

nicht aussagekräftig), während die Ernte von Spätobst und Trauben gering ausfiel: 

Gegenüber 1998 sank die Apfel- und die Traubenerzeugung um 14 % bzw. 20 %. Wie in 

den Vorjahren stieg die Erzeugung von Zuckerrüben auch 1999 (um 23 %), da erneut 

mehr Flächen eingesät wurden. Die Gesamtzahl der Rinder lag Ende 1999 4 % über dem 

Vorjahresniveau. Die Zahl der Schafe blieb gegenüber 1998 konstant, während sich die 

Zahl der Schweine um 5,7 % verringerte. Die Schlachthäuser gaben einen Anstieg der 

Schlachtrate bei Schweinen um 23 % und bei Rindern um 2 % an. Trotz des gestiegenen 

Gesamterzeugungsumfangs blieben die Gesamtverkäufe von landwirtschaftlichen 

Erzeugnissen auf dem Vorjahresniveau. 

1999 sanken die EG-Einfuhren von landwirtschaftlichen Erzeugnissen mit Ursprung in 

Slowenien um 1 % auf 89,5 Millionen €. Auch die EG-Ausfuhren nach Slowenien 

verringerten sich um 1 % auf 415 Millionen €. Der Handelsbilanzüberschuss zugunsten 

der Gemeinschaft belief sich auf 325 Millionen € gegenüber 329 Millionen € im Jahr 

199812. Die EG führte hauptsächlich Fleisch und genießbare Schlachtabfälle aus 

Slowenien ein. Die wichtigsten Exporterzeugnisse der EG im Handel mit Slowenien sind 

Tabak, diverse Lebensmittelzubereitungen, Früchte und Kakao. 

Mit dem Inkrafttreten des Protokolls Nr. 6 zum Übereinkommen über die 

Mitteleuropäische Freihandelszone (CEFTA) im Januar liberalisierte Slowenien den 

Handel mit Agrarerzeugnissen gegenüber den sechs anderen CEFTA-Mitgliedern. Im 

Mai wurden die Verhandlungen zwischen Slowenien und der EG über die Liberalisierung 

des Handels mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen der Liste 1 (nichtempfindliche 

Erzeugnisse) und der Liste 3 (Liberalisierung auf Antrag) abgeschlossen (Einzelheiten 

siehe Teil A.b) über die Beziehungen zwischen der EU und Slowenien). 

Der Agrarhaushalt wurde im Jahr 2000 um 37 % aufgestockt. Dies erleichterte die 

Ausweitung der Zahlung direkter Flächenbeihilfen für alle Ackerkulturen, die Einführung 

flächenbezogener Zahlungen für benachteiligte Gebiete wie auch ökologischer 

Maßnahmen und die Errichtung der erforderlichen Institutionen und Dienststellen. 

                                                 
10 Sämtliche Agrarstatistiken stammen von EUROSTAT, sofern keine anderen Angaben gemacht werden. 
11 Der besseren Kohärenz und Vergleichbarkeit halber stützen sich die Beschäftigungsdaten nun auf die Definitionen der 

Arbeitskräfteerhebung (AKE). Als in der Landwirtschaft Beschäftigte im Sinne der AKE gelten alle Erwerbspersonen, die einen 

wesentlichen Teil ihres Einkommens aus der Landwirtschaft beziehen. Die Landwirtschaftszählungen, die früher in vielen 

Ländern als Datenquelle herangezogen wurden, erfassen generell alle Personen, die in einem landwirtschaftlichen Betrieb tätig 

sind. Daher weichen die alten und die neuen Zahlen teilweise erheblich voneinander ab. Ausführlichere Informationen enthält 

die Eurostat-Publikation "Beschäftigung und Arbeitsmarkt in den Ländern Mittel- und Osteuropas", die bei den Eurostat-

Datashops kostenlos erhältlich ist. 
12 Quelle: Definition landwirtschaftlicher Erzeugnisse gemäß dem Übereinkommen der Uruguay-Runde, Zahlen von EUROSTAT 

COMTEXT (zur Definition der Erzeugnisse siehe "Die Landwirtschaft in der Europäischen Union: statistische und 

wirtschaftliche Informationen" von 1999, S.36). 
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Horizontale Fragen 

Mit der Annahme des Landwirtschaftsgesetzes im Juni kam Slowenien bei der 

Angleichung seiner Rechtsvorschriften an die Gemeinsame Agrarpolitik einen 

bedeutenden Schritt voran. Dieses Gesetz bildet die Rechtsgrundlage für die Annahme 

der einschlägigen sekundärrechtlichen Vorschriften, insbesondere für die Anpassung an 

die gemeinsamen Marktorganisationen der EG und die Festlegung einer Politik zur 

Entwicklung des ländlichen Raums im Einklang mit dem gemeinschaftlichen 

Besitzstand. 

Bei der Umsetzung der Maßnahmen im Zusammenhang mit dem Europäischen 

Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft (EAGFL) erzielte 

Slowenien seit der Annahme des letzten Regelmäßigen Berichts bedeutende Fortschritte. 

Zu verweisen ist in diesem Zusammenhang insbesondere auf die Errichtung des Amtes 

für Agrarmärkte und die Entwicklung des ländlichen Raums. Im Dezember 1999 nahm 

die Regierung den Plan für die Entwicklung des ländlichen Raums im Zeitraum 2000-

2006 an, der der Kommission zur Annahme vorliegt. Dieser Plan bietet die Grundlage für 

die Inanspruchnahme der Heranführungshilfe im Bereich der Landwirtschaft und der 

Entwicklung des ländlichen Raums (SAPARD). Im Mittelpunkt stehen die 

Investitionsförderung in den Bereichen landwirtschaftliche Betriebe, Verarbeitung und 

Vermarktung von landwirtschaftlichen Erzeugnissen und Fischereierzeugnissen, die 

wirtschaftliche Diversifizierung und die Verbesserung der Infrastruktur im ländlichen 

Raum. 

Das Amt für Agrarmärkte und die Entwicklung des ländlichen Raums wurde bereits 1999 

innerhalb des Ministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und Forstwirtschaft gegründet. 

Es ist für die Umsetzung der Heranführungshilfe im Rahmen von SAPARD (siehe auch 

Abschnitt über die Hilfe der Gemeinschaft) wie auch der slowenischen 

Stützungsregelungen zuständig. Nach dem Beitritt wird das Amt die Aufgaben im 

Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik wahrnehmen. Der Direktor dieses Amtes, die 

Abteilungs- und die Referatsleiter wurden bereits ernannt, und die Personaleinstellung 

läuft. Derzeit zählt das Amt 67 Mitarbeiter, für die Schulungen durchgeführt werden. 

Was das Integrierte Verwaltungs- und Kontrollsystem (IVKS) anbetrifft, so werden 

derzeit die Daten über die tatsächliche Nutzung der Parzellen in die zentrale Datenbank 

über die landwirtschaftlichen Betriebe eingespeist, um die flächenbezogenen Zahlungen 

kontrollieren zu können. Außerdem wird an einer Verknüpfung mit dem Register über 

Rinder gearbeitet, damit auch im Bereich der Tierprämien eine Kontrolle möglich ist. Die 

beiden bestehenden Datenbanken zur Tierkennzeichnung, von denen die eine 

veterinärrechtlichen Zwecken und die andere Zuchtzwecken dient, wurden jedoch bisher 

noch nicht verschmolzen. Die Überwachung der Landnutzung anhand digitaler 

Ortophotos macht Fortschritte. Ende April lagen entsprechende Daten für 1.168 der 

insgesamt 3.250 Flächen vor. 

Im Bereich des Handelsmechanismus, der Qualitätspolitik und der staatlichen 

Beihilfen in der Landwirtschaft kam es zu keinen nennenswerten Entwicklungen bei der 

Angleichung an den gemeinschaftlichen Besitzstand. 

Bereits 1999 wurde eine direkte Stützungsregelung für den ökologischen Landbau 

eingeführt. Im Jahr 2000 wurden weitere ökologisch motivierte Maßnahmen ergriffen. 

Dazu gehörten beispielsweise die Hilfen für die Herstellung von Saat-, Pflanz- und 
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anderen pflanzlichem Vermehrungsgut für den ökologischen Landbau wie auch die 

Bekämpfung der Erosion in den Weinbergen. 

Bei den Vorbereitungen auf die Teilnahme am Informationsnetz landwirtschaftliche 

Buchführungen (INLB) machte Slowenien einige bedeutende Fortschritte. In diesem 

Zusammenhang sei beispielsweise verwiesen auf die im Juni 2000 im Einklang mit den 

internationalen Standards (FAO und Eurostat) durchgeführte Landwirtschaftszählung und 

die Registrierung der landwirtschaftlichen Betriebe, die die Einführung des INLB 

erleichtern. 

Gemeinsame Marktorganisationen 

Mit dem am 1. Juli in Kraft getretenen Erlass über die Marktorganisation für Getreide im 

Jahr 2000 wurde das staatliche Weizen- und Roggenmonopol abgeschafft. Im Bereich der 

Ackerkulturen wurden bereits für die Ernte im Jahr 1999 Hektarbeihilfen für die 

Erzeugung von Weizen und Roggen gezahlt. Für die Ernte im Jahr 2000 wurden solche 

Hektarbeihilfen auch für alle übrigen Ackerkulturen eingeführt. Diese Hektarbeihilfen 

belaufen sich auf 54.000 SIT/ha (246,75 €/ha) für Brotgetreide und 27.000 SIT/ha 

(132,37 €/ha) für übriges Getreide, Ölsaaten und Gemüse. In dem Erlass über die 

Marktorganisation für Getreide im Jahr 2000 wurde der Interventionspreis für Weizen 

und Roggen auf 22 SIT/kg (0,11 €/kg) festgesetzt. Dies entspricht einem Rückgang um 

4,5 % gegenüber 1999 bzw. 26,2 % gegenüber 1998. 

Auf dem Markt für Rind-, Kalb-, Schaf- und Ziegenfleisch wurden die Kriterien für die 

Festsetzung der Prämien für Jungrinder bzw. für Schafe und Ziegen an den 

gemeinschaftlichen Besitzstand angepasst. 

In der zweiten Hälfte des Jahres 1999 wurden die Preise für Zucker und Zuckerrüben 

freigegeben. Im Jahr 2000 belief sich die Hektarbeihilfe für Zuckerrüben unverändert auf 

42.000 SIT/ha (205,92 €/ha). 

Für Obst und Gemüse wurden in diesem Jahr Hektarbeihilfen in Höhe von 60.000 

SIT/ha (294,17 €/ha) eingeführt, um den integrierten Gemüseanbau zu fördern. In Bezug 

auf die Vermarktungsnormen und die Anerkennung von Erzeugerzusammenschlüssen 

sind keine besonderen Entwicklungen zu verzeichnen. 

Im Weinbausektor wurde im Februar die Liste der geographischen Angaben für Wein 

und andere Weinbauerzeugnisse herausgegeben. Zu Jahresbeginn wurden auch Regeln 

über die Methode für die Bewertung von Most, Wein und anderen Weinbauerzeugnissen 

sowie eine Verordnung über Wein mit der traditionellen Bezeichnung "Cvicek" erlassen. 

Entwicklung des ländlichen Raums und Forstwirtschaft 

Im Juli nahm Slowenien einen Erlass über benachteiligte Gebiete an, in dem die 

Kriterien für die Zuordnung der Agrarflächen zu den folgenden drei Kategorien festgelegt 

wurden: Berggebiete, Gebiete mit sonstigen Problemen (Land, das nur zu hohen Kosten 

fruchtbar gemacht werden kann, bevölkerungsschwache Gebiete) und Gebiete mit 

bestimmten natürlichen Problemen (Gebiete, in denen es häufig zu Flutkatastrophen 

kommt, Sumpfland, windgefährdete Gebiete usw.). Im Jahr 2000 führte Slowenien 

darüber hinaus direkte Flächenbeihilfen in benachteiligten Gebieten ein. 



  

 51 

Im Bereich der Agrarumweltmaßnahmen wurden im April 2000 die Leitlinien über die 

gute fachliche Praxis im Bereich der Düngung angenommen. Außerdem wurden 1999 

direkte Stützungsmaßnahmen für den integrierten Obstanbau und die Almwirtschaft 

eingeführt. 

Im Bereich der Forstwirtschaft wurden im September 2000 Regeln über den Schutz der 

Wälder angenommen. 

Tier- und Pflanzengesundheit 

In der 1999 mit Slowenien geschlossenen Beitrittspartnerschaft wurden die weitere 

Rechtsangleichung im Bereich der Tier- und Pflanzengesundheit und die Einrichtung und 

Ausstattung von Grenzkontrollstellen insbesondere an der Landgrenze zu Kroatien, im 

Hafen von Koper und am Flughafen von Laibach als kurzfristige Prioritäten ausgewiesen. 

Der Veterinärdienst in Slowenien wurde auf der Grundlage des im Januar 2000 in Kraft 

getretenen Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über das Veterinärwesen reorganisiert. 

Die „Veterinärverwaltung der Republik Slowenien“ hat nunmehr die alleinige 

Zuständigkeit für die Verwaltung und die Kontrolle wie auch für die Zulassung von 

Laboratorien, die für das Veterinäramt tätig werden. Der Leiter der Veterinärverwaltung 

(Chief Veterinary Officer) ist befugt, alle Maßnahmen zur Bekämpfung ansteckender 

Tierseuchen oder gesundheitsgefährdender Substanzen zu ergreifen. Dazu gehören 

Schutzmaßnahmen wie auch Entschädigungszahlungen im Falle von Notschlachtungen. 

Der Leiter der Veterinärverwaltung ist auch für die Erteilung von Zulassungen für 

Amtstierärzte zuständig. 185 Mitarbeiter der mit Veterinärkontrollen befassten 

Tiergesundheitszentren wurden mit Wirkung vom Januar 2000 von der 

Veterinärverwaltung umgesetzt. 

Am Ende des vergangenen Jahres wurden Vorschriften zu folgenden Aspekten 

angenommen: Veterinär- und Hygienevorschriften für die Herstellung von Lebensmitteln 

tierischen Ursprungs, Veterinär- und Hygienekontrollen bei den Nahrungsmittel 

verarbeitenden Betrieben, Veterinär- und Hygienekontrollen, Genusstauglichkeit von 

Lebensmitteln und Rohstoffen tierischen Ursprungs. Mit diesen Regeln setzte Slowenien 

teilweise die EG-Vorschriften in folgenden Bereichen um: Klassifizierung der Betriebe, 

betriebsinterne Kontrollen, Festlegung der Zulassungs- und Registrierungsverfahren, 

Schulungsmaßnahmen, Hygienevorschriften und technische Vorschriften sowie 

Bestimmungen über Schadstoffrückstände. Zwischen Ende 1999 und Mai 2000 

überprüfte die Veterinärverwaltung die Betriebe, die Lebensmittel tierischen Ursprungs 

herstellen, um sie auf der Grundlage der vorgenannten Regeln zu klassifizieren. 

Im Oktober vergangenen Jahres wurden mehrere Verwaltungsanweisungen im Bereich 

der Erkennung und Ausrottung bestimmter Tierseuchen erlassen. Die Impfung gegen die 

Klassische Schweinepest soll im November 2000 eingestellt werden. 

Außerdem verabschiedete Slowenien im November 1999 das Tierschutzgesetz. Dieses 

Gesetz legt die Bedingungen für den Schutz der Tiere bei Aufzucht und Transport fest 

und definiert den Begriff der Tierquälerei. Mit dem im November 1999 angenommenen 

Gesetz über Arzneimittel und Medizinprodukte wurde ferner eine Rechtsgrundlage für 

den Bereich der Tierarzneimittel geschaffen. 

Außerdem wurden zwei Verordnungen über die Kennzeichnung und Registrierung von 

Rindern bzw. Schafen und Ziegen erlassen. Im Landwirtschaftsministerium wurden zwei 
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Abteilungen eingerichtet, die für die Kennzeichnung und Registrierung von Tieren bzw. 

dem Schutz autochthoner Rassen zuständig sind 

Im Bereich der Pflanzengesundheit erließ Slowenien mehrere Verordnungen über 

Quarantäne-Schadorganismen. Die Befugnisse des Landwirtschaftsministeriums und des 

Gesundheitsministeriums in Bezug auf Pestizide wurden abgegrenzt. 

Gesamtbewertung 

Slowenien ist auf dem Weg zur vollständigen Umsetzung des gemeinschaftlichen 

Besitzstands im Agrarbereich deutlich vorangekommen. Bei der Angleichung der 

Institutionen und der Rechtsvorschriften verfolgt es den richtigen Weg. Weitere 

Anstrengungen sind jedoch insbesondere bei der Errichtung und Modernisierung der 

Grenzkontrollstellen an der Grenze zu Kroatien erforderlich. 

Die Betriebsstruktur im Agrarsektor ist weiterhin ungünstig, denn mehr als 90 % der 

Agrarfläche werden auch heute noch von kleinen Privatbetrieben bewirtschaftet. Dies 

erklärt die durchschnittliche Betriebsgröße von nur 4,8 ha, den geringeren 

Erzeugungsumfang und den kleinen Anteil an Vollzeitlandwirten. Vor diesem 

Hintergrund kommt der Rückgabe der Agrarflächen an ihre früheren Eigentümer und 

der Umstrukturierung im Agrarsektor entscheidende Bedeutung zu, um eine nachhaltige 

Entwicklung der Landwirtschaft zu gewährleisten und insbesondere die Verwaltung der 

Milchquoten und der Tierprämien zu ermöglichen. Ende April 2000 befanden sich erst 

40 % der Agrarflächen wieder in den Händen ihre früheren Eigentümer. Die 

Eigentumsrückgabe verläuft somit weiterhin schleppend, und Zeitvorgaben für den 

Abschluss dieses Prozesses fehlen. 

Bei den horizontalen Aspekten kommt die Umsetzung des gemeinschaftlichen 

Besitzstands im Bereich des Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 

Landwirtschaft gut voran. Einige Fortschritte wurden bei der Errichtung eines integrierten 

Verwaltungs- und Kontrollsystems (IVKS) erzielt, doch sind noch erhebliche 

Anstrengungen erforderlich, um dieses System vollauf mit den einschlägigen EG-

Vorschriften in Einklang zu bringen. Im Weinbaubereich wurde ein Register mit 

erzeuger- und flächenspezifischen Daten erstellt, auf dessen Grundlage die gezahlten 

Beihilfen kontrolliert werden. Die Erstellung entsprechender Register für andere 

Dauerkulturen (Obst, Oliven und Hopfen) steckt noch in der Anfangsphase. Die beiden 

Systeme zur Kennzeichnung und Registrierung von Tieren müssen noch verschmolzen 

werden. 

Bei der Umsetzung der gemeinsamen Marktorganisationen wurden bedeutende 

Fortschritte erzielt. Allerdings sind weitere Anstrengungen zur Übernahme und 

Umsetzung der einschlägigen sekundärrechtlichen Vorschriften und zur Errichtung der 

Marktinformationssysteme erforderlich. Handlungsbedarf besteht auch bei der 

Angleichung der Vermarktungsnormen für Tiererzeugnisse, Obst und Gemüse und 

andere Sonderkulturen. Für Interventionsankäufe von Weizen und Roggen wurden bereits 

Qualitätsmindeststandards festgelegt. 

Im Bereich der Entwicklung des ländlichen Raums und der Forstwirtschaft führte 

Slowenien nach Ausweisung der benachteiligten Gebiete flächenbezogene 

Direktbeihilfen ein. Die genauen Kriterien für die Ausweisung dieser Gebiete müssen 

zum Zeitpunkt des Beitritts im Rahmen der Pläne zur Förderung der ländlichen 
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Entwicklung vorgelegt werden, damit sie auf ihre Vereinbarkeit mit den 

Gemeinschaftsvorschriften geprüft werden können. Slowenien erzielte auch Fortschritte 

mit der Einführung neuer ökologischer Maßnahmen, die nach dem Beitritt in das 

Agrarumweltprogramm aufzunehmen sind. Im Bereich der Forstwirtschaft hat sich die 

Annahme der Änderungen zum Forstgesetz und zum Gesetz über den Agrar- und den 

Forstfonds verzögert. Die Rechtsangleichung in diesem Bereich sollte nicht weiter in 

Verzug geraten, denn Slowenien hat große Waldflächen zu bewirtschaften. 

Im Bereich der Tier- und Pflanzengesundheit wurden keine Fortschritte bei der 

Einrichtung und Modernisierung der Grenzkontrollstellen an der Grenze zu Kroatien 

(Obrezje, Jelsane und Gruskovje) erzielt. Die Kontrollen an den Außengrenzen der EU 

sind für das Kontrollsystem des Binnenmarktes von entscheidender Bedeutung. Die 

Angleichung an den gemeinschaftlichen Besitzstand in diesem Bereich ist zeitaufwendig 

und sollte rechtzeitig vor dem Beitritt in Angriff genommen werden. 

Im Veterinärwesen kam Slowenien mit der Reorganisation des Veterinärdienstes und 

der für November 2000 vorgesehenen Abschaffung der Impfung gegen Klassische 

Schweinepest deutlich voran. Auch bei der Rechtsangleichung in folgenden Bereichen 

wurden gute Fortschritte erzielt: Betriebe, die Lebensmittel tierischen Ursprungs 

herstellen, Tierarzneimittel und Tierkennzeichnung. Nunmehr gilt es, auf die 

fristgerechte Annahme der Durchführungsbestimmungen zu achten. Mit der 

Verabschiedung des Tierschutzgesetzes wurden auch Fortschritte im Bereich des 

Tierschutzes gemacht. Derzeit wird außerdem eine Studie über den Schutz von zu 

Zuchtzwecken gehaltenen Tieren durchgeführt. Slowenien muss noch eine 

Rechtsgrundlage für die Tierhaltung schaffen. 

Im Bereich der Pflanzengesundheit sollte die Rechtsangleichung weiter vorangetrieben 

werden. Obwohl mehrere Durchführungsverordnungen auf dem Gebiet der 

Schadorganismen angenommen wurden, muss ein neuer, mit den EG-Vorschriften im 

Einklang stehender Rechtsrahmen im Bereich Pflanzengesundheit, Pflanzenschutzmittel, 

Saat-, Pflanz- und anderes pflanzliches Vermehrungsgut, forstliches Vermehrungsgut und 

Futtermittel geschaffen werden. Weiterer Handlungsbedarf besteht auch bei den 

regelmäßigen und besonderen Gesundheitskontrollen, der Kontrolle von 

Schadorganismen und der harmonisierten Überwachung von Pestizidrückständen in 

Lebensmitteln pflanzlichen Ursprungs und in landwirtschaftlichen Erzeugnissen. 

Im Bereich der Verwaltungskapazitäten wurden mit der Gründung des Amtes für 

Agrarmärkte und die Entwicklung des ländlichen Raums bedeutende Fortschritte erzielt. 

Dieses Amt wird zunächst für die Abwicklung der Heranführungshilfe im Rahmen von 

SAPARD und dann für die Umsetzung der Gemeinsamen Agrarpolitik zuständig sein. 

Die Verwaltungskapazität wurde auch durch die Einrichtung neuer Abteilungen im 

Ministerium für Ernährung, Land- und Forstwirtschaft und die Reorganisation des 

Veterinärdienstes verbessert. Dennoch muss die Verwaltungskapazität im Bereich der 

Pflanzengesundheit noch weiter ausgebaut werden. 

Kapitel 8: Fischerei 

Seit der Annahme des letzten Regelmäßigen Berichts kam es auf diesem Gebiet zu 

keinen nennenswerten gesetzgeberischen Entwicklungen. 
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Das Amt für Agrarmärkte und die Entwicklung des ländlichen Raums, das für die 

Umsetzung der Marktpolitik zuständig sein wird, hat seine Arbeit aufgenommen. Die 

entsprechenden Stellen wurden in dem Staatlichen Beschäftigungsprogramm genehmigt, 

und im Haushaltsplan für das Jahr 2000 sind die erforderlichen Mittel eingesetzt, damit 

das Amt seine Aufgaben wahrnehmen kann. 

Was Fischereimanagement, Überwachung und Kontrollen anbetrifft, so wurde die 

Zahl der für Fischereifragen zuständigen Mitarbeiter im Ministerium für Ernährung, 

Land- und Forstwirtschaft erhöht. Es wurden vorbereitende Maßnahmen zur Schaffung 

eines interministeriellen Zentrums eingeleitet. Entschieden wurde insbesondere die Frage 

des Standorts der einzelnen Einrichtungen des Zentrums. 

Im Bereich der Strukturmaßnahmen (einschließlich Registrierung der Schiffe) wurden 

einige Fortschritte bei der Erstellung eines Registers, insbesondere der größten 

Fischereifahrzeuge wie auch bei der Installation der entsprechenden Software, erzielt. 

Slowenien gewährt staatliche Beihilfen für den Fischereisektor in Form einer 

Rentenversicherungsregelung für Fischer (Altersrenten und Erwerbsunfähigkeitsrenten). 

Im März wurde ein Erlass über die finanzielle Förderung der Erhaltung und Entwicklung 

der Landwirtschaft und der Nahrungsmittelproduktion für das Jahr 2000 verabschiedet. 

Damit wurden die bisherigen Formen der Preisstützung durch Strukturmaßnahmen 

ersetzt. 

Gesamtbewertung 

Slowenien hat in diesem Bereich bedeutende Fortschritte erzielt. 

Die Rechtsvorschriften und die Verwaltungskapazität in Slowenien genügen inzwischen 

fast den Anforderungen der gemeinsamen Fischereipolitik. Die Entwicklungsstrategie für 

die Fischerei und die Aquakultur, auf deren Grundlage die Strukturmaßnahmen der 

gemeinsamen Fischereipolitik (insbesondere die Steuerung der Fangkapazität) 

durchgeführt werden sollen, muss jedoch noch endgültig festgelegt werden. Das 

Seeverkehrsgesetzbuch, das die Rechtsgrundlage für die Angleichung des 

Fischereifahrzeugsregisters an den gemeinschaftlichen Besitzstand bilden soll, wurde 

vom Parlament bisher noch nicht verabschiedet. 

Weitere Anstrengungen sind vor allem in folgenden Bereichen erforderlich: Annahme 

von Änderungen zum Gesetz über die Seefischerei und zu den sekundärrechtlichen 

Vorschriften, Rationalisierung der Überwachung und Kontrolle durch die Errichtung des 

interministeriellen Zentrums, das mit den erforderlichen Mitteln ausgestattet werden 

muss, und Erstellung eines Fischereifahrzeugregisters im Einklang mit der gemeinsamen 

Fischereipolitik. 

Die Möglichkeiten des Fischereiabkommens, das Slowenien mit Kroatien geschlossen 

hat, werden nicht genutzt, obwohl dieses Abkommen jedes Jahr stillschweigend 

verlängert wird. 
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Kapitel 9: Verkehrspolitik 

Seit der Annahme des letzten Regelmäßigen Berichts ist Slowenien in den einzelnen 

Bereichen der Verkehrspolitik unterschiedlich schnell vorangekommen. 

Im Bereich der horizontalen Fragen genehmigte Slowenien den Abschlussbericht über 

die Verkehrsinfrastrukturbedarfsabschätzung (Transport Infrastructure Need Assessment, 

TINA), auf dessen Grundlage das Land in die transeuropäischen Netze einbezogen 

werden soll. 

Im Landverkehr wurden konstant Fortschritte erzielt. Im Bereich der 

Straßenverkehrssicherheit wurde die Rechtsangleichung mit der Annahme neuer 

Rechtsvorschriften abgeschlossen. Dazu gehören die im Januar verabschiedeten 

sekundärrechtlichen Vorschriften zur Umsetzung des Gesetzes über die Beförderung 

gefährlicher Güter und die im Juni verabschiedeten Änderungen zu den Regeln über 

Gewichte und Abmessungen und zum Gesetz über Straßenverkehrssicherheit. Die 

letztgenannten Änderungen umfassen auch folgendes: angemessenes System zur 

Erhebung jährlicher Straßenbenutzungsgebühren, Anpassung der Ausbildung von 

Fahrlehrern, geplante Verbesserung des Verkehrsflusses und der 

Straßenverkehrssicherheit und Anpassung der technischen Überwachung bestimmter 

Fahrzeuge. Im Bereich des Straßengüterverkehrs wurden die sekundärrechtlichen 

Vorschriften über die Erteilung von Genehmigungen für internationale Fracht und die 

Straßenbenutzungsgebühren geändert. Das zuständige Personal im Ministerium wurde 

verstärkt. Slowenien paraphierte im April das Multilaterale Übereinkommen über die 

Personenbeförderung im Gelegenheitsverkehr mit Kraftomnibussen (Interbus-

Übereinkommen), hat es jedoch bisher noch nicht unterzeichnet. Im Bereich des 

Eisenbahnverkehrs wurde mit der Annahme des Eisenbahngesetzes im November 1999 

ein bedeutender Fortschritt erzielt. Das Gesetz legt die gemeinwirtschaftlichen 

Verpflichtungen und die Bedingungen für den Zugang zur Infrastruktur fest und sieht die 

Umstrukturierung und Privatisierung der slowenischen Eisenbahn vor. Mit dem Gesetz 

wird auch ein Eisenbahnverkehrsamt eingerichtet; im Haushalt wurden die erforderlichen 

Mittel für die Einstellung von 27 Mitarbeitern im Jahr 2000 eingesetzt. Ferner wurde ein 

Gesetz über Beförderungsverträge im Eisenbahnverkehr erlassen. Im Bereich der 

Binnenwasserwege und der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen kam es zu keinen 

nennenswerten Entwicklungen. Allerdings ist der Gesamtumfang der staatlichen 

Beihilfen im Verkehrssektor weiterhin stark rückläufig. 

Im Bereich des Luftverkehrs wurde mit der Annahme des Gesetzes über die Pflichten 

und sonstigen vertraglichen Beziehungen im Luftverkehr die Rechtsangleichung weiter 

vorangetrieben. Im Bereich der technischen Harmonisierung wurden ferner 

sekundärrechtliche Vorschriften zu den Spezifikationen von Navigationsausrüstungen 

und –systemen, den Erlaubnissen für Luftfahrtpersonal und den Lärmschutz erlassen. Die 

Verhandlungen zwischen der EG und Slowenien über das multilaterale Übereinkommen 

über den gemeinsamen europäischen Luftverkehrsraum, mit dem die Rechtsangleichung 

vor dem Beitritt deutlich vorangebracht wird, wurden Ende 1999 mit der Unterzeichnung 

des bilateralen Protokolls abgeschlossen. Ferner wurden die Mittelzuweisungen für die 

Einstellung weiterer 39 Mitarbeiter bei der Zivilluftfahrtbehörde im Jahr 2000 genehmigt. 

Im Bereich des Seeverkehrs wurde die Angleichung der Rechtsvorschriften über die 

Sicherheit im Seeverkehr in der 1999 geschlossenen Beitrittspartnerschaft als kurzfristige 

Priorität ausgewiesen. Im Hinblick auf die Ratifizierung der Pariser Vereinbarung über 
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die Hafenstaatkontrolle durch Slowenien im März 2000 wurden sekundärrechtliche 

Vorschriften erlassen, die insbesondere die Schaffung der Stellen betreffen, die 

Sicherheitsüberprüfungen an Bord durchführen dürfen. Der im Rahmen dieses 

Übereinkommens eingesetzte Beratende Ausschuss räumte Slowenien den Status eines 

kooperierenden Mitglieds ein. Die Regierung veröffentlichte einen Erlass über die 

Senkung der Hafengebühren für Öltankschiffe mit Tanks für getrennten Ballast wie auch 

Regeln über Lotsenprüfungen. Die Seeverkehrsverwaltung hat im Laufe des Jahres 2000 

sieben neue Mitarbeiter eingestellt. In den nichtsicherheitsrelevanten Bereichen sind 

keine nennenswerten Entwicklungen zu verzeichnen. 

Gesamtbewertung 

Slowenien ist weitgehend in der Lage, die Anforderungen des gemeinschaftlichen 

Besitzstands im Verkehrsbereich zu erfüllen. Es verfügt bereits über einen Großteil des 

Rechtsrahmens; allerdings müssen die Rahmenvorschriften auf dem Gebiet des Luft- und 

des Seeverkehrs noch vom Parlament verabschiedet werden. Gewisser Handlungsbedarf 

besteht auch im Straßenverkehr. Die Verwaltungskapazität ist im Allgemeinen gut, muss 

aber in bestimmten Bereichen noch verstärkt werden. Als Transitland beteiligt sich 

Slowenien aktiv an der Entwicklung der gesamteuropäischen Verkehrskorridore V und 

X. Es führt umfassende Investitions- und Modernisierungsprogramme für sein Straßen- 

und Eisenbahnnetz durch. Dabei stützt es sich größtenteils auf den jährlichen 

Finanzierungsplan für das staatliche Autobahnbau-Programm. 

In horizontalen Fragen der Verkehrspolitik gibt es in Slowenien keine nennenswerten 

Probleme. Die Regelungen über die Sommerzeit wurden in vollem Umfang angeglichen, 

und im Bereich der Übernahme der EG-Bestimmungen über die transeuropäischen Netze 

sind spezifische Anstrengungen lediglich in Bezug auf den Finanzierungsrahmen und die 

Interoperabilität von Hochgeschwindigkeitsbahnen erforderlich. 

Im Landverkehr ist die Rechtsangleichung bereits gut vorangekommen. Die 

vollständige Übernahme des Besitzstands setzt jedoch noch folgendes voraus: 

Verabschiedung eines neuen Gesetzes über den Straßenverkehr, Änderung des Gesetzes 

über die Straßenverkehrssicherheit und Erlass eines neuen Gesetzes über 

Speditionsverträge im Straßenverkehr. Die wirksame Umsetzung des gemeinschaftlichen 

Besitzstands im Bereich der Liberalisierung des Eisenbahnsektors erfordert besondere 

Anstrengungen im Hinblick auf die Überwachung und die getrennte Rechnungsführung 

für Infrastrukturmanagement und Zugbetrieb, auch wenn Slowenien nunmehr über den 

erforderlichen allgemeinen Rechtsrahmen verfügt. 

Zur vollständigen Angleichung des Rechtsrahmens für den Luftverkehr muss das 

Parlament das neue Luftverkehrsgesetz verabschieden. Außerdem müssen die 

entsprechenden Durchführungsbestimmungen erlassen werden. Sofern die 

Zivilluftfahrtverwaltung weiter verstärkt wird, dürfte es in diesem Bereich zu keinen 

nennenswerten Problemen kommen. 

Im Seeverkehr kann Slowenien im Sicherheitsbereich gute Ergebnisse vorweisen. Die 

Verabschiedung des neuen Seeverkehrsgesetzbuches im Parlament hat sich jedoch weiter 

verzögert; außerdem fehlen noch einige sekundärrechtliche Vorschriften. Im Bereich der 

Hafenstaatkontrolle und der flaggenstaatsbezogenen Sicherheitskontrollen entsprach das 
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Vorgehen Sloweniens 1999 weiterhin den in der EU maßgeblichen vorbildlichen 

Praktiken.  

Kapitel 10: Steuern 

Seit der Annahme des letzten Regelmäßigen Berichts wurden in diesem Bereich einige 

Fortschritte erzielt. 

Auf dem Gebiet der indirekten Steuern wurden seit dem Vorjahresbericht 

Durchführungsbestimmungen zum Mehrwertsteuer- und zum Verbrauchsteuergesetz 

erlassen, die beide im Juli 1999 in Kraft getreten waren. Ferner wurde ein Erlass über die 

Festsetzung der Verbrauchsteuer für in kleinen Brennereien hergestellten Alkohol und für 

Zigaretten angenommen. 

Slowenien hat seine Verwaltungskapazität verstärkt, damit es das Mehrwertsteuer- und 

das Verbrauchsteuergesetz wirksam umsetzen und effiziente 

Verwaltungszusammenarbeit und gegenseitige Amtshilfe leisten kann. 

Die Steuerverwaltung wurde im Interesse einer effizienten Umsetzung des 

Mehrwertsteuergesetzes reorganisiert. Eingerichtet wurden ein zentrales 

Verbindungsbüro für den internationalen Datenaustausch und neue Abteilungen für die 

Bearbeitung von Steuererklärungen und für die Durchsetzung der Rechtsvorschriften. Die 

Zahl der Mitarbeiter wurde 1999 von 2.376 auf 2.505 erhöht. Außerdem wurde 1999 eine 

Fachprüfung für Steuerbeamte eingeführt. 

Die Zollverwaltung richtete eine Verbrauchsteuerabteilung mit einem Referat für 

Verwaltungszusammenarbeit ein und führte im Januar 2000 eine neue Methode zur 

Erfassung der Daten über registrierte Wirtschaftsbeteiligte mit Hilfe von Steuernummern 

ein. Ferner führte sie 1999 neue EDV-gestützte Programme ein, um die einheitliche 

Anwendung der Zollverfahren an den Grenzen sicherzustellen. 

Auf dem Gebiet der direkten Steuern sind keine Entwicklungen zu verzeichnen. 

Gesamtbewertung 

Slowenien hat in diesem Bereich bereits sehr gute Fortschritte erzielt. Im Juli 1999 kam 

es mit der Annahme der wesentlichen MwSt- und Verbrauchsteuervorschriften bei der 

Rechtsangleichung einen entscheidenden Schritt voran. Allerdings sind noch einige 

geringfügige Anpassungen erforderlich. 

Es wurden beachtliche Anstrengungen unternommen, um die Verwaltungskapazität der 

Steuer- und der Zollverwaltung zu stärken. 

Leider kam Slowenien immer noch nicht der im Rahmen des Europa-Abkommens 

eingegangenen Verpflichtung nach, die Duty-free-Shops an den Landesgrenzen zu 

schließen, was eigentlich bis Juli 1998 hätte geschehen müssen. Dies war auch in der 

Beitrittspartnerschaft als Priorität ausgewiesen worden. Die Regierung hat Vorlagen zur 

Änderung des Gesetzes über die Duty-free-Shops und des Zollgesetzes eingebracht, die 

eine Schließung dieser Läden ermöglichen würden. Diese Gesetzesvorlagen wurden 

jedoch bisher noch nicht angenommen. 
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Kapitel 11: Wirtschafts- und Währungsunion 

In dem Abschnitt über die wirtschaftlichen Kriterien (B-2) wurden die einzelnen Aspekte 

der slowenischen Wirtschaftspolitik bereits eingehend bewertet. Dieses Kapitel 

beschränkt sich daher auf die Erörterung derjenigen Elemente des in Titel VII EG-

Vertrag und anderen einschlägigen Rechtsakten niedergelegten Besitzstands im Bereich 

der Wirtschafts- und Währungsunion, die die Beitrittskandidaten bis zum Beitritt 

umsetzen müssen, d.h. das Verbot der unmittelbaren Finanzierung des öffentlichen 

Sektors durch die Zentralbank, das Verbot des bevorrechtigten Zugangs des öffentlichen 

Sektors zu den Finanzinstituten und die Unabhängigkeit der Zentralbank. Auf die 

Liberalisierung des Kapitalverkehrs, die im Rahmen der Übernahme des WWU-

Besitzstands abgeschlossen werden muss, wurde bereits in Kapitel 4 -Freier 

Kapitalverkehr eingegangen. 

Seit der Veröffentlichung des Vorjahresberichts ist Slowenien bei der Übernahme des 

gemeinschaftlichen Besitzstands etwas vorangekommen. 

Mit der Annahme des neuen Gesetzes über die Altersrenten- und die 

Erwerbsunfähigkeitsrentenversicherung im Dezember 1999 und des 

Versicherungsgesetzes im Januar 2000 hat Slowenien Schritte eingeleitet, um den 

bevorrechtigten Zugang des öffentlichen Sektors zu den Finanzinstituten zu 

untersagen. Es bleibt im Einzelnen zu prüfen, ob die einschlägigen Vorschriften auch 

tatsächlich eingehalten werden. 

Was die Unabhängigkeit der Zentralbank und das Verbot der direkten Finanzierung 

des öffentlichen Sektors anbetrifft, so wurden seit der Veröffentlichung des letzten 

Regelmäßigen Berichts keine neuen Rechtsvorschriften angenommen. 

Gesamtbewertung 

Slowenien wird nach seinem Beitritt als Mitgliedstaat, für den eine Ausnahmeregelung 

im Sinne des Artikels 122 des EG-Vertrags gilt, an der WWU teilnehmen. Bis zu seinem 

Beitritt muss es seinen institutionellen und rechtlichen Rahmen entsprechend anpassen. 

Insgesamt hat Slowenien bereits ein angemessenes Maß an Übereinstimmung mit dem 

gemeinschaftlichen Besitzstand erreicht. 

In einigen Bereichen werden die EU-Vorschriften jedoch noch nicht übernommen. So 

kann die Bank von Slowenien gemäß dem Zentralbankgesetz in seiner jetzigen Form der 

Regierung immer noch kurzfristige Darlehen einräumen, auch wenn sie von dieser 

Möglichkeit nie Gebrauch gemacht hat. Sie genießt bisher noch keine volle finanzielle 

Unabhängigkeit, da sie dem Parlament ihren Finanzplan und ihre Jahresabschlüsse 

vorlegen muss. Im Juli 2000 wurde eine Vorlage zur entsprechenden Änderung des 

Zentralbankgesetzes ins Parlament eingebracht. 

Der bevorrechtigte Zugang des öffentlichen Sektors zu den Finanzinstituten wurde 

teilweise abgeschafft. Er besteht jedoch weiterhin im Bereich der Investmentfonds. Die 

Übernahme des gemeinschaftlichen Besitzstands setzt jedoch noch weitere Änderungen 

der Rechtsvorschriften über die Investmentfonds und die Verwaltungsgesellschaften 

voraus. 
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In diesem Bereich müssen daher weitere Fortschritte erzielt werden. 

Kapitel 12: Statistik 

Slowenien hat bereits einen relativ hohen Angleichungsstand erreicht und erzielte im 

vergangenen Jahr in mehreren Bereichen weitere Fortschritte. 

Das Statistische Amt der Republik Slowenien, das das Fundament der statistischen 

Infrastruktur dieses Landes bildet, ist weiterhin das zentrale Gremium für die 

Erstellung von Statistiken und koordiniert die Arbeit der anderen zuständigen Stellen. 

Die Verwaltungskapazität wurde 1999 und 2000 durch 26 bzw. 15 Neueinstellungen 

verstärkt. Insgesamt verfügt das Statistische Amt nunmehr über 300 Mitarbeiter. 

In mehreren Bereichen wurden Fortschritte erzielt. So wurden z. B. für die nationalen 

Fassungen mehrere statistische Klassifikationen der EG übernommen, die nunmehr bei 

Erhebungen - auch in anderen Verwaltungen - benutzt werden müssen. Die 

Zusammenarbeit mit anderen Verwaltungen auf statistischem Gebiet ist gut, was zu 

Kostensenkungen beiträgt und die termingerechte Erstellung qualitativ besserer 

Statistiken fördert. 

Die Lage bei der Erstellung von Bevölkerungs- und Sozialstatistiken einschließlich 

Arbeitskräfteerhebungen, Unternehmensregistern und anderen registergestützten 

Statistiken ist grundsätzlich gut, und seit der Annnahme des letzten Regelmäßigen 

Berichts wurden weitere Fortschritte erzielt. Im Februar 2000 wurde ein Gesetz über 

Volks- und Haushaltszählungen sowie landwirtschaftliche Betriebszählungen 

verabschiedet. 

Was die Verfügbarkeit der Statistiken auf regionaler Ebene anbelangt, so wird sich die 

Lage verbessern, sobald die Ergebnisse der im Jahr 2000 durchgeführten 

Landwirtschaftszählung vorliegen. Klärungsbedarf besteht noch bei der regionalen 

Untergliederung des Landes und bei den damit verbundenen Regionalstatistiken. 

Im Bereich der gesamtwirtschaftlichen Statistiken werden fast vollständige 

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen einschließlich vierteljährlicher 

Gesamtrechnungen und Finanzierungskonten erstellt. Allerdings sind weiterhin einige 

qualitative Verbesserungen erforderlich, und bestimmte Methoden auf der Grundlage des 

Europäischen Systems Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen 1995 (ESVG 95) 

müssen noch eingeführt werden. Weitere Schritte werden im Bereich der Statistiken über 

das Anlagevermögen und der vierteljährlichen Gesamtrechnungen erwartet. 

Kontinuierliche Anstrengungen sind erforderlich, um die Vollständigkeit des 

Bruttoinlandsprodukts (Schattenwirtschaft) zu gewährleisten und weitere qualitative 

Verbesserungen in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen zu ermöglichen. Die 

Transparenz auf dem Gebiet der makroökonomischen Statistiken lässt das Vertrauen in 

sie weiter wachsen. 

Gesamtbewertung 

Das Statistische Amt arbeitet - was die Ausstattung mit Personal, 

Informationstechnologie und in gewissem Maße auch mit Finanzmitteln angeht - im 

Allgemeinen auf einer angemessenen Grundlage. Dieser Umstand wird es Slowenien 

zusammen mit den generell günstigen Rahmenbedingungen erleichtern, alle 



  

 60 

einschlägigen Gemeinschaftsvorschriften umzusetzen, was für ein kleines Land eine 

vergleichsweise große Herausforderung darstellt. 

Kapitel 13: Sozialpolitik und Beschäftigung 

Trotz des schleppend verlaufenden Gesetzgebungsprozesses wurden einige Fortschritte 

bei der Übernahme des gemeinschaftlichen Besitzstands erzielt. 

Im Bereich des Arbeitsrechts, das für die Anpassung an den gemeinschaftlichen 

Besitzstand von wesentlicher Bedeutung ist, kam Slowenien nicht nennenswert voran. 

Die Gleichbehandlung von Mann und Frau wird als horizontaler Aspekt von 

Slowenien bei allen Änderungen der Rechtsvorschriften im sozialen Bereich 

berücksichtigt. Darüber hinaus verfolgt die Regierung mit Hilfe des Amtes für 

Frauenpolitik eine aktive Frauenpolitik. 1999 führte dieses Amt eine umfassende 

Kampagne zur Bekämpfung der Gewalt gegen Frauen durch. 

Nachdem Slowenien im Juni 1999 das Rahmengesetz über Gesundheit und Sicherheit 

am Arbeitsplatz erlassen hatte, wurden seit der Annahme des letzten Regelmäßigen 

Berichts acht Durchführungsverordnungen zur Umsetzung der einschlägigen EG-

Bestimmungen angenommen. 

Gemäß dem Beschluss des Assoziationsrates über öffentliche Gesundheit nimmt 

Slowenien an mehreren Gemeinschaftsprogrammen teil (siehe Teil A über bilaterale 

Beziehungen). 

Im Einklang mit den im Vertrag von Amsterdam verankerten Bestimmungen über den 

sozialen Dialog zog Slowenien die Sozialpartner verstärkt in die Vorbereitung von 

Rechtsvorschriften über beschäftigungspolitische und soziale Aspekte mit ein. Den 

Rahmen für den Dreiparteiendialog bildet dabei der Wirtschafts- und Sozialrat. Die 

Sozialpartner werden ermutigt, eine aktive Rolle im Bereich der beruflichen Bildung und 

der Vorbereitung und Umsetzung der Rechtsvorschriften zur Übernahme des 

gemeinschaftlichen Besitzstands zu spielen. Die Regierung beteiligte die Sozialpartner an 

den Diskussionen und den Entwürfen für nationale Programme wie beispielsweise für 

den Nationalen Beschäftigungsaktionsplan für die Zeit 2000 und 2001 und das Programm 

mit den strategischen Entwicklungszielen für den Arbeitsmarkt bis 2006. Keine 

besonderen Fortschritte sind dagegen beim Zweiparteiendialog zu verzeichnen; dies gilt 

insbesondere auf sektoraler Ebene, aber auch innerhalb der Unternehmen. 

Im Bereich der Beschäftigungspolitik veröffentlichte die Regierung eine Mitteilung mit 

dem Titel "Strategische Entwicklungsziele für den Arbeitsmarkt bis 2006, 

Beschäftigungspolitik und Programm zu ihrer Umsetzung". Darüber hinaus wurde Ende 

1999 ein Nationaler Aktionsplan im Bereich der Beschäftigung für die Jahre 2000 und 

2001 angenommen. Er stützt sich auf die folgenden vier Pfeiler: Verbesserung der 

Beschäftigungsfähigkeit der Bevölkerung, Förderung privatwirtschaftlicher Initiative, 

Erhöhung der Flexibilität der Unternehmen und der Arbeitnehmer und Schaffung gleicher 

Beschäftigungsbedingungen für Männer, Frauen und Behinderte. Slowenien nahm 

zusammen mit der Kommission eine gemeinsame Überprüfung der Beschäftigungspolitik 

vor, auf deren Grundlage beide Seiten im Juli 2000 ein Papier mit dem Titel 

"Gemeinsame Bewertung der beschäftigungspolitischen Prioritäten" unterzeichneten. 



  

 61 

Zur Vorbereitung auf den Europäischen Sozialfonds wurden Seminare und 

Schulungsmaßnahmen durchgeführt. Außerdem wurde im Februar 2000 ein 

Partnerschaftsprojekt gestartet. 

Im Januar 2000 trat das Gesetz über die Altersrenten und die Erwerbsunfähigkeitsrenten 

in Kraft. Es stützt sich auf drei Pfeiler und soll schrittweise umgesetzt werden. Darüber 

hinaus wurde im August 2000 ein Gesetz zur Festsetzung der finanziellen 

Verpflichtungen des Staates gegenüber den Alters- und Erwerbsunfähigkeits-

versicherungsfonds erlassen. 

Im Bereich des sozialen Schutzes wurde im Februar 2000 das Programm zur 

Bekämpfung der Armut und der sozialen Ausgrenzung verabschiedet. Im März 2000 

wurde dann das Nationale Programm zum Sozialschutz angenommen, das bis 2005 

laufen soll. 

Gesamtbewertung 

Ein Großteil des gemeinschaftlichen Besitzstands im Bereich des Arbeitsrechtes wird erst 

mit dem Gesetz über die Beschäftigungsverhältnisse umgesetzt werden, das bereits im 

Oktober 1997 ins Parlament eingebracht, aber noch immer nicht verabschiedet wurde. 

Sehr schleppend verläuft die gesetzgeberische Tätigkeit auch bei dem im Juni 1998 

eingebrachten Gesetz über die Eltern- und Familienbeihilfen, über das das Parlament 

derzeit in zweiter Lesung berät. 

Die seit 1994 leicht ansteigende Erwerbstätigenquote belief sich 1998 auf rund 65 %. 

Slowenien hat bei der Umgestaltung des Arbeitsmarktes nach marktwirtschaftlichen 

Grundsätzen beträchtliche Fortschritte erzielt. In dem Gemeinsamen Bewertungspapier 

wurden die beschäftigungspolitischen Prioritäten definiert. Dazu gehören beispielsweise 

eine aktive Politik zur Verhinderung der Arbeitslosigkeit, die Verbesserung des 

Bildungssystems und die Überprüfung des Steuer- und Beihilfensystems, um mehr 

Anreize für die Aufnahme eines Arbeitsverhältnisses und die Schaffung neuer 

Arbeitsplätze zu geben. 

Die öffentliche Arbeitsverwaltung muss weiter gestärkt werden. Dies gilt auch für die 

öffentliche Verwaltung und die Durchsetzungsstrukturen in den meisten Bereichen der 

Sozialpolitik, insbesondere auf dem Gebiet der Gesundheit und Sicherheit am 

Arbeitsplatz, und der Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik. Die institutionellen, 

rechtlichen und administrativen Kapazitäten, die für die Umsetzung der 

Koordinierungsbestimmungen im Bereich der sozialen Sicherheit für 

Wanderarbeitnehmer erforderlich sind, müssen durch die Stärkung der Verwaltung und 

weitere Ausbildungsmaßnahmen noch verbessert werden. 

Das Ministerium für Arbeit, Familie und Soziales muss eine Abteilung einrichten, die für 

die Abwicklung der künftigen Programme im Rahmen des Europäischen Sozialfonds 

zuständig sein wird. Dazu müssen zusätzliche Mitarbeiter eingestellt werden. 

Wie bereits im Vorjahresbericht dargelegt wurde, ist der Handlungsbedarf bei der 

Rechtsangleichung im Bereich Gesundheitsschutz und Sicherheit am Arbeitsplatz 

weiterhin groß, auch wenn in der Zwischenzeit mehrere Rechtsvorschriften in diesem 

Bereich erlassen wurden. 
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Außerdem muss der soziale Dialog auf intermediärer Ebene strukturiert werden, und die 

Sozialpartner müssen insbesondere auf sektoraler Ebene besser vorbereitet werden. 

Ergänzend sollte die Verwaltungskapazität der Regierung im Bereich des sozialen 

Dialogs verstärkt werden. 

Die Annahme einschließlich der Umsetzung von Rechtsvorschriften zur Übernahme der 

EG-Richtlinie über die Anwendung des Gleichbehandlungsgrundsatzes ohne Unterschied 

der Rasse oder der ethnischen Herkunft auf der Grundlage von Artikel 13 des EG-

Vertrags steht noch aus. Die Bekämpfung von Diskriminierungen fällt in die 

Zuständigkeit mehrerer Einrichtungen. Slowenien wird daher ein Gremium einrichten, 

das die Maßnahmen der Behörden und Nichtregierungsorganisationen in diesem Bereich 

koordinieren soll. 

Kapitel 14: Energie 

Slowenien ist seit der Annahme des letzten Regelmäßigen Berichts in diesem Bereich 

deutlich vorangekommen. 

Auf dem Gebiet der Versorgungssicherheit wurden mit der Annahme von 

Durchführungsbestimmungen zu dem geänderten Rohstoffreserven-Gesetz im 

Dezember 1999 und März 2000 Fortschritte erzielt. Diese Vorschriften erstrecken sich 

auf folgende Aspekte: Festlegung einer staatlichen Strategie zur Anlage obligatorischer 

Ölvorräte, Schaffung eines Amtes für Erdölreserven, Erhebung einer Sonderabgabe auf 

Erdölprodukte zur Finanzierung der Anlage solcher Vorräte. Die Regierung bekräftigte 

ihre Absicht, bis 2003 bzw. 2005 Mindestvorräte für 60 bzw. 90 Tage anzulegen, doch 

verfügt das Land nach Berechnungen auf der Grundlage der in der EG angewandten 

Methode nur über Erdölvorräte für 18 Tage. Damit die Regierung ihr Ziel erreichen kann, 

wurde sie von der Staatsversammlung ermächtigt, mit Drittländern über die Nutzung 

ihrer Öllager zu verhandeln. Ferner beschloss die Regierung, nach öffentlicher 

Ausschreibung Lager privater Wirtschaftsbeteiligter zu mieten. 

Auf dem Gebiet der Wettbewerbsfähigkeit und des Energiebinnenmarktes hat 

Slowenien weiterhin konstant Fortschritte erzielt. Die wichtigsten diesbezüglichen 

Durchführungsbestimmungen zum Energiegesetz wurden im Mai verabschiedet. Danach 

soll im Oktober 2000 die Energiebehörde gegründet und bis Ende 2000 das erforderliche 

Personal eingestellt werden. Außerdem wurde ein Beschluss über die Ernennung des 

Direktors der Energiebehörde gefasst. Diese unabhängige Behörde wird sowohl für den 

Strom- als auch den Gassektor zuständig sein und vor allem über Befugnisse in den 

Bereichen Preise, Streitbeilegung und Genehmigungen verfügen. Der slowenische Markt 

wird im April 2001 für im Inland erzeugten Strom liberalisiert und spätestens bis Januar 

2003 auch für im Ausland erzeugten Strom. Zu den zugelassenen Kunden werden die 

Verbraucher zählen, die mehr als 41kWh pro Jahr konsumieren (auf sie entfallen 60 % 

des Marktes). Die Öffnung des Gasmarktes beginnt 2003 für alle Kunden mit einem 

Jahresverbrauch von mindestens 25 Millionen m3 sowie für alle Kunden, die Erdgas zur 

Stromgewinnung verwenden (auf sie entfallen 45% des Marktes). Die Grundlage für die 

Benzinpreisgestaltung wurde im April und im September im Interesse einer stärkeren 

Anbindung an die Weltmarktpreise geändert. Bisher ist es jedoch noch nicht gelungen, 

alle Preisverzerrungen zu beseitigen. 

Auf dem Gebiet der festen Brennstoffe verabschiedete Slowenien ein Gesetz zur 

schrittweisen Schließung des Bergwerks Trbolvje-Hrastnik. Zuvor war schon die 
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Schließung der anderen Bergwerke beschlossen worden (drei davon bis Juli 2002). Die 

staatlichen Beihilfen für diesen Sektor sind in den letzten Jahren gestiegen; allerdings 

wurden solche Beihilfen 1999 nur im Zusammenhang mit der Schließung von 

Bergwerken gezahlt. Betriebsbeihilfen wurden nicht gewährt. 

Im Juni 1999 veröffentlichte Slowenien einen Erlass auf der Grundlage des 

Bergbaugesetzes, um die Richtlinie über die Erteilung und Nutzung von Genehmigungen 

zur Prospektion, Exploration und Gewinnung von Kohlenwasserstoffen vollständig 

umzusetzen. Auch das Personal in der zuständigen Verwaltungsabteilung wurde 

verstärkt. 

Auf dem Gebiet der Energieeffizienz wurden seit der Annahme des letzten 

Regelmäßigen Berichts nur geringe Fortschritte erzielt, obwohl Slowenien 

Informationskampagnen durchführte und eine Reihe finanzieller Anreize gewährte. 

Kernenergie wird in Slowenien nur in einem einzigen Kernkraftwerk erzeugt, einem 

Druckwasserreaktor westlicher Bauart in Krško. 

Slowenien hat sich verpflichtet, die EU zweimal jährlich über sein Sicherheitsprogramm 

zu unterrichten. Es setzte die Programme zur Erhöhung der Sicherheit des 

Kernkraftwerks Krško weiter um. Im Juni installierte es neue Dampfgeneratoren. Im 

April wurde auch ein neuer Univeralsimulator installiert. Auf der Grundlage der erteilten 

Lizenzen können Schulungsmaßnahmen durchgeführt werden. Die erste Phase einer 

umfassenden geologischen Untersuchung zur Neuevaluierung der Erdbebensicherheit des 

Standortes Krško wurde abgeschlossen und die zweite Phase läuft. 

Im Bereich der Lagerung abgebrannter Brennstoffe sind keine nennenswerten 

Entwicklungen zu verzeichnen. Im Juli 1999 hatte Slowenien alle abgebrannten 

Brennstoffe aus seinem Forschungsreaktor in die Vereinigten Staaten von Amerika 

zurückgesandt. Slowenien sollte sich um eine möglichst rasche Lösung der Probleme mit 

Kroatien bemühen, die sich aus dem gemeinsamen Eigentum dieser beiden Länder am 

Kernkraftwerk Krško ergeben. Dies gilt insbesondere für die Lagerung nuklearer Abfälle. 

Gesamtbewertung 

Die Gesamtlage im Energiesektor in Slowenien ist gut. 

Mit dem Energiegesetz, dem Bergbaugesetz, dem geänderten Rohstoffreservengesetz und 

den entsprechenden sekundärrechtlichen Vorschriften verfügt Slowenien größtenteils 

über die rechtlichen Rahmenbedingungen für die Umsetzung der EU-Energiepolitik und 

die Errichtung der erforderlichen Institutionen. Dennoch besteht weiterhin vor allem im 

Bereich der Energieeffizienz und der Kernkraft ein gewisser gesetzgeberischer 

Handlungsbedarf. 

Das ordnungsgemäße Funktionieren der neu geschaffenen Einrichtungen - der 

Energiebehörde und des Amtes für Erdölreserven - wird für den Erfolg des slowenischen 

Angleichungsprogramms entscheidend sein. Dies gilt insbesondere für die Anlage der 

erforderlichen Mindest-Erdölreserven und die schrittweise Liberalisierung des 

Energiemarktes in den Jahren 2001 und 2003. Die Umstrukturierungs- und 

Privatisierungspläne in diesem Sektor sollten konsequent umgesetzt werden, auch im 
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Falle der Raffinerie Nafta Lendava. Die insbesondere im Stromsektor noch bestehenden 

Preisverzerrungen sollten beseitigt werden. 

Slowenien wird voraussichtlich keine größeren Probleme haben, um die Euratom-

Vorschriften zu erfüllen, sofern das Gesetzgebungsprogramm planmäßig durchgeführt 

und der Vorbereitung auf die Anwendung der Euratom-Sicherheitsüberwachung die 

gebührende Aufmerksamkeit gewidmet wird. 

Was die Kernkraft betrifft, so hat die EU wiederholt - zuletzt auf der Tagung des 

Europäischen Rates in Helsinki darauf hingewiesen, wie wichtig es im Hinblick auf die 

Erweiterung ist, dass die Beitrittsländer hohe Sicherheitsstandards im Nuklearbereich 

gewährleisten. In diesem Zusammenhang ist die Fortführung des 

Nachrüstungsprogramms für Krško von entscheidender Bedeutung. Bei der 

Sicherheitsbehörde würden bessere Beschäftigungsbedingungen dazu beitragen, die 

Abwanderung von Fachleuten zu verhindern. Für abgebrannte Brennstoffe und 

radioaktive Abfälle müssen langfristige Lösungen gefunden werden. 

Kapitel 15: Industriepolitik13 

Seit der Annahme des letzten Regelmäßigen Berichts hat Slowenien auf dem Gebiet der 

Industriepolitik einige Fortschritte erzielt. 

Die slowenische Industriepolitik stützt sich auf die "Strategie zur Steigerung der 

Wettbewerbsfähigkeit der slowenischen gewerblichen Wirtschaft", die 1996 eingeführt 

und 1998 und 2000 überarbeitet wurde, und steht mit den Grundsätzen der 

Industriepolitik der EG im Einklang. Der Schwerpunkt liegt auf der Förderung der 

Wettbewerbsfähigkeit in einem offenen Markt, der Steigerung der Wertschöpfung pro 

Arbeitnehmer, der Verbesserung der Unternehmensinfrastruktur und der Förderung des 

Unternehmertums, der Clusterbildung, der Globalisierung der Unternehmen und ihrer 

Strategien sowie neuen Technologien. Die Umstrukturierung der slowenischen 

Industrie, insbesondere der Textil-, Schuh- und Stahlindustrie, ist ein Kernbestandteil 

dieser Strategie. Die Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit durch eine marktorientierte 

Umstrukturierung der Unternehmen wurde in der Beitrittspartnerschaft als Priorität 

ausgewiesen, und Slowenien hat in dieser Hinsicht einige Fortschritte erzielt. Ein 

wichtiger Teil der Industriepolitik ist die Kontrolle der staatlichen Beihilfen (siehe auch 

Kapitel 6 – Wettbewerb). 

Anfang 2000 führte Slowenien eine Studie durch, um die Wettbewerbsfähigkeit seiner 

Industriezweige mit derjenigen in den EU-Mitgliedstaaten und anderen OECD-Staaten zu 

vergleichen. Dabei wurden bestimmte Stärken in aufstrebenden Bereichen wie der 

Biotechnologie festgestellt. 

Nach Konsultationen mit der Kommission nahm die slowenische Regierung im 

September 2000 ein geändertes Programm zur Umstrukturierung der Stahlindustrie an, 

um dem Protokoll 2 des Europa-Abkommens zu entsprechen. Dieses geänderte 

Programm, das der Kommission im Oktober 2000 vorgelegt wurde, sieht Folgendes vor: 

Umstrukturierung der Kernunternehmen in geschäftlicher, finanzieller und personeller 

Hinsicht; Restrukturierungsplan für Unternehmen, die außerhalb der Kernbereiche tätig 

sind; Definition des Privatisierungsprozesses; Lösungskonzept für die finanziellen 

                                                 
13 Die Entwicklung in der Industriepolitik sollte im Zusammenhang mit der Entwicklungen im Rahmen der Politik für kleine und 

mittlere Unternehmen (siehe Kapitel 16 - Kleine und mittlere Unternehmen) betrachtet werden. 
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Verbindlichkeiten; Festlegung des vorgesehenen Umfangs der staatlichen Beihilfen und 

Berücksichtigung der sozialen und ökologischen Folgen in Gebieten, in denen die 

Stahlindustrie vorherrschend ist. 

Zwei Programme wurden zur Förderung der nachhaltigen Entwicklung und der 

Wettbewerbsfähigkeit der Textil- und der Schuhindustrie angenommen. In diesem 

Zusammenhang sollen für die Textilindustrie im Jahr 2000 insgesamt 5,6 Millionen € 

und für die Schuhindustrie 4,3 Millionen € bereitgestellt werden. Zur Koordinierung und 

Überwachung dieser Programme wurde ein Rat eingesetzt, der sich aus Vertretern der 

zuständigen Ministerien, Fachleuten und Sozialpartnern zusammensetzt. 

Gesamtbewertung 

Slowenien erzielte auf diesem Gebiet in den vergangenen Jahren deutliche Fortschritte 

und setzte innovative Methoden ein, speziell im Benchmarking von verschiedenen 

Industriesektoren. Dieser Leistungsvergleich steht mit den jüngsten Initiativen der EG im 

Bereich der Unternehmenspolitik im Einklang und machte deutlich, in welchem Umfang 

Slowenien in diesem Bereich Fortschritte erzielt hat. 

Die "Strategie zur Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit der slowenischen gewerblichen 

Wirtschaft", die im Jahr 2000 überarbeitet wurde, zielt darauf ab, die 

Rahmenbedingungen und die Wettbewerbsposition der slowenischen Industrie zu 

verbessern und dazu vorrangig die FuE-Maßnahmen zu verstärken wie auch die 

Ausfuhren und die ausländischen Direktinvestitionen zu fördern. Die Grundsätze dieser 

Strategie stehen mit dem gemeinschaftlichen Besitzstand im Einklang. Die Politik zur 

Förderung der Clusterbildung (Industrien, die in einem bestimmten Gebiet konzentriert 

sind) erwies sich als erfolgreich. 

Darüber hinaus hat Slowenien damit begonnen, von vertikalen Direktinterventionen in 

Unternehmen zu horizontalen Maßnahmen zur Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit 

überzugehen. Zwar werden die Unternehmen weiterhin direkt durch Beihilfen unterstützt, 

doch bemühte sich Slowenien um mehr Transparenz und eine zeitliche Begrenzung der 

Maßnahmen. 

Auch im Bereich der Umstrukturierung und der Privatisierung der Industrie wurden 

einige Fortschritte erzielt. Die Kommission prüft derzeit, ob das Programm zur 

Umstrukturierung der Stahlindustrie mit Protokoll 2 des Europa-Abkommens im 

Einklang steht. Die Pläne zur Entwicklung der Textil- und Schuhindustrie sehen keine 

Kapazitätsausweitungen vor und umfassen mehrere begrüßenswerte Maßnahmen. 

Dennoch spielt der öffentliche Sektor in der gewerblichen Wirtschaft weiterhin eine zu 

große Rolle, so dass die Privatisierung weiter vorangetrieben werden muss. 

Die Verwaltungskapazität im Bereich der Industriepolitik erscheint ausreichend. 

Nachdem der Privatisierungsprozess im Jahr 1998 förmlich abgeschlossen wurde, ist 

jedoch zunehmend unklar, welche Rolle der Slowenischen Entwicklungsorganisation 

zukommt, da sie weiterhin mehrere Unternehmen verwaltet, die umstrukturiert, 

privatisiert oder abgewickelt werden sollen. 
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Kapitel 16: Kleine und mittlere Unternehmen14 

Seit der Annahme des letzten Regelmäßigen Berichts erzielte Slowenien einige 

Fortschritte in der KMU-Politik, insbesondere bei der Festlegung von Förderregelungen 

und der Verbesserung des Geschäftsumfelds. 

Die slowenische KMU-Strategie umfasst die folgenden vier Aspekte: kleine 

Unternehmen und Beitritt zur EU, Infrastrukturförderung für kleine Unternehmen, 

Kleinstkredite und Informationssystem. Sie deckt so wichtige Themen ab wie die 

Entwicklung des Unternehmenssektors, die wirtschaftliche und soziale Stabilität der 

Regionen, die Schaffung von Arbeitsplätzen und die Wettbewerbsfähigkeit der KMU. Sie 

bündelt alle bestehenden Formen der KMU-Förderung. Die Förderung der KMU-

Entwicklung wurde in der Beitrittspartnerschaft als Priorität ausgewiesen. 

Das Gesetz über die Entwicklung kleiner Unternehmen wurde Anfang 2000 geändert. Die 

entsprechenden Fördermittel werden nunmehr vom Ministerium für Kleinunternehmen 

und Tourismus verwaltet. 

Slowenien hat der Schaffung eines effizienten Verwaltungsumfelds für die 

Unternehmen Priorität eingeräumt. Im Rahmen des Nationalen 

Beschäftigungsaktionsplans (2000-2001) legten das Ministerium für Kleinunternehmen 

und das Arbeitsministerium im November 1999 ein Programm zur Beseitigung der 

Hemmnisse auf Verwaltungsebene vor. Es stützt sich auf vier Pfeiler: Rechtsvorschriften, 

örtliche Verwaltung, Informationen und Unternehmensumfeld. Es deckt unter anderem 

folgende Aspekte ab: Kosten und Fristen für die Gründung neuer Unternehmen, 

Flexibilität im Arbeitsrecht, Informationen und Zugang der KMU zur Technologie. 

In Slowenien wurden Euro-Info-Center in Koper, Laibach und Maribor eröffnet. Ihre 

Arbeit wird vom Zentrum zur Förderung von Kleinunternehmen koordiniert. 

Gesamtbewertung 

Die KMU-Politik Sloweniens steht insgesamt mit den Grundsätzen der 

Unternehmenspolitik der EG im Einklang. Auf die KMU entfallen 58 % der 

Erwerbstätigen in Slowenien. Ihre Wettbewerbsfähigkeit sollte jedoch gesteigert werden. 

Ziel der Förderung sollte die Schaffung innovativer, entwicklungs- und exportorientierter 

KMU sein. In jüngster Zeit erwiesen sich die Maßnahmen zur Verbesserung der 

finanziellen Rahmenbedingungen für KMU nicht als besonders erfolgreich. Der bessere 

Zugang zu Finanzmitteln sollte stärker in den Mittelpunkt der Strategie zur KMU-

Förderung gestellt werden. Slowenien ist dabei, ein effizientes Netzwerk von 

Gründerzentren aufzubauen. 

Die Definition von KMU sollte im Hinblick auf die Höchstzahl von Arbeitnehmern pro 

Unternehmenstyp an diejenige der EG angepasst werden. 

Die Verwaltungskapazität im Bereich der KMU ist offensichtlich zufriedenstellend. Im 

Jahr 2000 stellte das Ministerium für Kleinunternehmen und Tourismus zusätzliche 

Mitarbeiter ein. Slowenien muss jedoch eine angemessene Koordinierung zwischen allen 

beteiligten Stellen gewährleisten, um die KMU-Politik effizient durchsetzen zu können. 

                                                 
14  Die Entwicklung der KMU-Politik sollte im Zusammenhang mit der Entwicklung im Rahmen der Industriepolitik (siehe 

Kapitel 15 – Industriepolitik) betrachtet werden. 
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Dies gilt insbesondere für das Ministerium für Kleinunternehmen und Tourismus, das für 

die Kleinunternehmen verantwortlich ist, und das Ministerium für wirtschaftliche 

Angelegenheiten, das für die mittelgroßen Unternehmen zuständig ist. 

Kapitel 17: Wissenschaft und Forschung 

In diesem Bereich wurden seit der Annahme des letzten Regelmäßigen Berichts weitere 

Fortschritte erzielt. 

Im November 1999 wurde das Gesetz über die Unterstützung von Unternehmen, die neue 

Technologien entwickeln, für den Zeitraum 2000 bis 2003 verabschiedet. Dieses Gesetz 

regelt die finanzielle Unterstützung von Unternehmen, Einpersonengesellschaften und 

Einzelpersonen bei der Entwicklung neuer Technologien und der Einrichtung und dem 

Betrieb ihrer Entwicklungsabteilungen im vorgenannten Zeitraum. 

Seit seiner Einbeziehung in das Fünfte Rahmenprogramm und in das Euratom-

Rahmenprogramm im August 1999 richtete Slowenien ein Netz nationaler Kontaktstellen 

ein und ernannte Fachleute für die Programmausschüsse. Die Ergebnisse im ersten Jahr 

der Teilnahme an diesen Programmen waren gut. 

Gesamtbewertung 

Ingesamt dürfte Slowenien bei der Anpassung an den gemeinschaftlichen Besitzstand im 

Bereich Wissenschaft und Forschung kaum Probleme haben. Ein weiterer Ausbau der 

Institutionen in diesem Bereich ist jedoch wünschenswert. Folgende Aspekte sollten 

dabei im Mittelpunkt stehen: Innovation und Ergebnistransfer und Pläne zur Stärkung der 

wissenschaftlichen Autonomie und zur Förderung der Erneuerung der Ausrüstung. 

Der Anteil der Forschungs- und Entwicklungsausgaben am Bruttoinlandsprodukt (1,4 % 

im Jahr 1998) entspricht mit 1,9 % fast dem Durchschnitt der Fünfzehnergemeinschaft. 

Das neue Gesetz ist eine wichtige Maßnahme, um die Unternehmen zur Erhöhung ihrer 

Forschungsausgaben anzuregen. 

Nach der erfolgreichen Ausweitung der Gemeinschaftsprogramme auf Slowenien könnte 

die Teilnahme privater Unternehmen einschließlich der KMU weiter gefördert werden. 

Kapitel 18: Allgemeine und berufliche Bildung 

Seit der Annahme des letzten Regelmäßigen Berichts kam Slowenien auf diesem Gebiet 

weiter voran. 

Die Stellen, die für die Durchführung der Gemeinschaftsprogramme Leonardo da 

Vinci, Sokrates und Jugend für Europa notwendig sind, wurden eingerichtet und erhielten 

die erforderlichen Mitarbeiter. Außerdem nahm der Assoziationsrat im Juli 2000 einen 

Beschluss an, der die Teilnahme an der zweiten Phase der Programme Sokrates und 

Leonardo da Vinci (2000-2006) ermöglicht. Im September 2000 wurde auch ein 

Beschluss gefasst, der die Teilnahme an dem neuen Programm Jugend einschließlich des 

Europäischen Freiwilligendienstes ab dem Jahr 2000 ermöglicht. 

Was die Nichtdiskriminierung der EU-Bürger anbetrifft, so verabschiedete Slowenien 

im Dezember 1999 ein Gesetz zur Änderung des Hochschulgesetzes. Es zielt darauf ab, 
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nach dem Beitritt die Gleichbehandlung der EU-Bürger und der slowenischen 

Staatsangehörigen zu gewährleisten. 

Was die Reformen im Bereich berufliche Bildung und Jugend betrifft, so traten im Mai 

2000 die Änderungen zum Berufsbildungsgesetz in Kraft. Außerdem trat im Juni 2000 

das Gesetz über die schulische Bildung und die Behandlung von Kindern mit besonderen 

Bedürfnissen in Kraft. Es regelt die Schulbildung, die Beratung und die Betreuung von 

Kindern, Minderjährigen und jungen Erwachsenen (Universitätsprogramme) mit 

besonderen Bedürfnissen. 

Im Ministerium für Bildung und Sport wurde eine Europaabteilung eingerichtet, um die 

Zusammenarbeit mit den EU-Organen zu verbessern. 

Gesamtbewertung 

Insgesamt hat Slowenien bisher beachtliche Fortschritte erzielt. Es beteiligt sich in 

zufriedenstellendem Maße an den einschlägigen Gemeinschaftsprogrammen, und die 

entsprechenden nationalen Stellen arbeiten ordnungsgemäß. Im Hinblick auf die 

zunehmende Beteiligung an den Gemeinschaftsprogrammen müssen diese Stellen jedoch 

personell verstärkt werden. 

Die slowenischen Regelungen im Bereich allgemeine und berufliche Bildung wie auch 

Jugend entsprechen vollauf dem gemeinschaftlichen Besitzstand, einschließlich der 

Richtlinie über die schulische Betreuung der Kinder von Wanderarbeitnehmern. In 

den vergangenen Jahren erzielte Slowenien bedeutende Fortschritte bei der Umgestaltung 

seiner Systeme der allgemeinen und beruflichen Bildung entsprechend den Bedürfnissen 

eines kleinen offenen Marktwirtschaftslandes, das sich um internationale 

Wettbewerbsfähigkeit bemüht. 

Kapitel 19: Telekommunikation und Informationstechnologien 

Seit der Annahme des letzten Regelmäßigen Berichts hat Slowenien auf diesem Gebiet 

gewisse  Fortschritte erzielt. 

Die Rechtsangleichung bei der Liberalisierung der Telekommunikationsmärkte 

wurde etwas vorangetrieben. Es wurden Erlasse zur Erteilung von Genehmigungen für 

die Nutzung von Funkfrequenzen für den Mobilfunk und für Funkrufdienste sowie über 

die technischen Anforderungen für zellulare Mobilfunksysteme verabschiedet. Vier 

Genehmigungen wurden für die Erbringung von Internetdiensten erteilt. 

Außerdem wurde eine Ausschreibung für ein drittes Mobilfunknetz veröffentlicht, damit 

eine Genehmigung erteilt und der Betrieb Anfang nächsten Jahres aufgenommen werden 

kann. 

Außerdem legte die Regierung einen Erlass zur Neugestaltung des Tarifsystems für den 

festen Spachtelefondienst vor, um bestimmte Gebühren anzupassen und eine einzige 

landesweite Gebührenzone einzuführen. Die Gebühren für Gespräche in Nachbarländer 

und die Anschlusskosten liegen weit über dem EU-Durchschnitt, während die 

Inlandsgespräche und die monatlichen Mietgebühren deutlich niedriger sind. 
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Was den Regulierungsrahmen anbetrifft, so ist das Telekommunikationsgesetz immer 

noch nicht in Kraft getreten. 

Auf dem Gebiet der Liberalisierung der Postdienste sind seit der Annahme des letzten 

Regelmäßigen Berichts keine Entwicklungen zu verzeichnen. 

Gesamtbewertung 

Slowenien verfügt über einen relativ gut entwickelten Telekommunikationssektor und ist 

bei der Umsetzung des gemeinschaftlichen Besitzstands schrittweise vorangekommen. 

Der Rechtsrahmen, der bis zur vollständigen Liberalisierung der 

Telekommunikationsmärkte im Januar 2001 fertig gestellt sein sollte, ist jedoch noch 

unvollständig. Daher muss Slowenien unbedingt die Rechtsangleichung beschleunigen 

und insbesondere das Telekommunikationsgesetz verabschieden, das weiterhin im 

Parlament blockiert ist. Die Annahme eines neuen Telekommunikationsgesetzes und die 

Einrichtung einer unabhängigen Regulierungsbehörde wurden in der 

Beitrittspartnerschaft als Priorität ausgewiesen. Netze alternativer Anbieter wie 

Kabelfernsehgesellschaften können nur auf der Grundlage befristeter Genehmigungen für 

Internetdienste genutzt werden. 

Mit den vorbereitenden Schritten für die Schaffung der im 

Telekommunikationsgesetzentwurf vorgesehenen unabhängigen Nationalen 

Regulierungsbehörde muss so schnell wie möglich begonnen werden. Sie sollte vor der 

für Anfang nächsten Jahres vorgesehenen vollständigen Liberalisierung des Sektors ihre 

Arbeit aufnehmen, um die fristgerechte Umsetzung des gemeinschaftlichen Besitzstands 

zu gewährleisten. 

Die Regierung nahm das staatliche Programm für den Telekommunikationssektor an und 

kam damit bei der Einführung einer marktorientierten Politik weiter voran. Gemäß 

diesem Programm soll das Ministerium für Verkehr und Telekommunikation personell 

verstärkt werden. Dies sollte weiterhin als eine vorrangige Aufgabe angesehen werden. 

Mit dem Postgesetz von 1997 wurden die slowenischen Rechtsvorschriften im Postwesen 

teilweise mit dem gemeinschaftlichen Besitzstand in Einklang gebracht. Zur 

vollständigen Liberalisierung der Postdienste sind jedoch weitere Schritte erforderlich. 

Vor dieser Liberalisierung muss zudem eine unabhängige Regulierungsbehörde 

eingerichtet werden, um die reibungslose Umsetzung und die wirksame Durchsetzung 

des Besitzstands zu gewährleisten. 

Kapitel 20: Kultur und audiovisuelle Medien 

Seit der Annahme des letzten Regelmäßigen Berichts erzielte Slowenien begrenzte 

Fortschritte bei der Übernahme des gemeinschaftlichen Besitzstands im Bereich der 

audiovisuellen Medien. 

Im Kulturministerium wurde eine Abteilung für Medien und audiovisuelle Kultur 

eingerichtet. Sie soll die Gesamtkoordination zwischen den einzelnen beteiligten 

Verwaltungen gewährleisten. Zusammen mit dem Rundfunkrat ist sie für die 

Verwaltungsaufsicht und Kontrolle sowie den Entwurf und die Umsetzung der 

Rechtsvorschriften im Bereich Medien und audiovisuelle Politik zuständig. 
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Gesamtbewertung 

Insgesamt machte Slowenien nur wenige Fortschritte bei der Übernahme des 

gemeinschaftlichen Besitzstands, so dass in diesem Bereich weiterer Handlungsbedarf 

besteht. Es war vorgesehen, das Gesetz über Massenmedien, mit dem die slowenischen 

Rechtsvorschriften an die Richtlinie "Fernsehen ohne Grenzen" angepasst und die 

Rahmenbedingungen für den slowenischen Mediensektor festgelegt werden sollen, bis 

Ende 1999 zu verabschieden. Dieses Gesetz wird jedoch immer noch im Parlament 

erörtert. Somit hat Slowenien das in der Beitrittspartnerschaft von 1999 ausgewiesene 

kurzfristige Ziel, die Rechtsangleichung im Bereich der audiovisuellen Medien 

abzuschließen, nicht erreicht. 

Slowenien gehört seit November 1999 dem Übereinkommen des Europarates über das 

grenzüberschreitende Fernsehen an und hat auch das Protokoll zur Änderung dieses 

Übereinkommens ratifiziert. 

Der Rundfunkrat hat nur begrenzte Kontrollbefugnisse. Hier sollte das neue Gesetz über 

die Massenmedien Abhilfe schaffen. 

Die Befugnisse bei der Überwachung des Inhalts audiovisueller Sendungen und der 

Zuteilung von Funkfrequenzen sind zwischen dem Rundfunkrat und der 

Telekommunikationsbehörde (die mit dem Telekommunikationsgesetz eingesetzt werden 

soll) klar aufzuteilen. 

Es ist noch zu früh, um die Effizienz der neuen Medienabteilung im Kulturministerium 

beurteilen zu können. 

Kapitel 21: Regionalpolitik und Koordinierung der strukturpolitischen 

Instrumente 

Seit der Annahme des letzten Regelmäßigen Berichts erzielte Slowenien beachtliche 

Fortschritte bei seiner Vorbereitung auf die Durchführung der strukturpolitischen 

Maßnahmen. 

Die Verwaltungsgliederung in Slowenien basiert auf 12 Einheiten der Ebene NUTS-III. 

Eine intermediäre Stufe zwischen gesamtstaatlicher und kommunaler Ebene fehlt. In dem 

im März 2000 angenommenen Erlass über die Standardklassifikation der 

Gebietseinheiten schlug Slowenien jedoch eine neue NUTS-Klassifikation vor. Danach 

soll Slowenien in zwei Gebiete (ähnlich Gebieten der Ebene NUTS II) unterteilt werden: 

Unterschieden würde zwischen dem städtischen Gebiet mit der Hauptstadt Leibach als 

Zentrum und dem übrigen Staatsgebiet. Nach Angaben der slowenischen Behörden sind 

die Entwicklungsprobleme in diesen beiden Gebieten unterschiedlicher Natur. Das 

Hauptstadtgebiet ist dicht bevölkert und weist ein Pro-Kopf-BIP in Höhe von rund 87 % 

des EU-Durchschnitts aus. Das übrige Gebiet mit einem Pro-Kopf-BIP von rund 59 % 

des EU-Durchschnitts ist zunehmend mit Arbeitslosigkeit und Abwanderung 

konfrontiert. Die neue Klassifikation wurde der Kommission im Mai offiziell vorgelegt, 

muss jedoch noch genehmigt werden. 

Zur Schaffung des erforderlichen Rechtsrahmens erließ Slowenien zwischen Mai und 

Juni dieses Jahres sechs Durchführungsverordnungen zum Gesetz zur Förderung der 

ausgewogenen Regionalentwicklung aus dem Jahr 1999. Sie betreffen die folgenden 
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Aspekte: Aufbau und Aufgaben des nationalen Amtes für Regionalentwicklung und der 

Behörden für regionale Entwicklung auf lokaler Ebene, obligatorische Mindestangaben 

für Regionalentwicklungspläne, Einsetzung des Rates für Strukturpolitik, Kriterien zur 

Ausweisung der Gebiete mit besonderen Entwicklungsproblemen und Kriterien zur 

Gewährung von Entwicklungsanreizen. 

Im Juni 2000 nahm die Regierung einen Beschluss über Einsetzung, Zusammensetzung, 

Aufbau und Aufgaben des Rates für Strukturpolitik an. Dieser Rat fungiert als 

interministerielles Koordinierungsgremium, das für die Programmabstimmung auf 

nationaler Ebene verantwortlich ist. 

Im Bereich der Vorbereitung der Programmplanung nahm die Regierung im 

November 1999 den Vorläufigen Nationalen Entwicklungsplan für den Zeitraum 2000 

bis 2002 an. Dies ist ein Zwischenschritt auf dem Weg zur Erstellung eines umfassenden 

und detaillierten Nationalen Entwicklungsplans für den Zeitraum 2000 – 2006, dessen 

Ausarbeitung gut vorankommt. 

Das nationale Amt für Regionalentwicklung wurde im September 1999 mit dem Gesetz 

zur Änderung des Aufbaus und der Zuständigkeiten der Ministerien eingerichtet, um die 

staatliche Politik der regionalen Entwicklung zu koordinieren. Im Mai 2000 nahm 

Slowenien die Vorschriften über Zusammensetzung, Aufbau und Aufgaben des 

nationalen Amtes für Regionalentwicklung an. Dieses Amt ist dem Ministerium für 

Wirtschaftsbeziehungen und Entwicklung angegliedert und verfügt derzeit über 20 

Mitarbeiter. Es ist für Umsetzung, Überwachung und Bewertung der Programme 

zuständig. Auf lokaler Ebene wurden bisher erst zwei Ämter für Regionalentwicklung 

eingerichtet, die unter der Leitung des nationalen Amtes arbeiten werden. Insgesamt 

sollen 12 Ämter (eins für jede künftige Gebietseinheit der Ebene NUTS III) eingerichtet 

werden. 

Im Bereich der  Finanz- und Haushaltsverwaltung veröffentlichte Slowenien zwei 

Erlässe auf der Grundlage des Gesetzes über die öffentlichen Finanzen von 1999. Der 

eine betrifft die Grundlage und die Verfahren für die Aufstellung des Staatshaushalts und 

der andere die Regeln über gemeinsame Kriterien für die Ein- und Durchführung der 

Finanzkontrolle bei Direktempfängern von Haushaltsmitteln. 

Außerdem trat im Januar 2000 das Rechnungslegungsgesetz mit Bestimmungen über die 

Rechnungsprüfung und das interne Audit bei juristischen Personen in Kraft. Im 

Dezember 1999 wurde ein Erlass über die allgemeinen Zulassungsbedingungen für 

Zahlstellen in Slowenien angenommen, die EG-Mittel bewirtschaften. 

Gesamtbewertung 

In den vergangenen Jahren hat Slowenien diejenigen Strukturen geschaffen, die nach dem 

Beitritt zur Inanspruchnahme der Strukturfonds erforderlich sind. Allerdings besteht noch 

gewisser Handlungsbedarf. 

Die neue Verwaltungsgliederung Sloweniens in zwei statistische Einheiten erscheint 

insofern problematisch, als nicht ersichtlich ist, auf welche analytischen Erwägungen und 

Verwaltungsstrukturen sie sich stützt. Diese Verwaltungsgliederung wird zur Zeit mit der 
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Kommission erörtert. Slowenien sollte die Schaffung eines zu komplexen 

Verwaltungsrahmens vermeiden. 

Slowenien hat mit dem Gesetz über die Förderung der ausgewogenen 

Regionalentwicklung und dem Gesetz über die öffentlichen Finanzen die erforderliche 

Rechtsgrundlage für die Regional- und die Strukturpolitik geschaffen. Mit dem Gesetz 

über die öffentlichen Finanzen wurde für den Staatshaushalt eine vierjährige 

Ausgabenplanung eingeführt, die bereits angewendet wird. Im Mai und Juni dieses Jahres 

wurden die Durchführungsbestimmungen zum Gesetz über die Regionalentwicklung 

erlassen. 

Die Strukturpolitik wird auf nationaler Ebene von den folgenden drei Institutionen 

umgesetzt: nationales Amt für Regionalentwicklung, Rat für Strukturpolitik sowie Fonds 

für Regionalentwicklung und für die Erhaltung des ländlichen Siedlungsraums. 

Nachdem diese Institutionen eingerichtet wurden, sind nun weitere Anstrengungen 

erforderlich, um geeignete Strukturen zur besseren Koordinierung zwischen den 

Ministerien auf gesamtstaatlicher Ebene und zwischen diesen Ministerien und den 

regionalen bzw. lokalen Partnern zu schaffen. 

Mit der Einrichtung des nationalen Amtes für Regionalentwicklung ist Slowenien bei der 

Vorbereitung der Strukturfonds in eine neue Phase eingetreten. Jetzt geht es darum, die 

Strukturen zur Überwachung, Bewertung und Finanzkontrolle zu schaffen. In diesem 

Zusammenhang muss Slowenien den Schwerpunkt auf den Ausbau der Humanressourcen 

legen. 

Im Bereich der Statistiken sind die meisten Schlüsseldaten auf nationaler Ebene 

verfügbar. Einige Defizite gibt es jedoch bei den Beschäftigungsstatistiken und den 

strukturellen Unternehmensstatistiken. Regionale Daten fehlen noch beim BIP, bei den 

sozialen Indikatoren und bei den strukturellen Unternehmensstatistiken. 

Kapitel 22: Umweltschutz 

Seit der Annahme des letzten Regelmäßigen Berichts kam Slowenien bei der 

Angleichung seiner Rechtsvorschriften an den gemeinschaftlichen Besitzstand im 

Umweltbereich deutlich voran. Dies gilt insbesondere für die folgenden Gebiete: 

horizontale Rechtsvorschriften, Abfallentsorgung und Chemikalien. Fortschritte wurden 

auch bei der Aufstellung der richtlinienspezifischen Umsetzungsprogramme erzielt. 

Im Bereich der horizontalen Rechtsvorschriften veröffentlichte Slowenien im Januar in 

einem Erlass die Liste der Kategorien von Tätigkeiten, für die 

Umweltverträglichkeitsprüfungen vorgeschrieben sind. Mit diesem Erlass, für dessen 

Durchsetzung das Ministerium für Umwelt und Raumplanung und die Kommunen 

zuständig sind, wurden die slowenischen Rechtsvorschriften außer in einem 

geringfügigen Punkt an die Richtlinie der Europäischen Gemeinschaft über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung angeglichen. Slowenien hat somit dieses kurzfristige 

prioritäre Ziel der 1999 geschlossenen Beitrittspartnerschaft zu einem großen Teil 

erreicht. 

Im Bereich der Verhütung der Luftverunreinigung durch Emissionen flüchtiger 

organischer Verbindungen bei der Lagerung und Verteilung flüssiger Brennstoffe wurde 
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mit dem Inkrafttreten des Gesetzes über den Transport gefährlicher Güter im Januar die 

Rechtsangleichung vollzogen. Das Gesetz schreibt unter anderem eine 

Dichtigkeitsprüfung für Tanklastwagen vor. 

Slowenien nahm mehrere Rechtsvorschriften über die Entsorgung von (gefährlichen) 

Abfällen an, um die Umsetzung der maßgeblichen Richtlinien der Gemeinschaft 

abzuschließen. Ferner wurden seit der Annahme des Vorjahresberichts 

Rechtsvorschriften über die Entsorgung von PCB und PCT, die Kennzeichnung von 

Batterien und die grenzüberschreitende Verbringung von Abfällen verabschiedet. 

Außerdem erlies die Regierung Rechtsvorschriften über die Abfälle der 

Titaniumdioxidindustrie, um die slowenischen Bestimmungen an die einschlägige EG-

Richtlinie anzupassen. Beträchtliche Fortschritte wurden auch bei der Umsetzung der 

Deponie-Richtlinie erzielt: Anfang 2000 wurden diesbezügliche Regeln mit dem Ziel 

einer vollständigen Harmonisierung festgelegt. 

Im Bereich des Gewässerschutzes wurden zu Jahresbeginn mehrere Verordnungen zur 

Begrenzung der Emissionswerte bei der Einleitung von Abwasser der 

Nahrungsmittelindustrie in kommunale Abwasserbehandlungsanlagen verabschiedet. Im 

November 1999 wurde das Operationelle Programm für die Sammlung und Behandlung 

von kommunalem Abwasser zusammen mit dem Wasserversorgungsprogramm 

angenommen. Darin wird der Zeitplan für die Umsetzung der Maßnahmen des 

Nationalen Umwelt-Aktionsprogramms festgelegt. Ferner wurde das Verzeichnis der 

Gebiete im Sinne der einschlägigen Richtlinie erstellt, d.h. der Gebiete, in denen 

Besiedlung und/oder wirtschaftliche Aktivitäten ausreichend konzentriert sind für eine 

Sammlung von kommunalem Abwasser und eine Weiterleitung zu einer kommunalen 

Abwasserbehandlungsanlage. Auch die Arbeiten zur Sammlung der Daten über 

industrielles Abwasser im Sinne der Richtlinie über die Behandlung von kommunalem 

Abwasser wurden abgeschlossen. Weitere Verordnungen wurden zur Begrenzung der 

Einleitung gefährlicher Stoffe in Oberflächenwasser erlassen. Im April wurden zur 

Verringerung der Nitratbelastung Regeln für die gute fachliche Praxis in der 

Landwirtschaft und bei der Düngung festgelegt. Im Bereich des Trinkwassers wurden 

Änderungen zu den Regeln über die Qualität von Trinkwasser wie auch Regeln über die 

Pestizidkontrolle verabschiedet. 

Im Bereich des Naturschutzes wurde im Dezember 1999 das Gesetz zur Ratifizierung 

des Übereinkommens über den internationalen Handel mit gefährdeten Arten freilebender 

Tiere und Pflanzen angenommen. Ferner wurde im August das Gesetz zur Ratifizierung 

des Rotterdamer Übereinkommens verabschiedet. 

Im Bereich Bekämpfung der Umweltverschmutzung und Risikomanagement in der 

Industrie wurden im März mehrere Verordnungen zur Ergänzung des Erlasses über die 

Emissionen von Abfallverbrennungsanlagen in die Atmosphäre erlassen. Dagegen 

stagnierte die gesetzgeberische Arbeit zur Umsetzung der Richtlinie über die 

internationale Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung bzw. der 

Beherrschung der Gefahren bei schweren Unfällen mit gefährlichen Stoffen. 

Seit der Annahme des letzten Regelmäßigen Berichts wurden mehrere Verordnungen zur 

Umsetzung des gemeinschaftlichen Besitzstands im Bereich der Chemikalien erlassen. 

Sie betreffen folgende Aspekte: Handel mit gefährlichen Chemikalien, Prüfungen seitens 

der Gesundheitsinspektoren, Sammlung von Daten über Giftstoffe, Überwachung von 

Pestizidrückständen im Trinkwasser und Zulassung des Gesundheitsamts. Dieses Amt hat 
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neun Zweigstellen und befasst sich unter anderem mit Fragen im Bereich der Hygiene 

und der Umweltgesundheit. 

Im Einklang mit dem Chemikaliengesetz von 1999 wurde die nationale Chemiebehörde 

errichtet. Ferner wurde ein Team zur Bewertung der von Chemikalien ausgehenden 

Gefahren geschaffen, das sich aus Experten der vorgenannten Behörde und anderer 

Gremien zusammensetzt. 

Mit dem im November 1999 verabschiedeten Tierschutzgesetz, das sich auch auf 

genetisch veränderte Organismen erstreckt, wird die EG-Richtlinie über den Schutz 

von Tieren, die für Versuche eingesetzt werden, weitgehend umgesetzt. 

Im Bereich der nuklearen Sicherheit verabschiedete Slowenien im November 1999 ein 

Gesetz, das den Bau neuer Atomkraftwerke auf Dauer untersagt und auch die Lagerung 

von nuklearen Abfällen aus anderen Ländern in Slowenien verbietet. Das Gesetz zielt auf 

den Schutz der Gesundheit und den Erhalt einer gesunden Umwelt ab und geht auch auf 

die Frage der Lagerung nuklearer Abfälle im Rahmen der Raumplanung ein. Im 

Dezember vergangenen Jahres wurde die dritte Station zur kontinuierlichen Entnahme 

von Proben und Messung der Radioaktivität von Aerosolen in der Luft in das Netz zur 

Strahlenüberwachung integriert. Außerdem wurde die nationale Datenbank zur 

Überwachung der Strahlenbelastung von Arbeitnehmern, die berufsbedingt radioaktiver 

Strahlung ausgesetzt sind, erstellt und wird nun von der Behörde für nukleare Sicherheit 

genutzt (weitere Einzelheiten siehe Kapitel 14 - Energie). 

Slowenien hat den Anteil seiner Umweltausgaben am BIP von 1,5 auf 2-2,5 % erhöht. 

Entsprechend einer kurzfristigen Priorität der Beitrittspartnerschaft von 1999 wurden 

bzw. werden mehrere Investitionsprogramme ausgearbeitet, um die Durchsetzung des 

gemeinschaftlichen Besitzstands zu gewährleisten. Gemäß dem nationalen Umwelt-

Aktionsprogramm soll der BIP-Anteil der Umweltausgaben in den nächsten Jahren auf 

über 3 % erhöht werden. 

Gesamtbewertung 

Slowenien hat bei der Übernahme des gemeinschaftlichen Besitzstands im 

Umweltbereich bedeutende Fortschritte erzielt. Bei der Um- und Durchsetzung bedarf es 

jedoch noch zusätzlicher Anstrengungen. Auch die Verwaltungskapazität muss weiter 

ausgebaut werden. Die Zuständigkeiten in diesem Bereich sind sehr komplex geregelt 

und über mehrere Ministerien und Behörden und sogar über mehrere Abteilungen 

innerhalb dieser Stellen verteilt. 

Der gemeinschaftliche Besitzstand soll durch elf Rahmengesetze übernommen werden. 

Sechs davon wurden bereits verabschiedet. Sie betreffen die folgenden Bereiche: 

Chemikalien, Naturschutz, Beförderung gefährlicher Güter, Tierschutz, Ratifizierung des 

Rotterdamer Übereinkommens und des Übereinkommens über den internationalen 

Handel mit gefährdeten Arten. Das Umweltschutzgesetz und das 

Katastrophenschutzgesetz müssen geringfügig angepasst werden. Die übrigen Gesetze 

werden derzeit im Einklang mit dem nationalen Umwelt-Aktionsprogramm ausgearbeitet. 

Die Verabschiedung des Wassergesetzes, die in der Beitrittspartnerschaft von 1999 als 

kurzfristige Priorität ausgewiesen wurde, steht immer noch aus. Mit diesem Gesetz soll 

der neuen EG-Rahmenrichtlinie Rechnung getragen werden. 
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Slowenien verfügt bereits über die wesentlichen Einrichtungen zur Umsetzung des 

gemeinschaftlichen Besitzstands im Umweltbereich. Das Ministerium für Umwelt und 

Raumplanung, die Naturschutzbehörde, das Hydrometeorologische Institut, die Behörde 

für nukleare Sicherheit, das Aufsichtsamt für Umwelt und Raumplanung und das 

Gesundheitsamt sind bereits mit der Umsetzung und der Überwachung der Umsetzung 

der meisten einzelstaatlichen Vorschriften befasst. Damit die Naturschutzbehörde ihren 

Aufgaben in vollem Umfang gerecht werden kann, müssen die regionalen Institute für 

den Schutz des natürlichen und kulturellen Erbes reorganisiert werden. Die neu 

geschaffene Chemiebehörde hat bereits ihre Arbeit aufgenommen. Ferner wurde schon 

damit begonnen, die Verschmelzung der Naturschutzverwaltung und des 

Hydrometeorologischen Instituts zu einer neuen Umweltschutzbehörde vorzubereiten. 

Die Verwaltungskapazität muss weiter verstärkt werden. Dies gilt insbesondere für die 

Abfallentsorgung, den Gewässer- und den Strahlenschutz und für die lokalen Behörden, 

die in großem Umfang für die Umsetzung verantwortlich sind. Die meisten Stellen 

(vorwiegend für Umweltinspektoren), die die Regierung letztes Jahr bewilligte, wurden 

bereits besetzt. 

Kapitel 23: Verbraucher- und Gesundheitsschutz 

Seit der Annahme des letzten Regelmäßigen Berichts hat Slowenien insbesondere bei den 

sicherheitsrelevanten und nicht-sicherheitsrelevanten Maßnahmen einige Fortschritte 

erzielt. 

Im Bereich der sicherheitsrelevanten Maßnahmen verabschiedete Slowenien im Januar 

2000 die Regeln über Waren mit irreführender Aufmachung, mit denen die einschlägigen 

Richtlinienbestimmungen umgesetzt werden. Das Gesetz über die 

Gesundheitsdatenbanken wurde im Juni angenommen. Es bildet die Rechtsgrundlage für 

die künftige Beteiligung Sloweniens am EHLASS-Programm15 bzw. eines 

entsprechenden Nachfolgeprogramms. 

Im Bereich der nichtsicherheitsrelevanten Maßnahmen wurden einige Diskrepanzen, 

die zwischen dem Gesetz über Verbraucherschutz und dem Gesetz zur Förderung des 

Fremdenverkehrs bestanden, durch die Änderung des erstgenannten Gesetzes 

ausgeräumt. Im Juli wurde ein Gesetz über Verbraucherkredite erlassen, um den 

gemeinschaftlichen Besitzstand in diesem Bereich zu übernehmen. Ferner veröffentlichte 

die Regierung im August 1999 Regeln über die Preisauszeichnung von Waren und 

Dienstleistungen und setzte damit die einschlägige Richtlinie um. 

Im Bereich der Marktüberwachung sind seit der Annahme des letzten Regelmäßigen 

Berichts keine nennenswerten Entwicklungen eingetreten. 

Im Juli 2000 verabschiedete das Parlament ein Nationales Verbraucherschutzprogramm. 

Es bildet die Grundlage für die Umsetzung der staatlichen Verbraucherschutzpolitik und 

trägt den Interessen der Unternehmen und der Verbraucher in ausgewogener Weise 

Rechnung. 

                                                 
15 Europäische Überwachungssystem für Heim- und Freizeitunfälle (EHLASS). 
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Gesamtbewertung 

Slowenien ist auf diesem Gebiet deutlich vorangekommen. 

Signifikante Fortschritte wurden im Bereich der Sicherheit erzielt, denn auf der 

Grundlage des 1999 verabschiedeten Gesetzes über die allgemeine Produktsicherheit 

wurde der einschlägige gemeinschaftliche Besitzstand größtenteils übernommen. 

Die Entwicklungen bei den nicht-sicherheitsrelevanten Maßnahmen erscheinen im 

Bereich Preisgestaltung, Reisen und Verbraucherkredite im allgemeinen 

zufriedenstellend. Zur Gewährleistung der vollständigen Rechtsangleichung muss das 

Verbraucherschutzgesetz jedoch noch in mehreren Punkten geändert werden. 

Kontinuierliche Verbesserungen sind in Bezug auf den administrativen und 

gerichtlichen Rahmen für die Durchsetzung des gemeinschaftlichen Besitzstands und 

die Marktüberwachung erforderlich. Zuständig für die Um- und Durchsetzung sind das 

Handelsaufsichtsamt, das Gesundheitsamt und die Verbraucherschutzbehörde sowie die 

zuständigen Gerichte. Diese Gremien sollten bis 2002 im Einklang mit dem 

Regierungsprogramm von November 1998 insbesondere durch zusätzliches Personal und 

Schulungsmaßnahmen gestärkt werden. 

Kapitel 24: Zusammenarbeit im Bereich Justiz und Inneres 

Im Bereich Justiz und Inneres ist Slowenien seit der Annahme des letzten Regelmäßigen 

Berichts bei der Festlegung der Politik, der Harmonisierung der Rechtsvorschriften und 

der Stärkung der Verwaltung in bedeutendem Maße vorangekommen. Hervorzuheben 

sind die gesetzgeberischen Fortschritte im Drogenrecht. Für die vollständige Umsetzung 

des Besitzstands der Union bedarf es jedoch noch weiterer Anstrengungen. 

Im Bereich des Datenschutzes sind seit der Annahme des letzten Regelmäßigen 

Berichtes keine nennenswerten Entwicklungen zu verzeichnen. 

Im Bereich der Visapolitik hat Slowenien seine Liste der visumpflichtigen Staaten 1999 

vollständig angepasst. In diesem Zusammenhang führte die Einführung der Visumpflicht 

gegenüber Bulgarien und Rumänien (in Übereinstimmung mit dem Besitzstand) zu 

politischen Problemen. Daraufhin wurden bestimmte Kategorien von Personen von der 

Visumpflicht befreit, bis die neue EG-Verordnung zur Aufstellung der Liste von 

visumpflichtigen Staaten, über die derzeit beraten wird, in Kraft tritt. Im Februar 2000 

wurde eine Verordnung über die Erteilung von Visa für Ausländer angenommen, die in 

Slowenien einer Arbeit nachgehen wollen. Diese Verordnung wurde jedoch wegen ihrer 

übermäßig restriktiven Bestimmungen kritisiert, so dass sie im März 2000 wieder 

aufgehoben wurde. Das elektronische System für die Visumerteilung wurde installiert 

und kommt bereits in acht Botschaften bzw. Konsulaten zum Einsatz. Den Botschaften 

und Konsulaten wurden Verwaltungsanweisungen zur Ausstellung von Visa erteilt. Diese 

Anweisungen werden befolgt, soweit sie sich nicht auf die Zeit nach dem Beitritt 

beziehen. Seit Juni 2000 werden neue Aufkleber für Visa und Aufenthaltsgenehmigungen 

im Einklang mit dem Besitzstand und internationalen Standards verwendet. Im Juli 

wurde ein Gesetz über die Reisepässe für slowenische Staatsbürger verabschiedet. Es 

enthält Bestimmungen über die Ausstellung der Reisepässe, die Überwachung und die 
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Sanktionen im Falle von Verstößen. Es ist geplant, ab Anfang 2001 neue Reisepässe 

einzuführen, die fälschungssicherer sind. 

Auf dem Gebiet der Grenzüberwachung kam es seit der Annahme des letzten 

Regelmäßigen Berichts zu keinen nennenswerten Entwicklungen, so dass in diesem 

Bereich weiterhin ein prioritärer Handlungsbedarf besteht. Es wurden keine Fortschritte 

bei der strittigen Festlegung der See- bzw. Landgrenze zu Kroatien in der Bucht von 

Piran und im Südosten Sloweniens erzielt. 

Im Bereich der Migration wird die Einreise und der Aufenthalt von Ausländern durch 

das Ausländergesetz geregelt. Die Umsetzung dieses Gesetzes wurde in der 

Beitrittspartnerschaft als kurzfristige Priorität ausgewiesen. Dieses Ziel wurde teilweise 

erreicht. Ein Teil der Durchführungsvorschriften wurde erlassen, so beispielsweise über 

die Erteilung der Visa und die Aufenthaltsgenehmigungen. Im April 2000 wurde ein 

Gesetz gegen illegale Beschäftigung verabschiedet. Im Juli wurde außerdem ein neues 

Gesetz über Beschäftigung und Arbeit von Ausländern angenommen, in dem die 

Kriterien festgelegt sind, die Ausländer erfüllen müssen, um in Slowenien einer Arbeit 

nachgehen zu können. Mit dem Gesetz sollen die slowenischen Rechtsvorschriften an die 

beschäftigungspolitischen Grundsätze der EU-Mitgliedstaaten angepasst werden. 

Die grundlegenden Rechtsvorschriften über Einwanderung und Asyl wurden 1999 

angenommen. Die Umsetzung des Asylgesetzes wurde in der Beitrittspartnerschaft als 

kurzfristige Priorität ausgewiesen, und Slowenien hat dieses Ziel teilweise erreicht. Im 

November 1999 wurde ein Erlass über Flüchtlingsberater veröffentlicht. Im April dieses 

Jahres wurde dann ein Nationaler Asyl-Aktionsplan angenommen. Darin sind mehrere 

Bereiche aufgeführt, in denen Verbesserungsbedarf besteht. Dazu gehört die getrennte 

Unterbringung von Asylbewerbern und abzuschiebenden illegalen Einwanderern wie 

auch die Annahme weiterer Durchführungsbestimmungen zum Asylgesetz, um die 

Verfahren zur Beantragung von Asyl und die Rechte von Asylbewerbern und 

Flüchtlingen festzulegen. Diese Fragen wurden teilweise bereits in einem im Juli 

veröffentlichten Erlass über die Behandlung von Asylbewerbern und die für die Stellung 

eines Asylantrags erforderlichen Unterlagen geregelt. Gemäß einer Empfehlung im 

Nationalen Asyl-Aktionsplan wurde im Innenministerium eine Abteilung zur Bearbeitung 

von Asylanträgen eingerichtet. Slowenien sollte ferner Maßnahmen wegen der 

Überbelegung der Unterkünfte ergreifen. Dieses Problem hat sich noch verschärft, da sich 

die Zahl der illegalen Einwanderer im Sommer 2000 drastisch erhöhte. In dem 

Nationalen Asyl-Aktionsplan wird auch die Einrichtung eines Zentrums vorgeschlagen, 

das Asylbewerbern verfahrensrechtliche Unterstützung bietet und für Mitarbeiter 

Schulungen im Bereich der Umsetzung des Asylrechts organisiert. 

Zur Erhöhung der Leistungsfähigkeit wurden das Innenministerium und die Polizei im 

Einklang mit den im April in Kraft getretenen Bestimmungen reorganisiert. Vorgesehen 

sind ferner die folgenden Maßnahmen: Einstellung von 91 neuen Mitarbeitern in der 

Polizei, Schaffung eines kriminalpolizeilichen Dienstes (mit einer Abteilung für 

organisierte Kriminalität) und Einrichtung von Referaten für Computerkriminalität, 

Analyse und Unterstützungsmaßnahmen. Die slowenische Polizei ging zu einer 

verstärkten Zusammenarbeit mit den EU-Mitgliedstaaten in den Bereichen Schulung, 

Ausrüstung und Grenzüberwachung über. Im November letzten Jahres wurde ein 

Abkommen über die polizeiliche Zusammenarbeit mit Italien ratifiziert. 
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Im Interesse einer besseren Überwachung im Bereich Betrug und Korruption wurde die 

Polizei reorganisiert. Auf nationaler und regionaler Ebene wurden Spezialeinheiten zur 

Betrugs- und Korruptionsbekämpfung eingerichtet. Darüber hinaus wurde in der 

Polizeigeneraldirektion eine Abteilung für Kriminalität im öffentlichen Sektor sowie 

Wirtschafts- und Finanzkriminalität geschaffen. Im Februar ratifizierte Slowenien das 

Strafrechtsübereinkommen des Europarates über Korruption (siehe auch Teil B.1.1 

Politische Kriterien). 

Bedeutende Fortschritte wurden im Drogenrecht erzielt. Im November 1999 wurde das 

Gesetz über die Bekämpfung des Drogenmissbrauchs und die Behandlung von 

Drogenabhängigen verabschiedet, das sich auf folgende Aspekte erstreckt: Vorbeugung, 

Behandlung, Rehabilitation und soziale Programme. Für Vorbeugung und Überwachung 

in diesem Bereich ist die Drogenbehörde zuständig. Im Dezember 1999 wurde dann ein 

zweites Drogengesetz verabschiedet, auf dessen Grundlage künftig gegen den Anbau, die 

Herstellung und den Besitz von Drogen und den Drogenhandel vorgegangen werden soll. 

Im Februar 2000 wurde das Gesetz über Drogenvorstoffe verabschiedet, das der 

einschlägigen UN-Konvention und dem entsprechenden Besitzstand Rechnung trägt. 

Im Bereich der justiziellen Zusammenarbeit ratifizierte Slowenien im September 1999 

das Europäische Übereinkommen über die Rechtshilfe in Strafsachen einschließlich des 

entsprechenden Zusatzprotokolls, im Juli 2000 das Übereinkommen über die 

internationale Geltung von Strafurteilen, das Übereinkommen über die Zustellung 

gerichtlicher und außergerichtlicher Schriftstücke im Ausland in Zivil- und 

Handelssachen und das Übereinkommen über die Beweisaufnahme im Ausland in Zivil- 

und Handelssachen und im September 2000 das Europäische Übereinkommen zur 

Bekämpfung des Terrorismus. 

Gesamtbewertung 

Die Lage und der Stand der Rechtsangleichung im Bereich Justiz und Inneres sind im 

Allgemeinen gut, mit Ausnahme der Grenzüberwachung, wo weiterer Handlungsbedarf 

besteht. 

Die Rahmenvorschriften für den Datenschutz wurden weitgehend erlassen. Der Entwurf 

eines Informationsgesetzes wurde ins Parlament eingebracht. Slowenien hat bereits 1994 

das Übereinkommen des Europarates über den Schutz des Menschen bei der 

automatischen Verarbeitung personenbezogener Daten ratifiziert. Nach wie vor gibt es in 

Slowenien keine unabhängige Datenschutzbehörde. Der im August ins Parlament 

eingebrachte Änderungsentwurf zum Gesetz über den Schutz personenbezogener Daten 

sieht jedoch die Schaffung einer solchen Instanz vor. 

Die slowenische Visapolitik ist bereits weitgehend angeglichen. Allerdings muss 

Slowenien noch seine Rechtsvorschriften über Visa für den Transit auf Flughäfen 

anpassen. 

Die Regierung hat erkannt, dass die Grenzüberwachung insbesondere an der "grünen 

Grenze" zu Kroatien verbessert werden muss, und führt entsprechende Maßnahmen 

durch. Im Juli setzte sie eine Koordinierungsgruppe ein, die die Errichtung von 

Kontrollstellen (zuständig für die Bereiche Zoll, Pflanzen- und Tiergesundheit sowie 

Sicherheit) an der künftigen EU-Außengrenze zwischen Slowenien und Kroatien 

vorbereiten soll. Der Rechtsrahmen für die Grenzüberwachung ist nach wie vor 
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unvollständig, da das einschlägige Gesetz immer noch nicht verabschiedet wurde. Dies 

soll nach den Plänen der Regierung bis Ende 2002 geschehen. Die Verbesserung der 

Grenzüberwachung ist insofern von besonderer Bedeutung, als Slowenien immer mehr 

zum Durchgangsland für illegale Einwanderer hauptsächlich aus Kroatien und Ungarn 

wird. Slowenien erhält umfangreiche Phare-Mittel zur Verbesserung der 

Grenzüberwachung. Seit Ende letzten Jahres läuft in diesem Bereich auch ein Phare-

Partnerschaftsprojekt. Slowenien wendet eine vereinfachte Einreiseregelung gegenüber 

Österreich und Italien an und hat mit allen Nachbarländern (Österreich, Kroatien, Italien, 

Ungarn) Abkommen geschlossen, die den Grenzübertritt mit dem Personalausweis 

ermöglichen. 1999 wurde mit Deutschland ein Kooperationsabkommen im Bereich 

Grenzüberwachung geschlossen. Das Ratifizierungsverfahren für ein Abkommen mit 

Kroatien über die Grenzkontrolle läuft. Dies gilt auch für ein Abkommen mit Österreich 

über die Zusammenarbeit bei der Grenzkontrolle, während ein entsprechendes 

Abkommen mit Ungarn fehlt. Der Schulungsbedarf Sloweniens im Bereich der 

Grenzüberwachung soll durch internationale Hilfe und Zusammenarbeit gedeckt werden. 

Slowenien selbst sollte der angemessenen personellen und materiellen Ausstattung der 

entsprechenden Stellen besondere Aufmerksamkeit widmen. Außerdem sind 

ausreichende Mittel bereitzustellen, damit das Personal, das derzeit an den künftigen EU-

Binnengrenzen arbeitet, an den künftigen EU-Außengrenzen eingesetzt werden kann. 

Der Rechtsrahmen im Bereich der Migration ist weiterhin unvollständig. Nach wie vor 

müssen Regeln für die Erteilung von Visa für Ausländer festgelegt werden, die in 

Slowenien einer Arbeit nachgehen wollen. Gemäß Polizeiangaben erhöhte sich die Zahl 

der illegalen Einwanderer in Slowenien zwischen 1998 und 1999 um 3 %. Rund 40.000 

Personen - vorwiegend aus Rumänien, der ehemaligen jugoslawischen Republik 

Mazedonien, der Bundesrepublik Jugoslawien, der Ukraine, der Türkei und Russland - 

wurde die Einreise verweigert. Im Sommer 2000 stieg die Zahl der illegalen Einwanderer 

nochmals. Zwischen Januar und August 2000 wurden über 18.000 illegale Einwanderer 

aufgegriffen, genauso viele, wie im gesamten Jahr 1999. Slowenien hat 

Rückübernahmeabkommen mit folgenden Ländern geschlossen: Belgien, Bulgarien, 

Kanada, Kroatien, Tschechische Republik, Dänemark, Estland, Frankreich, Griechenland, 

Ungarn, Italien, Lettland, Litauen, Mazedonien, Polen, Rumänien, Slowakische Republik 

und Schweiz. 

Im Bereich Asyl wurden die erforderlichen Institutionen geschaffen, und die 

Leistungsfähigkeit der Verwaltung in diesem Sektor wurde durch Neueinstellungen, 

darunter 28 Flüchtlingsberater, verstärkt. Allerdings fehlen nach wie vor bestimmte 

Durchführungsvorschriften zum Asylgesetz, und das Personal muss weiter geschult 

werden. In dem Nationalen Asyl-Aktionsplan wurden die noch zu lösenden Probleme in 

diesem Bereich aufgeführt. Vorgesehen ist unter anderem die getrennte Unterbringung 

von Asylbewerbern und illegalen Einwanderern, die abgeschoben werden sollen. Die 

slowenische Asylpolitik ist vergleichsweise restriktiv: Bisher wurden in Slowenien nur 

fünf Personen der Flüchtlingsstatus zuerkannt. Die Zahl der Asylbewerber steigt (1 300 

in den ersten sechs Monaten des Jahres 2000 gegenüber 800 im Jahr 1999). 

Gemäß den vorliegenden Informationen gibt es in Slowenien keine nennenswerten 

Probleme im Bereich Betrug, Korruption und organisierte Kriminalität. Dank der 

Reorganisation der slowenischen Polizei dürfte eine effizientere Bekämpfung von 

Betrug, Korruption und organisierter Kriminalität möglich sein. Die 

Verwaltungsstrukturen in diesem Bereich wurden durch die Schaffung von 

Spezialeinheiten in der Polizei verstärkt. Auch der erforderliche Rechtsrahmen wurde 
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geschaffen. Das Strafgesetzbuch enthält Bestimmungen, um den Beitritt Sloweniens zum 

Übereinkommen über den Schutz der finanziellen Interessen der EG zu ermöglichen. 

Slowenien hat bereits 1998 das Übereinkommen über Geldwäsche sowie Ermittlung, 

Beschlagnahme und Einziehung von Erträgen aus Straftaten ratifiziert. Außerdem hat es 

die erforderlichen Verfahren zur Unterzeichnung des Zivilrechtsübereinkommens des 

Europarates über Korruption und des OECD-Übereinkommens zur Bekämpfung der 

Bestechung ausländischer Amtsträger im internationalen Geschäftsverkehr eingeleitet. 

Der Beitritt zu diesen Übereinkommen wurde in der Beitrittspartnerschaft ebenso als 

Priorität ausgewiesen wie die Verstärkung der Kapazitäten zur Bekämpfung der 

Geldwäsche. Slowenien verfügt über die rechtlichen Rahmenvorschriften zur 

Bekämpfung der Geldwäsche, und das Nationale Amt zur Bekämpfung der Geldwäsche 

fungiert weiterhin als Meldestelle für Geldwäsche. 

Im vergangenen Jahr wurden erhebliche Fortschritte bei der Schaffung des 

Rechtsrahmens im Drogenbereich erzielt. Dem Parlament liegen Änderungsentwürfe zur 

Stärkung der Befugnisse der Polizei und zur Beschleunigung der Gerichtsverfahren vor. 

Durch die weitere Verstärkung der Institutionen in diesem Bereich könnten die 

Drogenprobleme noch effizienter angegangen werden. Das Gesundheitsministerium 

plant, bis zum Ende dieses Jahres eine unabhängige Drogeninformationsstelle 

einzurichten. Diese Stelle wird eine zentrale Rolle bei der Zusammenarbeit im Rahmen 

des Reitox-Netzes spielen. Die effiziente Kontrolle des Drogentransits setzt eine 

verbesserte Grenzüberwachung insbesondere an den Grenzen zu Kroatien und Ungarn 

voraus. Die Statistiken der Regierung weisen einen deutlichen Anstieg der 

Drogenkriminalität in den 90er Jahren aus. Slowenien ist nicht nur ein Durchgangsland 

auf der sogenannten Balkanroute, sondern wird mehr und mehr auch zu einem 

Drogenkonsumland. 

Im Zollwesen arbeitete Slowenien effizient mit OLAF zusammen. 

Im Bereich der internationalen justiziellen Zusammenarbeit beantragte Slowenien den 

Beitritt zum Luganer Übereinkommen über die gerichtliche Zuständigkeit und die 

Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen. Dem Parlament 

liegt ein Gesetzentwurf vor, der auf eine bessere Zusammenarbeit Sloweniens mit dem 

UN-Kriegsverbrechertribunal für das ehemalige Jugoslawien abzielt. Slowenien hat 

Auslieferungsabkommen mit Österreich, Kroatien, Frankreich, der ehemaligen 

jugoslawischen Republik Mazedonien, Deutschland, Italien und der Türkei geschlossen. 

Kapitel 25: Zollunion 

Auf diesem Gebiet wurden nach der Annahme des letzten Regelmäßigen Berichts einige 

Fortschritte erzielt. 

Im Berichtszeitraum sind keine Entwicklungen im Bereich des Zollkodex der 

Gemeinschaften und seiner Durchführungsbestimmungen zu verzeichnen. 

Was die nicht im Zollkodex festgelegten Zollvorschriften des gemeinschaftlichen 

Besitzstands anbetrifft, so wurde im Juli 2000 das Gesetz über die Zollsätze 

angenommen, das im Januar 2001 in Kraft treten wird. Es soll mehr Flexibilität bei der 

Angleichung der slowenischen Zölle an diejenigen der Gemeinschaft ermöglichen. 
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Außerdem wurde im Juli 2000 die Verordnung über die Aufgaben der Zollverwaltung 

erlassen. 

Die Verwaltungskapazität zur Umsetzung des gemeinschaftlichen Besitzstands wurde 

durch Neueinstellungen und die Reorganisation der zuständigen Einrichtungen gestärkt. 

Im zweiten Halbjahr 1999 wurden neue Referate in der Zollverwaltung eingerichtet: das 

Referat für Verwaltungszusammenarbeit in der Verbrauchsteuerabteilung, das Referat für 

das Versandverfahren in der Abteilung für Zollsysteme und -verfahren und das Taric-

Referat im Bereich Zollwert und Warenursprung. Ende 1999 und im ersten Halbjahr 

2000 stellte die Zollverwaltung 30 neue Mitarbeiter ein. Auch der Zollfahndungsdienst 

wurde personell verstärkt und mit neuen Computern sowie mit Spezialgeräten zur 

Schmuggelbekämpfung und zur Bekämpfung des illegalen Handels ausgestattet. 

Der EDV-Dienst der Zollverwaltung trug den legislativen und organisatorischen 

Änderungen Rechnung. Es wurde eine einheitliche Software für die Anwendung der 

Zollverfahren an den Grenzen eingeführt. Zudem gelang es der Zollverwaltung, die EDV-

Kontrolle der wichtigen Transitrouten durch Slowenien in weiten Teilen zu verbessern. 

Gesamtbewertung 

Slowenien ist bei der Angleichung seiner Rechtsvorschriften an den Besitzstand bereits 

gut vorangekommen. Einige Anpassungen sind jedoch beispielsweise noch in folgenden 

Bereichen erforderlich: Zolllager, Kulturgüter, Freizonen, Zollbefreiungen, -kontingente, 

-plafonds und -aussetzungen. 

Mit der Annahme der Änderungen des Zollgesetzes und der einschlägigen 

Durchführungsbestimmungen im ersten Halbjahr 1999 wurde die Rechtsangleichung im 

Bereich des Zolls deutlich vorangetrieben. 

Das Gesetz über die Zollsätze gewährleistet eine weitere methodologische Angleichung 

an den Gemeinschaftsstandard, steht jedoch mit der Kombinierten Nomenklatur noch 

nicht ganz im Einklang. 

Slowenien beteiligt sich an dem gesamteuropäischen System der Ursprungskumulierung 

und hat den Änderungen dieses Systems zugestimmt, die im Januar 2001 in Kraft treten 

werden. 

Im Hinblick auf Fachwissen und Ausrüstung verfügt Slowenien zum Teil über eine 

zufriedenstellende Verwaltungskapazität zur Umsetzung des Besitzstands. Mit dem 

Erlass der Verordnung über die Aufgaben der Zollverwaltung wurde ein wichtiger Schritt 

getan, um die Verwaltung auf einer angemessenen rechtlichen Grundlage aufzubauen und 

zu verstärken. Allerdings muss sich Slowenien weiterhin bemühen, ein ähnliches 

integriertes EDV-gestütztes System aufzubauen wie die EG-Verwaltungen. 

Kapitel 26: Auswärtige Angelegenheiten 

Slowenien ist in diesem Bereich seit dem letzten Regelmäßigen Bericht sehr gut 

vorangekommen. 

Auf dem Gebiet der gemeinsamen Handelspolitik erzielte Slowenien seit 1999 

Fortschritte bei der Angleichung seiner Zölle auf landwirtschaftliche Erzeugnisse und 
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Fischereierzeugnisse an diejenigen der EG. Für landwirtschaftliche Erzeugnisse wendet 

es einen durchschnittlichen Zollsatz von 13,6 % (EG: 9,4 %) an, für Fischereierzeugnisse 

von 7,4 % (EG: 12,4 %) und für gewerbliche Waren von 10,0 % (EG: 4,2 %), der im 

Durchschnitt angewandte Zollsatz beläuft sich auf 10,6 % (EG: 5,3 %). 

Slowenien verabschiedete im Frühjahr 2000 das Gesetz zur Regelung der Ausfuhr von 

Gütern mit doppeltem Verwendungszweck, den Erlass über die Liste der Güter mit 

doppeltem Verwendungszweck und die Verfügung über die Form und den Inhalt der 

Anträge auf Erteilung von Ausfuhrgenehmigungen für Güter mit doppeltem 

Verwendungszweck. Damit soll eine einheitliche Kontrolle der Ausfuhr von solchen 

Gütern gewährleistet werden. 

Im Juni 2000 trat Slowenien dem WHO-Übereinkommen über den Handel mit Waren der 

Informationstechnologie bei. 

Zwischen September 1999 und Mai 2000 ratifizierte Slowenien bilaterale Abkommen 

über den Investitionsschutz mit Albanien, der Belgisch-Luxemburgischen 

Wirtschaftsunion, Bulgarien, Griechenland, Kuwait, Polen, Portugal, der Russischen 

Föderation, Spanien, Thailand und der Ukraine, unterzeichnete entsprechende 

Abkommen mit Italien und Schweden und paraphierte ein Abkommen mit Österreich. 

Ferner ratifizierte es bilaterale Abkommen über wirtschaftliche Zusammenarbeit mit 

Bosnien und Herzegowina, Brasilien, Ägypten, Indonesien, Korea, den Philippinen und 

Thailand. 

Im Dezember 1999 trat ein Freihandelsabkommen mit der ehemaligen jugoslawischen 

Republik Mazedonien und im August 2000 ein Freihandelsabkommen mit Israel in Kraft. 

Auf dem Gebiet der humanitären Hilfe wirkt Slowenien an Projekten im Rahmen des 

Stabilitätspakts für Südosteuropa mit und ist beispielsweise auf der Ebene der SFOR im 

Bereich der Gesundheitsversorgung tätig. Außerdem beteiligt es sich an Maßnahmen, die 

aus dem Internationalen Treuhandfonds für Minenräumung und Opferhilfe in Bosnien 

und Herzegowina finanziert werden. 

Als Mitglied der WHO hat Slowenien eine interministerielle Arbeitsgruppe zur 

Koordinierung der WHO-Tätigkeiten und der Vorbereitung weiterer 

Liberalisierungsverhandlungen im Rahmen der WHO eingerichtet. 

Gesamtbewertung 

Slowenien hat insgesamt gute Fortschritte erzielt und seinen Handel weiter liberalisiert. 

Im Bereich der Handelsströme und der Handelspolitik ist eine zunehmende Integration in 

die EU zu erkennen. 

Die EU und Slowenien haben einen Rahmen für die Zusammenarbeit in WHO-

Angelegenheiten sowohl auf ministerieller als auch auf nachgeordneter Ebene 

geschaffen. Slowenien unterstützt die Politik und die Standpunkte der EU im Bereich der 

WHO. Es stimmt mit der EU darin überein, dass sobald wie möglich eine neue, 

umfassende Runde von Handelsverhandlungen eingeleitet werden muss, und teilt deren 

Ansicht, dass ansonsten die Arbeiten im Rahmen der sogenannten "built-in-agenda" zu 

weniger signifikanten Ergebnissen führen werden. 
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Im Bereich des Übereinkommens über das öffentliche Beschaffungswesen erzielte 

Slowenien Fortschritte bei der Angleichung seiner Rechtsvorschriften an den 

gemeinschaftlichen Besitzstand und hat Beobachterstatus in dem WHO-Ausschuss für 

das öffentliche Beschaffungswesen. Es muss dem vorgenannten Übereinkommen vor 

seiner Aufnahme in die EU beitreten. Dies gilt auch für das WHO-Übereinkommen über 

Zivilluftfahrzeuge. 

Slowenien erklärte sich 1999 bereit, seine Zölle bis 2003 schrittweise auf das Niveau des 

Gemeinsamen Zolltarifs zu senken. Dabei müssen jedoch die im Europa-Abkommen 

vorgesehene Präferenzen gewahrt werden. 

Slowenien ist CEFTA-Mitglied. Es hat Freihandelsabkommen unter anderem mit den 

baltischen Staaten, der Türkei, Kroatien, der ehemaligen jugoslawischen Republik 

Mazedonien und Israel wie auch ein Abkommen über wirtschaftliche Zusammenarbeit 

mit Bosnien und Herzegowina geschlossen. Slowenien sollte die Union weiterhin über 

alle Verhandlungen über den Abschluss neuer Freihandelsabkommen mit Drittländern 

unterrichten. 

Im Bereich der Textilwaren und der Bekleidung muss Slowenien im Rahmen der dritten 

Stufe der Einbeziehung dieser Waren in das WHO-Übereinkommen über Textilwaren 

und Bekleidung seine diesbezüglichen Programme an diejenigen der EG anpassen. In 

diesem Zusammenhang muss es insbesondere vermeiden, Waren einzubeziehen, die die 

EG bisher noch ausgenommen hat. 

Eine weitere Koordinierung ist erforderlich, um die slowenische Liste mit 

Verpflichtungen im Anhang zum Allgemeinen Übereinkommen über den Handel mit 

Dienstleistungen (GATS) noch stärker an die entsprechenden Verpflichtungen und 

Ausnahmen der EG anzupassen. 

Auf dem Gebiet der Entwicklungspolitik und der humanitären Hilfe sollte Slowenien eng 

mit der EU zusammenarbeiten. 

Kapitel 27: Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik 

Seit der Annahme des letzten Regelmäßigen Berichts erzielte Slowenien gute Fortschritte 

auf diesem Gebiet. 

Der regelmäßige politische Dialog, der mit dem Europa-Abkommen eingeführt wurde, 

verläuft reibungslos und Slowenien richtet seine Außen- und Sicherheitspolitik weiterhin 

auf die EU aus. Es beteiligt sich aktiv am Dialog im Rahmen der Gemeinsamen Außen- 

und Sicherheitspolitik (GASP) und nimmt unter anderem an den Zusammenkünften auf 

der Ebene der politischen Direktoren, der Europäischen Korrespondenten und der 

Arbeitsgruppen teil. 

Slowenien zeigt ein starkes Interesse an der Ausgestaltung der Europäischen Sicherheits- 

und Verteidigungspolitik als Teil der GASP und hat sich aktiv an den diesbezüglichen 

Begegnungen mit der EU, in der Zusammensetzung EU + 15 (d.h. die europäischen 

Staaten, die nicht der EU angehören, die aber Mitglied der NATO sind und/oder den 

Beitritt zur EU beantragt haben) beteiligt. 

Was die Erklärungen und Stellungnahmen der EU anbetrifft, so hat Slowenien seine 

Positionen stets mit denen der Union abgestimmt und sich auf Ersuchen den 
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gemeinsamen Aktionen und gemeinsamen Standpunkten der Union angeschlossen. 

Nur in einem Fall lehnte es dies ab, und zwar im September 2000 bei der Erklärung der 

EU zu den Wahlen in der BRJ. Es hatte Einwände gegen die Passage, in der die 

Wiedereingliederung der BRJ in die internationale Gemeinschaft befürwortet wurde, da 

dadurch seiner Ansicht nach implizit der Anspruch der BRJ anerkannt wurde, der einzige 

Nachfolgestaat der Sozialistischen Föderativen Republik Jugoslawien zu sein. 

Im Dezember 1999 wurde eine Erklärung über die Außenpolitik der Republik Slowenien 

angenommen. Darin wurden die volle Mitgliedschaft in der EU, der NATO und der 

WEU, die Mitgliedschaft in der OECD und eine aktive Rolle in der UN, der OSZE und 

der Freihandelszone CEFTA wie auch stabile und gutnachbarliche Beziehungen zu den 

angrenzenden Staaten als außenpolitische Prioritäten Sloweniens ausgewiesen. Auch die 

Teilnahme Sloweniens an der Schaffung stabiler Verhältnisse in Südosteuropa wurde als 

eine vorrangige Aufgabe bezeichnet. 1998 und 1999 gehörte Slowenien dem UN-

Sicherheitsrat als nichtständiges Mitglied an. 

Slowenien unterhält weiterhin gutnachbarliche Beziehungen zu den angrenzenden 

Staaten. Es spielte eine aktive Rolle in der trilateralen Zusammenarbeit mit Italien und 

Ungarn, die im September 2000 durch die Einbeziehung Kroatiens zu einer quadrilateren 

Kooperation ausgeweitet wurde. Zugleich beteiligt es sich an der Mitteleuropäischen 

Initiative. Nach dem politischen Wechsel in Kroatien sind die Beziehungen Sloweniens 

zu diesem Land konstruktiver geworden. Slowenien unterzeichnete im Dezember das 

bilaterale Abkommen über Eigentumsfragen, mit dem eine Grundlage für die Lösung von 

Eigentumsstreitigkeiten geschaffen wurde. Beide Länder schlossen darüber hinaus ein 

Abkommen über grenzüberschreitenden Verkehr und grenzübergreifende 

Zusammenarbeit, das Slowenien jedoch noch ratifizieren muss. Allerdings müssen beide 

Länder noch einige strittige Fragen klären. Dazu gehört die Festlegung der Seegrenze in 

der Bucht von Piran und eines Teils der Landgrenze im Südosten Sloweniens. Auch für 

die Eigentumsprobleme beim Kernkraftwerk Krško (das auf slowenischem Staatsgebiet 

liegt, sich aber im Eigentum beider Länder befindet) und für die Frage der 

Verbindlichkeiten der Ljubljanska Banka gegenüber den früheren kroatischen Kunden 

ihrer ehemaligen Zweigstelle in Zagreb müssen Lösungen gefunden werden. 

Slowenien beteiligt sich weiterhin aktiv am Stabilitätspakt für Südosteuropa und ist in 

drei Arbeitskreisen vertreten. Außerdem gewährt es den Ländern in Südosteuropa 

Unterstützung: Mehr als 30 Projekte über rund 4 Mio. €  wurden bereits genehmigt. 40 % 

dieser Hilfe ist für Bosnien und Herzegowina bestimmt. Slowenien rief auch den 

Internationalen Treuhandfonds für Minenräumung und Opferhilfe in Bosnien und 

Herzegowina ins Leben. Der Anwendungsbereich dieses Fonds wurde inzwischen auf 

Kroatien und dem Kosovo ausgeweitet. 

Seit der Annahme des letzten Regelmäßigen Berichts schloss Slowenien mit Israel, 

Portugal, Polen, Ungarn und Estland Abkommen über verteidigungspolitische und 

militärische Zusammenarbeit und mit Griechenland und Bulgarien Abkommen über die 

Zusammenarbeit der Verteidigungsministerien. 

Gesamtbewertung 

Slowenien hat insgesamt zufriedenstellende Fortschritte bei der Angleichung an den 

Besitzstand auf dem Gebiet der GASP erzielt. Im Zuge der Weiterentwicklung des 
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Besitzstands im Bereich der Außen- und Sicherheitspolitik sollte Slowenien seine 

außenpolitische Linie weiterhin an derjenigen der Union ausrichten. 

Slowenien unterhält weiterhin gutnachbarliche Beziehungen zu den angrenzenden 

Staaten. Es muss immer noch eine Reihe von Fragen mit Kroatien klären, doch die 

allgemeinen Beziehungen zwischen den beiden Ländern können als gut bezeichnet 

werden. Das vergangene Jahr hat bestätigt, dass Slowenien in Südosteuropa eine 

besondere Rolle spielen kann. 

Das Land verfügt über ein gut funktionierendes und personell angemessen ausgestattetes 

Außenministerium (insgesamt 436 Mitarbeiter) und über die erforderliche 

Verwaltungskapazität zur Umsetzung der Bestimmungen im Bereich der GASP. 

Kapitel 28: Finanzkontrolle 

Während des Berichtszeitraums erzielte Slowenien gute Fortschritte auf dem Gebiet der 

Finanzkontrolle. 

Im Bereich der internen Finanzkontrolle wurde im September 1999 das Gesetz über die 

öffentlichen Finanzen verabschiedet. Es regelt Aufbau, Aufstellung und Ausführung des 

Staatshaushalts und der Haushalte der Kommunen und enthält Bestimmungen über die 

Rechnungslegung und die Haushaltskontrolle. Im Finanzministerium wurde ein Referat 

für interne Finanzkontrolle eingerichtet. Im Februar 2000 wurden auf der Grundlage 

dieses Gesetzes Durchführungsbestimmungen mit gemeinsamen Kriterien für die 

Organisation und die Verfahren der Finanzkontrolle erlassen. Sie bilden die Basis für die 

Einführung einer internen Auditfunktion in den Fachministerien und anderen 

mittelbewirtschaftenden Behörden und für die Harmonisierung der Finanzkontroll- und 

Auditmethoden. 

Im Bereich der externen Finanzkontrolle sind keine nennenswerten Entwicklungen zu 

verzeichnen. 

Im Einklang mit der geplanten Verstärkung der dem Finanzministerium angegliederten 

Haushaltsaufsichtsbehörde wurden vier neue Stellen besetzt. Der Rechnungshof erhöhte 

die Zahl seiner Mitarbeiter von 88 auf 91. 

Nach der Annahme des Gesetzes über die öffentlichen Finanzen im Jahr 1999 baute 

Slowenien seine Verwaltungskapazität im Bereich der Kontrolle der Strukturausgaben 

und des Schutzes der finanziellen Interessen der EU aus. Die 

Haushaltsaufsichtsbehörde wurde neu strukturiert und personell verstärkt. Die Behörde 

hat nunmehr die Aufgabe, die Verwendung der staatlichen Haushaltsmittel wie auch der 

EG-Fördermittel auf ihre Ordnungsmäßigkeit und Wirksamkeit zu prüfen. 

Gesamtbewertung 

Im Bereich der Finanzkontrolle ist Slowenien in den vergangenen Jahren ganz erheblich 

vorangekommen. Die Vollendung des Rechtsrahmens für die interne und externe 

Finanzkontrolle und die Einrichtung von Referaten für interne Revisionen und Kontrolle 

in den mittelbewirtschaftenden Dienststellen wurden in der Beitrittspartnerschaft als 

Priorität ausgewiesen. Insbesondere das Gesetz über die öffentlichen Finanzen und die 

Durchführungsbestimmungen dazu bilden eine angemessene Grundlage für den weiteren 



  

 86 

Aufbau der internen Finanzkontrolle. Die Ernennung interner Rechnungsprüfer ist ein 

wichtiger Schritt auf dem Weg zu einer wirksamen internen Kontrolle. Allerdings ist es 

noch erforderlich, die Eigenständigkeit der internen Auditfunktion angemessen rechtlich 

zu verankern und einen präzisen Mechanismus für das Follow-up der Ergebnisse der 

internen Audits festzulegen. Im Interesse einer effizienten Umsetzung müssen auch die 

Beziehungen zwischen den einzelnen Kontrollstellen genau geregelt werden. Zur 

Gewährleistung einer effizienten internen Finanzkontrolle auf staatlicher Ebene müssen 

nunmehr den Fachministerien und anderen mittelbewirtschaftenden Behörden praktische 

Anleitungen für Finanzmanagement und -kontrolle an die Hand gegeben werden. So 

sollten die spezifisch für internes Audit zuständigen Dienststellen auf der Grundlage der 

methodologischen Leitlinien des Finanzministeriums entsprechende Leitfäden und 

Handbücher für die Rechnungsprüfung ausarbeiten.  

Die externe Finanzkontrolle in Slowenien ist insgesamt als angemessen zu betrachten. 

Der Rechnungshof ist sowohl in seiner Funktion als auch finanziell von der Regierung 

unabhängig. Seine Aktivitäten umfassen sämtliche nach den internationalen Standards 

vorgeschriebenen Regelungs- und Leistungsprüfungsfunktionen. Allerdings sind noch 

einige Anpassungen, vor allem im Bereich der System- und Leistungsprüfung, 

erforderlich. Die Verfahren des Parlaments wie auch der Regierung zur Umsetzung der 

Bemerkungen und Empfehlungen in den Berichten des Rechnungshofs sind bisher 

offensichtlich noch nicht zufriedenstellend und daher verbesserungsbedürftig. Außerdem 

muss der Rechtsstatus des Rechnungshofes förmlich in den einer nationalen 

Rechnungsprüfungsbehörde umgewandelt werden, die künftig keine Verordnungen mehr 

erlässt. 

Die Verwaltungskapazitäten des Rechnungshofes und der Haushaltskontrollbehörde 

müssen ausgebaut werden. 

Slowenien verfügt im Bereich der Strukturausgaben und des Schutzes der finanziellen 

Interessen der EG über den erforderlichen institutionellen Rahmen. Die 

Haushaltsaufsichtsbehörde sollte jedoch weiter verstärkt werden, um die wirksame 

Umsetzung der an den gemeinschaftlichen Besitzstand angeglichenen Rechtsvorschriften 

zu gewährleisten. 

Kapitel 29: Finanz- und Haushaltsbestimmungen 

Auf diesem Gebiet ist Slowenien seit der Veröffentlichung des letzten Regelmäßigen 

Berichts etwas vorangekommen. 

Im Berichtszeitraum erzielte es einige Fortschritte in Hinblick auf den Staatshaushalt 

und die von der EG kofinanzierten Maßnahmen. Im Januar 2000 traten das Gesetz 

über die öffentlichen Finanzen und das Gesetz über die Rechnungslegung in Kraft, mit 

denen eine neue Rechtsgrundlage für die Verwaltung der Haushaltsmittel geschaffen 

wird. Die Grundsätze und Regeln, die in diesen Gesetzen niedergelegt sind, entsprechen 

im Allgemeinen den EG-Standards, und ihre Anwendung wird dazu beitragen, die 

wirksame Verwaltung der Hilfe der Gemeinschaft sicherzustellen. Mit dem Gesetz über 

die öffentlichen Finanzen wurde für den Staatshaushalt eine mehrjährige 

Ausgabenplanung eingeführt, die ab diesem Jahr gilt und bei der Aufstellung der 

Haushaltspläne für die nächsten vier Jahre sowie bei der Überwachung des 

Haushaltsvollzugs zugrunde gelegt wird. 
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Im Bereich der Eigenmittel verabschiedete das Parlament im Juli das Gesetz über den 

Zolltarif, das die Angleichung der slowenischen Zölle an diejenigen der EG erleichtern 

soll. Auf dem Gebiet der Verwaltungsinfrastruktur sind keine besonderen 

Entwicklungen zu verzeichnen. 

Gesamtbewertung 

Slowenien hat im Bereich der Finanz- und Haushaltsbestimmungen einige Fortschritte 

erzielt. 

Das Land verfügt bereits über einen ähnlichen Rechtsrahmen für die Verwaltung der 

Haushaltsmittel wie die EU-Mitgliedstaaten. Parallel dazu sollten im Finanzministerium 

und in den anderen mittelbewirtschaftenden Stellen die analytische Kapazität für 

Bewertung, Follow-up und Evaluierung der Projekte und Programme ausgebaut werden. 

Im Bereich der Eigenmittel der Gemeinschaft besteht weiterer Angleichungsbedarf. Die 

Berechnung des BSP muss in vollem Umfang an die statistischen Normen des ESVG 95 

angepasst werden. Das Konzept der Mehrwertsteuer wurde erst am 1. Juli 1999 

eingeführt. Die diesbezüglichen Vorschriften stehen im Wesentlichen mit dem 

gemeinschaftlichen Besitzstand im Einklang. In diesem frühen Stadium ist es jedoch 

noch nicht möglich, sich bei der Kontrolle und Einschätzung der MwSt-einhebung auf 

einschlägige Erfahrungen und Daten zu stützen. Die Einführung der MwSt selbst verlief 

reibungslos: Es kam zu keinen nennenswerten Preiserhöhungen oder 

Liquiditätsproblemen, und die Höhe der Einnahmen entsprach den Erwartungen des 

Finanzministeriums. Im Bereich der traditionellen Eigenmittel fehlen in Slowenien 

derzeit noch spezifische Bestimmungen für die Agrarabschöpfungen. Bei der Zucker-

Regelung sind weitere Änderungen erforderlich, um die Bestimmungen in vollem 

Umfang an den gemeinschaftlichen Besitzstand anzugleichen. Slowenien verfügt zwar 

über die erforderliche Rechtsgrundlage für die Zollerhebung; doch besteht auch hier noch 

weiterer Harmonisierungsbedarf. 

Was die administrativen Kapazitäten anbelangt, so existieren in Slowenien generell 

bereits alle erforderlichen Institutionen für die Umsetzung des gemeinschaftlichen 

Besitzstands in diesem Bereich. Im Interesse der ordnungsgemäßen Erhebung, 

Überwachung und Ein- bzw. Auszahlung von Mitteln des EG-Haushalts ist jedoch die 

zentrale Koordinierung noch verstärkungsbedürftig. Ein entsprechender Ausbau der 

Verwaltungskapazitäten ist im übrigen auch in den an anderer Stelle in diesem Bericht 

besprochenen Politikbereichen, beispielsweise in der Landwirtschaft, im Zollwesen und 

in der Regionalpolitik, erforderlich. 

3.2. Übersetzung des gemeinschaftlichen Besitzstands in die Landessprache 

Die Bewerberländer müssen den Besitzstand der Union bis zum Beitritt in die 

Landessprache übersetzt haben. Es handelt sich um Rechtsakte des Primär- und 

Sekundärrechts in einem geschätzten Umfang von 60.000 bis 70.000 Amtsblattsseiten. 

Die Beitrittskandidaten werden bei dieser Aufgabe im Rahmen von PHARE unterstützt. 

Mit Hilfe von TAIEX wurde in allen zehn Beitrittsländern in Ostmitteleuropa eine 

Zentralstelle für die Koordinierung der Übersetzungsarbeit eingerichtet. 

Slowenien ist bei der Übersetzung des Besitzstands der Union ins Slowenische weiter 

vorangekommen. Von den primärrechtlichen Vorschriften wurde die Einheitliche 

Europäische Akte, der Vertrag von Maastricht und der Euratom-Vertrag übersetzt. 
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Gemäß den Angaben der Regierung wurde inzwischen auch fast ein Viertel der 

sekundärrechtlichen EG-Vorschriften (dies entspricht 23.600 Amtsblattsseiten) übersetzt. 

Bisher wurden jedoch nur 26 Seiten offiziell revidiert. 

Für diese Aufgabe sind die 38 Mitarbeiter der Übersetzungsabteilung des 

Außenministeriums zuständig. Die Regierung stellt auch Mittel für die Vergabe von 

Übersetzungen an Freiberufler bereit. Slowenien beabsichtigt, die Übersetzung des 

Besitzstands der Union bis Ende 2002 abzuschließen. 

In diesem Bereich muss Slowenien seine Anstrengungen dringend verstärken. 

3.3. Allgemeine Bewertung 

Seit der Annahme des letzten Regelmäßigen Berichts kam Slowenien bei der Übernahme 

des Besitzstands insgesamt gut voran. Spürbare Fortschritte wurden beispielsweise in den 

Bereichen Umwelt, Landwirtschaft, freier Warenverkehr, freier Dienstleistungsverkehr 

und Energie erzielt. In diesen Bereichen sind die Vorbereitungen auf die Mitgliedschaft 

bereits weit gediehen. Auf anderen Gebieten wie beispielsweise der Freizügigkeit, der 

Telekommunikation und den audiovisuellen Medien sind die Ergebnisse dagegen 

bescheiden. Die Verwaltungskapazität wurde verstärkt, muss jedoch in bestimmten 

Bereichen noch weiter ausgebaut werden. 

Slowenien hat seit der Annahme des letzten Regelmäßigen Berichts gute Fortschritte bei 

der Annahme der wesentlichen Binnenmarktvorschriften erzielt. Dies gilt beispielsweise 

für die Schaffung des Rechtsrahmens für den freien Warenverkehr einschließlich des 

öffentlichen Auftragswesens, wo sich Slowenien nunmehr auf die fristgerechte 

Verabschiedung aller verbleibenden Rechtsvorschriften und den Ausbau der Institutionen 

konzentrieren sollte. Auch im Bereich des freien Dienstleistungsverkehrs kam Slowenien 

gut voran. Nach der Annahme des Versicherungsgesetzes ist die gesetzgeberische Arbeit 

in diesem Bereich nunmehr zu einem großen Teil abgeschlossen. Der Rechtsrahmen für 

den freien Kapitalverkehr wurde geschaffen, doch sollte sich Slowenien weiterhin um die 

Beseitigung der verbleibenden administrativen Beschränkungen des Kapitalverkehrs 

bemühen. Im Bereich der Freizügigkeit wurden seit der Annahme des letzten 

Regelmäßigen Berichts kaum Fortschritte erzielt, so dass die Rechtsangleichung weiter 

vorangetrieben werden muss. Die gesetzgeberische Arbeit im Bereich des 

Gesellschaftsrechts ist gut vorangekommen, allerdings sind noch bestimmte 

Verbesserungen erforderlich, beispielsweise im Hinblick auf die Rechte an geistigem und 

gewerblichem Eigentum. 

Mit der Annahme des Gesetzes über die Kontrolle der staatlichen Beihilfen, dem Erlass 

sekundärrechtlicher Vorschriften und der Gründung der Kommission zur Überwachung 

der staatlichen Beihilfen hat Slowenien die Schaffung des rechtlichen und institutionellen 

Rahmens für die Wettbewerbspolitik abgeschlossen. Es sollte sich fortan auf die 

ordnungsgemäße Durchsetzung in diesem Bereich konzentrieren. Im Bereich der Steuern 

wurden kontinuierliche Fortschritte erzielt, allerdings ist Slowenien seiner Verpflichtung 

nicht nachgekommen, die Duty-free-Shops zu schließen. 

Im Verkehr wurden in den einzelnen Bereichen unterschiedliche Fortschritte erzielt: 

Während Slowenien im Landverkehr gut vorankam, hat sich die Verabschiedung 

wesentlicher Rechtsvorschriften über den Luft- und den Seeverkehr im Parlament 

verzögert. Durch die Gründung der Energiebehörde und die Verabschiedung mehrerer 
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wesentlicher Rechtsvorschriften erzielte Slowenien im vergangenen Jahr gute Fortschritte 

im Energiesektor. 

Im Bereich Telekommunikation und audiovisuelle Medien kam Slowenien kaum voran. 

Das Gesetz über Massenmedien, mit dem ein Rahmen für die Rechtsangleichung im 

audiovisuellen Sektor geschaffen werden soll, wurde immer noch nicht verabschiedet. 

Dies gilt auch für das Telekommunikationsgesetz. Auch die Regulierungsbehörde für den 

Telekommunikationssektor muss noch gegründet werden. 

Mit dem neuen Landwirtschaftsgesetz und dem neuen Amt für Agrarmärkte und die 

ländliche Entwicklung hat Slowenien gute Ergebnisse in der Landwirtschaft 

vorzuweisen. Die Rechtsangleichung auf dem Gebiet der Pflanzen- und der 

Tiergesundheit sollte jedoch weiter vorangetrieben werden. Slowenien ist bei der 

Übernahme der Rechtsvorschriften im Umweltbereich gut vorangekommen und sollte 

sich jetzt auf die Umsetzung und die Durchsetzung konzentrieren. 

Weiterhin gute Fortschritte wurden auch im Bereich Justiz und Inneres erzielt, wo der 

Rechtsrahmen weiter ausgebaut wurde. Weitere Anstrengungen sind jedoch bei der 

Grenzüberwachung erforderlich, die weiterhin als Priorität angesehen werden sollte. 

Slowenien hat seine Verwaltungskapazität zur Umsetzung des Besitzstands generell 

verstärkt. Seit der Annahme des letzten Regelmäßigen Berichts wurden spürbare 

Fortschritte bei der Errichtung der Aufsichts- und Umsetzungsgremien im Bereich 

staatliche Beihilfen, Energie und Landwirtschaft und bei der Trennung der Einrichtungen 

für Normung, Akkreditierung und Zertifizierung erzielt. Für den 

Telekommunikationsbereich und den Datenschutz muss immer noch eine unabhängige 

Regulierungsbehörde errichtet werden. Besondere Aufmerksamkeit sollte nunmehr dem 

Ausbau der Verwaltungskapazität in bestimmten Bereichen wie der lokalen 

Umweltverwaltung, der Grenzüberwachung, dem öffentlichen Auftragwesen und der 

Versicherungsaufsicht gewidmet werden. 

Slowenien hat eine beträchtlichen Anzahl der in der Beitrittspartnerschaft ausgewiesenen 

kurzfristigen prioritären Ziele erreicht. Dies gilt insbesondere für die wirtschaftliche 

Kriterien und die Bereiche Verkehr, Umwelt, Beschäftigung und soziale 

Angelegenheiten. In den übrigen Bereichen wurden die prioritären Ziele teilweise 

verwirklicht. Außerdem hat Slowenien bereits damit begonnen, mehrere mittelfristige 

prioritäre Maßnahmen in Angriff zu nehmen. 
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C. Schlussfolgerung 

Slowenien erfüllt weiterhin die politischen Kriterien von Kopenhagen. 

Die Justizreform, die in der Beitrittspartnerschaft als mittelfristige Priorität ausgewiesen 

worden war, kam voran. In diesem frühen Stadium kann jedoch noch nicht beurteilt 

werden, ob dank der neuen Maßnahmen der Rückstand bei der Bearbeitung der 

anhängigen Rechtssachen tatsächlich abgebaut werden kann. 

Auch die Reform der öffentlichen Verwaltung bedarf der Aufmerksamkeit. Seit der 

Annahme des letzten Regelmäßigen Berichts wurden auf diesem Gebiet nur geringe 

Fortschritte erzielt, da grundlegende Reformgesetze noch nicht verabschiedet wurden. 

Dieser Bereich wurde in der Beitrittspartnerschaft als kurzfristige Priorität ausgewiesen. 

Die Eigentumsrückgabe, die nach wie vor schleppend verläuft, muss beschleunigt 

werden. 

Slowenien kann als funktionierende Marktwirtschaft eingestuft werden und dürfte in 

naher Zukunft in der Lage sein, dem Wettbewerbsdruck und den Marktkräften innerhalb 

der Union standzuhalten, sofern es die laufenden Reformen zur Steigerung der 

Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft zum Abschluss bringt. 

Dank der anhaltenden makroökonomischen Stabilität und der Haushalts- und 

Zahlungsbilanzsalden, die Slowenien im Griff hat, ist die Grundlage für ein stetiges 

Wachstum gegeben. Einige Maßnahmen wurden ergriffen, um die Nachhaltigkeit der 

Rentenreform mittelfristig zu gewährleisten. Der erforderliche rechtliche und 

institutionelle Rahmen für eine Marktwirtschaft wurde weitgehend geschaffen. 

Die Umsetzung dieser Rahmenvorschriften kann jedoch verbessert werden. Außerdem 

übt der Staat auf bestimmte Bereiche der Wirtschaft immer noch einen erheblichen 

Einfluss aus. Insbesondere der Finanzsektor wird weiterhin von den Staatsbanken 

beherrscht, was sich hemmend auf Entwicklung und Wettbewerb auswirkt. Aufgrund des 

schleppend verlaufenden Privatisierungsprozesses und des wenig flexiblen 

Geschäftsumfelds fließen nur wenige ausländische Direktinvestitionen nach Slowenien. 

Weitere Fortschritte bei der Schaffung besserer wirtschaftlicher Rahmenbedingungen 

würden zusammen mit dem vollständigen und fristgerechten Abschluss der 

Privatisierung, der Strukturreformen und der Marktliberalisierung dazu beitragen, mehr 

ausländische Investoren anzuziehen und günstigere Voraussetzungen für ein weiteres 

stetiges Wachstum zu schaffen. Kurzfristig ist es erforderlich, der Reform des 

Finanzsektors im Interesse des Wettbewerbs neue Impulse zu verleihen und die 

Unternehmensumstrukturierung zu beschleunigen. Auch die Flexibilität des 

Arbeitsmarktes sollte erhöht werden. Diese Maßnahmen würden die 

Unternehmensentwicklung begünstigen und die Markteffizienz erhöhen. 

Seit der Annahme des letzten Regelmäßigen Berichts kam Slowenien bei der Übernahme 

des Besitzstands insgesamt gut voran. Spürbare Fortschritte wurden beispielsweise in den 

Bereichen Umwelt, Landwirtschaft, freier Warenverkehr, freier Dienstleistungsverkehr 

und Energie erzielt. In diesen Bereichen sind die Vorbereitungen auf die Mitgliedschaft 

bereits weit gediehen. Auf anderen Gebieten wie beispielsweise der Freizügigkeit, der 

Telekommunikation und den audiovisuellen Medien sind die Ergebnisse dagegen 
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bescheiden. Die Verwaltungskapazität wurde verstärkt, muss jedoch in bestimmten 

Bereichen noch weiter ausgebaut werden. 

Slowenien hat seit der Annahme des letzten Regelmäßigen Berichts gute Fortschritte bei 

der Annahme der wesentlichen Binnenmarktvorschriften erzielt. Dies gilt beispielsweise 

für die Schaffung des Rechtsrahmens für den freien Warenverkehr einschließlich des 

öffentlichen Auftragswesens, wo sich Slowenien nunmehr auf die fristgerechte 

Verabschiedung aller verbleibenden Rechtsvorschriften und den Ausbau der Institutionen 

konzentrieren sollte. Auch im Bereich des freien Dienstleistungsverkehrs kam Slowenien 

gut voran. Nach der Annahme des Versicherungsgesetzes ist die gesetzgeberische Arbeit 

in diesem Bereich nunmehr zu einem großen Teil abgeschlossen. Der Rechtsrahmen für 

den freien Kapitalverkehr wurde geschaffen, doch sollte sich Slowenien weiterhin um die 

Beseitigung der verbleibenden administrativen Beschränkungen des Kapitalverkehrs 

bemühen. Im Bereich der Freizügigkeit wurden seit der Annahme des letzten 

Regelmäßigen Berichts kaum Fortschritte erzielt, so dass die Rechtsangleichung weiter 

vorangetrieben werden muss. Die gesetzgeberische Arbeit im Bereich des 

Gesellschaftsrechts ist gut vorangekommen, allerdings sind noch bestimmte 

Verbesserungen erforderlich, beispielsweise im Hinblick auf die Rechte an geistigem und 

gewerblichem Eigentum. 

Mit der Annahme des Gesetzes über die Kontrolle der staatlichen Beihilfen, dem Erlass 

sekundärrechtlicher Vorschriften und der Gründung der Kommission zur Überwachung 

der staatlichen Beihilfen hat Slowenien die Schaffung des rechtlichen und institutionellen 

Rahmens für die Wettbewerbspolitik abgeschlossen. Es sollte sich fortan auf die 

ordnungsgemäße Durchsetzung in diesem Bereich konzentrieren. Im Bereich der Steuern 

wurden kontinuierliche Fortschritte erzielt, allerdings ist Slowenien seiner Verpflichtung 

nicht nachgekommen, die Duty-free-Shops zu schließen. 

Im Verkehr wurden in den einzelnen Bereichen unterschiedliche Fortschritte erzielt: 

Während Slowenien im Landverkehr gut vorankam, hat sich die Verabschiedung 

wesentlicher Rechtsvorschriften über den Luft- und den Seeverkehr im Parlament 

verzögert. Durch die Gründung der Energiebehörde und die Verabschiedung mehrerer 

wesentlicher Rechtsvorschriften erzielte Slowenien im vergangenen Jahr gute Fortschritte 

im Energiesektor. 

Im Bereich Telekommunikation und audiovisuelle Medien kam Slowenien kaum voran. 

Das Gesetz über Massenmedien, mit dem ein Rahmen für die Rechtsangleichung im 

audiovisuellen Sektor geschaffen werden soll, wurde immer noch nicht verabschiedet. 

Dies gilt auch für das Telekommunikationsgesetz. Auch die Regulierungsbehörde für den 

Telekommunikationssektor muss noch gegründet werden. 

Mit dem neuen Landwirtschaftsgesetz und dem neuen Amt für Agrarmärkte und die 

ländliche Entwicklung hat Slowenien gute Ergebnisse in der Landwirtschaft 

vorzuweisen. Die Rechtsangleichung auf dem Gebiet der Pflanzen- und der 

Tiergesundheit sollte jedoch weiter vorangetrieben werden. Slowenien ist bei der 

Übernahme der Rechtsvorschriften im Umweltbereich gut vorangekommen und sollte 

sich jetzt auf die Umsetzung und die Durchsetzung konzentrieren. 

Weiterhin gute Fortschritte wurden auch im Bereich Justiz und Inneres erzielt, wo der 

Rechtsrahmen weiter ausgebaut wurde. Weitere Anstrengungen sind jedoch bei der 

Grenzüberwachung erforderlich, die weiterhin als Priorität angesehen werden sollte. 
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Slowenien hat seine Verwaltungskapazität zur Umsetzung des Besitzstands generell 

verstärkt. Seit der Annahme des letzten Regelmäßigen Berichts wurden spürbare 

Fortschritte bei der Errichtung der Aufsichts- und Umsetzungsgremien im Bereich 

staatliche Beihilfen, Energie und Landwirtschaft und bei der Trennung der Einrichtungen 

für Normung, Akkreditierung und Zertifizierung erzielt. Für den 

Telekommunikationsbereich und den Datenschutz muss immer noch eine unabhängige 

Regulierungsbehörde errichtet werden. Besondere Aufmerksamkeit sollte nunmehr dem 

Ausbau der Verwaltungskapazität in bestimmten Bereichen wie der lokalen 

Umweltverwaltung, der Grenzüberwachung, dem öffentlichen Auftragwesen und der 

Versicherungsaufsicht gewidmet werden. 

Slowenien hat eine beträchtlichen Anzahl der in der Beitrittspartnerschaft ausgewiesenen 

kurzfristigen prioritären Ziele erreicht. Dies gilt insbesondere für die wirtschaftliche 

Kriterien und die Bereiche Verkehr, Umwelt, Beschäftigung und soziale 

Angelegenheiten. In den übrigen Bereichen wurden die prioritären Ziele teilweise 

verwirklicht. Außerdem hat Slowenien bereits damit begonnen, mehrere mittelfristige 

prioritäre Maßnahmen in Angriff zu nehmen. 
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D. Beitrittspartnerschaft und Nationales Programm zur 

Übernahme des Besitzstands: Allgemeine Bewertung 

In der Beitrittspartnerschaft soll Folgendes in einem einheitlichen Rahmen dargelegt 

werden: 

 die im Regelmäßigen Bericht der Kommission ausgewiesenen Prioritäten für das 

weitere Vorgehen; 

 die Mittel, die zur Unterstützung der Beitrittsländer bei der Umsetzung dieser 

prioritären Maßnahmen zur Verfügung stehen; 

 die Bedingungen für diese Unterstützung. 

Jedes Beitrittsland wurde aufgefordert, ein Nationales Programm zur Übernahme des 

Besitzstands zu erstellen, das Angaben über das geplante Vorgehen im Rahmen der 

Beitrittspartnerschaft, einen Zeitplan für die Erfüllung der prioritären Aufgaben und 

Angaben zu den erforderlichen personellen und finanziellen Mitteln enthalten muss. Die 

Beitrittspartnerschaft und das Nationale Programm zur Übernahme des Besitzstands 

werden regelmäßig überprüft, um den Fortschritten Rechnung zu tragen und neue 

Prioritäten festzusetzen.  

1. Beitrittspartnerschaft 

In den nachstehenden Bewertungen sind die einzelnen Rubriken unter den 

Hauptgliederungspunkten fett gedruckt und weitere aus der Beitrittspartnerschaft 

übernommene Schlüsselbegriffe kursiv hervorgehoben.16  

Kurzfristige Prioritäten 

Wirtschaftliche Kriterien: in einigen Sektoren wurden Fortschritte in der 

Umstrukturierung der Unternehmen erzielt: für die Textilindustrie und die Schuhindustrie 

wurden im Dezember 1999 Umstrukturierungsprogramme beschlossen. Ein ebenfalls von 

der Regierung ausgearbeitetes Umstrukturierungsprogramm für den Stahlsektor wird 

gegenwärtig von der Kommission auf Übereinstimmung mit Protokoll Nr. 2 des Europa-

Abkommens geprüft. Eingeleitete Maßnahmen zur Förderung der Auslandsinvestitionen 

– ein entsprechender Regierungsplan wurde beschlossen - werden erst dann voll zum 

Tragen kommen, wenn die Wirtschaft weitergehend liberalisiert ist. Die Regierung hat 

auch ein Programm zum Abbau der Bürokratie ausgearbeitet, dessen Wirksamkeit sich 

jedoch nur schwer bewerten lässt. Maßnahmen der Regierung zur Förderung der KMU, 

z. B. das umfassende KMU-Förderkonzept, wurden eingeleitet; die Weiterentwicklung 

dieses Sektors wird aber hauptsächlich durch Kapitalknappheit behindert. Der 

Privatisierungsprozess läuft weiter, doch sind die Fortschritte im Sektor Banken und 

Versicherungen bescheiden ausgefallen. Die Umstrukturierung der öffentlichen Finanzen 

wird fortgesetzt, und die Rentenreform ist 1999 angelaufen. Die Konkursverfahren 

werden nur schleppend eingeführt, und die Anzahl der Konkurse ist gering.  

Die Ziele in diesem prioritären Bereich wurden weitgehend erreicht. 

                                                 
16 Der Volltext der in der Beitrittspartnerschaft 1999 festgelegten kurzfristigen und mittelfristigen Prioritäten findet sich im 

Beschluss des Rates 859/99/EG (ABl. L 335 vom 28.12.99). 
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Binnenmarkt: Slowenien hat Fortschritte gemacht in der Angleichung des öffentlichen 

Auftragswesens: im September 1999 wurde ein einschlägiges neues Reformgesetz 

verabschiedet, und im April 2000 ein neues Gesetz über das öffentliche Auftragswesen. 

Das neue Gesetz über gewerbliches Eigentum hat Slowenien noch nicht verabschiedet 

und auch nicht ein ergänzendes Schutzzertifikat (SPC) eingeführt. Der gesetzliche 

Rahmen für Grenzkontrollen wurde erweitert. Die Verabschiedung eines Gesetzes über 

praktische Durchsetzungsmaßnahmen an den Grenzen zur Bekämpfung der 

Produktpiraterie und der betrügerischen Nachahmung steht jedoch noch aus. Generell 

sollten die Grenzkontrollen verschärft werden.  

Im Gesellschaftsrecht hat Slowenien die prioritären Zielvorgaben nicht ganz erfüllt: die 

diskriminierende Sprachenregelung ist noch nicht aufgehoben. Ein Schritt vorwärts ist 

jedoch die Anwendung des Rechnungslegungsgesetzes seit dem 01.01.2000. 

Slowenien muss zur Einhaltung der Richtlinie noch eine unabhängige Aufsichtsbehörde 

für den Datenschutz einsetzen. 

Im Bereich des freien Warenverkehrs hat Slowenien die Durchsetzung der rechtlichen 

Rahmenvorschriften zu den Richtlinien nach dem neuen Konzept fortgeführt. Dies betrifft 

das gesetzliche Messwesen, Fertigpackungen, Maschinen, Niedrigspannung und 

elektromagnetische Verträglichkeit, medizinische Geräte, Bauprodukte sowie den 

gemeinschaftlichen Besitzstand in den Bereichen Textilien und Schuhe, Nahrungsmittel, 

Chemikalien, Arzneimittel und Motorfahrzeuge. Alle Regulierungsmaßnahmen zur 

Umstrukturierung des slowenischen Instituts für Normung und Messwesen (SMIS) 

wurden getroffen. Im April wurde entschieden, eine slowenische Zulassungsbehörde und 

ein slowenisches Normeninstitut einzurichten. Diesen beiden Institutionen übernahmen 

die bisher vom SMIS wahrgenommenen Zulassungs- bzw. Normungsaufgaben. Die 

Übertragung der anderen Funktionen steht noch aus. 

Die Beteiligung ausländischer Investoren ist immer noch starken Beschränkungen 

unterworfen in den Bereichen Verkehr, Telekommunikation und Medien. Fortschritte 

wurden hier dagegen im Finanzsektor erzielt. 

Im Bereich des Wettbewerbs wurden die Auflagen in Bezug auf die Kartellgesetze erfüllt 

mit der Durchsetzung des neuen Gesetzes und der Verabschiedung der zugehörigen 

abgeleiteten Rechtsvorschriften. Die Befugnisse der Wettbewerbsbehörde wurden im Jahr 

2000 etwas erweitert. Im Bereich staatliche Beihilfen wurde im Dezember 1999 ein 

Rahmengesetz zur Überwachung staatlicher Beihilfen verabschiedet, ergänzt durch 

abgeleitete Rechtsvorschriften. Die Abteilung für die Überwachung staatlicher Beihilfen, 

die die Aufsichtsbehörde für staatliche Beihilfen unterstützt, wurde personell aufgestockt. 

Jahresberichte über staatliche Beihilfen wurden vorgelegt, doch ist das Inventar noch 

nicht vollständig; auch fehlt immer noch ein Verzeichnis der Beihilfen mit regionaler 

Zielsetzung.  

Das Telekommunikationsgesetz hat die parlamentarischen Verfahren noch nicht 

durchlaufen und eine unabhängig Regulierungsbehörde ist noch nicht eingesetzt. 

Vorangekommen ist man dagegen bei der Angleichung der Gesetze über audiovisuelle 

Medien, doch auch das Gesetz über die Massenmedien befindet sich noch im 

parlamentarischen Prozess. 

Steuern: Die Duty-free-Shops an den Landesgrenzen wurden noch nicht geschlossen. 

Slowenien hat sich verpflichtet, den Verhaltenskodex für die Unternehmensbesteuerung 
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einzuhalten bei Einleitung neuer steuerrechtlicher Maßnahmen; dies soll auf der 

Grundlage von Einzelanalysen und in Zusammenarbeit mit der EU geschehen.  

Fazit: die Ziele in diesem prioritären Bereich wurden teilweise erreicht. 

Landwirtschaft: Die Angleichung der Gesetze im Bereich Veterinärmedizin und 

Pflanzenschutz ist noch im Gange. Deutliche Fortschritte wurden im Veterinärbereich 

erzielt: der Veterinärdienst wurde neu organisiert durch Verabschiedung des Gesetzes zur 

Änderung des Gesetzes über das Veterinärwesen. Keine Fortschritte sind dagegen in der 

Einrichtung und im Ausbau der Grenzkontrollstellen zu verzeichnen.  

Die Ziele in diesem prioritären Bereich wurden nur in begrenztem Umfang erreicht.  

Verkehr: Slowenien hat die Pariser Vereinbarung über die Hafenstaatkontrolle 

ratifiziert, Regeln für die Prüfung von Lotsen erlassen sowie eine Verordnung 

verabschiedet zur Senkung der Hafengebühren für Öltankschiffe mit Tanks für getrennten 

Ballast.   

Die Ziele in diesem prioritären Bereich wurden erreicht. 

Umwelt: Die Verabschiedung des Wassergesetzes wurde zurückgestellt: man will die  

neue EG-Rahmenrichtlinie abwarten. Die Umsetzungsstrategien für die Angleichung im 

Bereich Umwelt sind im wesentlichen im 1999 angenommenen Nationalen 

Umweltaktionsprogramm (NEAP) enthalten. In diesem Programm, das einen Zeitraum 

von zehn Jahren abdeckt, werden vier Schwerpunkte gesetzt: Wasser, Abfall, 

Biodiversität und Luft. Es wird mit einer Reihe sektoraler Programme umgesetzt, die mit 

EG-Richtlinien gekoppelt sind. Einige dieser Programme sind bereits angelaufen (z. B. 

Luftqualität, ozonabbauende Substanzen, Reinigung kommunaler Abwässer), andere 

werden im Jahr 2000 folgen: u.a. verschiedene Programme zum Abfallmanagement und 

zu Wasserqualitätsrichtlinien. Der umfassende Finanzierungsplan für Investitionen im 

Umweltbereich ist im nationalen Umweltaktionsprogramm 1999 festgelegt. Die 

sektoralen Programme, wie zum Beispiel das operationelle Programm für die 

Abwasserreinigung, enthalten detaillierte Finanzierungspläne. In der ISPA-Strategie für 

den Umweltsektor sind Leitlinien vorgegeben für die Auswahl von Projekten in den 

Bereichen Abwasserreinigung, Trinkwasserversorgung und Abfallmanagement, die für 

eine ISPA-Finanzierung in Frage kommen. Die Umweltschutzausgaben wurden 

angehoben und übersteigen jetzt 2 % des BIP. Im Januar hat Slowenien eine Verordnung 

erlassen über Tätigkeiten, für die eine Umweltverträglichkeitsprüfung obligatorisch ist. 

Diese Verordnung, die vom Ministerium für Umwelt und Raumplanung und von den 

Kommunen durchgesetzt wird, bewirkt, dass die slowenischen Gesetze der 

Umweltverträglichkeitsprüfungs-Richtlinie der Gemeinschaft sehr nahe kommen.  

Die Ziele in diesem prioritären Bereich wurden weitgehend erreicht.  

Beschäftigung und Soziales: Die Einbeziehung der Sozialpartner in den 

Gesetzgebungsprozess zeigt den Willen der Behörden, den Erfordernissen des sozialen 

Dialogs gerecht zu werden. Es bleibt jedoch noch viel zu tun, um diesen Dialog effektiv 

zu gestalten auf lokaler wie auf regionaler Ebene und in bestimmten Sektoren, wie zum 

Beispiel in den Unternehmen des öffentlichen Sektors. Slowenien hat in Zusammenarbeit 

mit der Kommission erfolgreich eine gemeinsame Überprüfung der Beschäftigungspolitik 

vorgenommen. Ergebnis ist ein Papier mit dem Titel „Gemeinsame Bewertung der 

beschäftigungspolitischen Prioritäten“, das von beiden Seiten im Juli 2000 unterzeichnet 

wurde. Des Weiteren hat die Regierung ein Dokument angenommen, das den Titel 

„Strategische Entwicklungsziele und zugehörige Umsetzungsprogramme für den 

Arbeitsmarkt bis zum Jahr 2006 und für die Beschäftigungspolitik“ trägt. Gestützt auf 
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dieses Dokument kann die Regierung der Verpflichtung zur Ausarbeitung einer 

nationalen Beschäftigungsstrategie nachkommen.  

Die Ziele in diesem prioritären Bereich wurden weitgehend erreicht.  

Justiz und Inneres: Die Umsetzung der Ausländer- und Asylgesetze ist angelaufen, doch 

liegen die zugehörigen Durchführungsvorschriften zum Teil noch nicht vor. Slowenien 

hat das Strafrechtsübereinkommen des Europarates über Korruption und das Europäische 

Übereinkommen über Geldwäsche sowie Ermittlung, Beschlagnahme und Einziehung 

von Erträgen aus Straftaten ratifiziert. Noch nicht ratifiziert ist das OECD-

Übereinkommen zur Bekämpfung der Bestechung ausländischer Beamter im Rahmen 

internationaler Handelsabkommen.  

Die Ziele in diesem prioritären Bereich wurden zum Teil erreicht.  

 Steigerung der Leistungsfähigkeit der Verwaltung und der Justiz, unter anderem 

im Hinblick auf die Verwaltung von EG-Mitteln: Das Ziel einer Beschleunigung der 

Reform der öffentlichen Verwaltung hat Slowenien nicht erreicht: die Fortschritte in 

diesem Bereich seit dem letzten Regelmäßigen Bericht sind bescheiden, und die 

Verabschiedung des Gesetzes über den öffentlichen Dienst steht noch aus. 

Was das Programm SAPARD angeht, so wurden die Vorgaben des  Entwicklungsplans 

für den ländlichen Raum erfüllt; der entsprechende Plan liegt der Kommission zur 

Annahme vor. Slowenien hat im September 1999 einen Vorläufigen Nationalen 

Entwicklungsplan beschlossen als vorbereitende Maßnahme für die Ausarbeitung eines 

umfassenden und detaillierten Nationalen Entwicklungsplans. Slowenien hat der 

Kommission auch die ISPA-Strategien zu Verkehr und Umweltschutz vorgelegt. Es 

wurden einige Maßnahmen getroffen zur Schaffung des administrativen Rahmens und 

zur Planung von ISPA und SAPARD, doch sind die Arbeiten in diesem Bereich noch 

nicht abgeschlossen. Die SAPARD-Zahlstelle wurde von der zuständigen slowenischen 

Behörde im Oktober 2000 zugelassen. Diese Zulassung ist noch von der Kommission zu 

überprüfen und zu genehmigen. 

Der rechtliche Rahmen für die interne und externe Finanzkontrolle wurde geschaffen. Für 

die interne Rechnungsprüfung/Finanzkontrolle besteht jetzt eine rechtliche Basis, doch ist 

die praktische Umsetzung noch nicht abgeschlossen. 

Slowenien hat mit Vorbereitungen zur Schaffung eines einheitlichen Katastersystems 

begonnen. Die Umstellung der Grundbuchämter auf EDV ist angelaufen und soll bis zum 

Jahr 2004 abgeschlossen sein.  

Fazit: die Ziele in diesem prioritären Bereich wurden teilweise erreicht. 

Mittelfristige Prioritäten 

In diesem Abschnitt werden nur die mittelfristigen Prioritäten behandelt, bei denen ein 

gewisser Fortschritt zu verzeichnen ist. 

Politische Kriterien: Slowenien hat Maßnahmen eingeleitet, um die Rückgabe von 

Vermögenswerten zu beschleunigen, und zwar insbesondere durch Beschleunigung der 

entsprechenden Gerichtsverfahren. Praktische Auswirkungen sind jedoch noch nicht 

festzustellen. 
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Wirtschaftliche Kriterien: Es wurden Fortschritte erzielt in der Umstrukturierung und 

Kommerzialisierung der staatlichen Versorgungsbetriebe. Dieser Prozess ist jedoch noch 

nicht abgeschlossen. Slowenien hat die Angleichung im Bereich der 

Investitionsdienstleistungen und der Wertpapiermärkte fortgesetzt. Gewisse Fortschritte 

wurden erzielt in der Liberalisierung des Kapitalverkehrs im Bereich der Portfolio-

Investitionen. Mit der Verbesserung der Verfahren der jährlichen Finanzkontrolle wurde 

begonnen. Der Rechnungshof arbeitet effizient und ist finanziell unabhängig von der 

Regierung. Weiter zu verbessern sind jedoch generell die Systematik, die 

Leistungskontrollen und das Follow-up der Erkenntnisse und Empfehlungen des 

Rechnungshofs. 

Binnenmarkt: Der 10%ige Preisvorteil für inländische Bieter im öffentlichen 

Beschaffungswesen wurde mit dem neuen Gesetz über das öffentliche 

Beschaffungswesen abgeschafft. Im Bereich des Wettbewerbs wurden die Behörden 

etwas ausgebaut und die einschlägigen Verfahren durch neue abgeleitete 

Rechtsvorschriften zur Verbesserung der verwaltungstechnischen Koordination optimiert. 

Die Ziele in diesem prioritären Bereich wurden demnach teilweise erreicht, 

ausgenommen die Transparenz in Bezug auf die bestehenden Beihilfen, die noch nicht 

ausreicht. Die Rechtsangleichung im Bereich des Verbraucherschutzes wurde fortgesetzt 

mit der Umsetzung der Richtlinie über Produkte mit irreführender Aufmachung. 

Fortschritte wurden auch in den Bereichen Tourismus, Preisangaben und 

Verbraucherkredite gemacht. 

Landwirtschaft: Ein wesentlicher Schritt vorwärts war die Verabschiedung des 

Landwirtschaftsgesetzes im Juni, das die rechtliche Basis bildet für die weitere 

Angleichung an die Gemeinsame Agrarpolitik. Die Vorbereitungen für die Schaffung der 

Verwaltungsmechanismen und -strukturen der GAP sind angelaufen: das Amt für 

Agrarmärkte und ländliche Entwicklung wurde eingerichtet, und der Plan für die 

ländliche Entwicklung 2000–2006 wurde verabschiedet. Der Plan bildet die Grundlage 

für die SAPARD-Heranführungshilfe im Bereich Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung; mit seiner Annahme durch die Kommission ist in Kürze zu rechnen. Das 

Amt für Agrarmärkte und ländliche Entwicklung wurde bereits 1999 als Dienststelle des 

Ministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten eingerichtet. Es ist zuständig für 

die Durchführung der SAPARD-Heranführungshilfe; nach dem Beitritt wird es die 

Aufgaben im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik wahrnehmen. 

Fortschritte sind zu verzeichnen in der Kennzeichnung von Tieren. Innerhalb des 

Ministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten wurde eine unabhängige Stelle 

für die Kennzeichnung und die Registrierung von Rindern eingerichtet. Eine 

Dienstanweisung zur Kennzeichnung und Registrierung von Rindern, Schafen und 

Ziegen wurde herausgegeben. Der rechtliche Rahmen für die Risikoanalyse und 

kritischen Kontrollpunkte (HACCP = Hazard Analysis Critical Control Point) wurde im 

Dezember verabschiedet zusammen mit den Rechtsvorschriften über den Tierschutz und 

den Pflanzenschutz. 

Fischerei: Die Ziele in diesem prioritären Bereich wurden zum Teil erreicht: die für 

Fischerei im Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten zuständige 

Belegschaft wurde aufgestockt, und es wurden vorbereitende Maßnahmen zur Einsetzung 

eines interministeriellen Kontrollzentrums eingeleitet. Entschieden wurde insbesondere 

die Frage des Standorts der verschiedenen Einrichtungen des Zentrums. 
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Energie: Slowenien hat weitere Anstrengungen unternommen zur Gewährleistung eines 

hohen Sicherheitsstandards im Nuklearbereich. Die Umsetzung des Programms zur 

Erhöhung des Sicherheitsstandards im Kernkraftwerk Krško kommt zügig voran. Es 

wurden neue Dampferzeuger und ein Universal-Simulator installiert. Die erste Stufe der 

seismischen Analysen ist abgeschlossen. Gewisse Fortschritte wurden in der 

Verbesserung der Energieeffizienz erzielt durch Informationsmaßnahmen und finanzielle 

Anreize. Vorangekommen ist man auch in der Erfüllung der Auflagen zur Haltung von 

Ölreserven durch Verabschiedung sekundärer Rechtsvorschriften zur Umsetzung der 

Änderungen des Rohstoffreserven-Gesetzes. Die Vorbereitungen auf den 

Energiebinnenmarkt wurden fortgesetzt mit der Verabschiedung abgeleiteter 

Rechtsvorschriften auf der Basis des Energiegesetzes und mit den Beschlüssen zur 

Einsetzung des Amtes für Energie. Änderungen des Verfahrens zur Festsetzung der 

Mineralölpreise ermöglichen eine Annäherung an die Weltmarktpreise. Die Strom- und 

Gastarife sind jedoch noch nicht kostendeckend. 

Verkehr: Die Ziele im prioritären Bereich Straßenverkehr wurden zum Teil erreicht: 

Verabschiedung sekundärer Rechtsvorschriften zur Beförderung gefährlicher Güter, 

Änderung der Bestimmungen über Gewichte und Abmessungen und Verabschiedung von 

Änderungen des Gesetzes über die Straßenverkehrssicherheit. Die letztgenannten 

Änderungen beinhalten auch Anpassungen des Systems der Kfz-Steuer. Sekundäre 

Rechtsvorschriften wurden auch erlassen zu den Zulassungen für den internationalen 

Frachtverkehr und zu den Gebühren. 

Beschäftigung und Soziales: Es sind Fortschritte im Bereich Arbeitsschutz zu 

verzeichnen: Annahme des Arbeitsschutzgesetzes sowie acht zugehöriger Verordnungen. 

Wirtschaftlicher und sozialer Zusammenhalt: Der Rückstand Sloweniens beim Pro-

Kopf-BIP gegenüber der EU hat sich verringert, weil das BIP-Wachstum in Slowenien 

höher ist als der EU-Durchschnitt. Slowenien hat sich Zug um Zug das erforderliche 

Instrumentarium für den wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt erarbeitet, zum 

Beispiel durch die Verabschiedung des vorläufigen Nationalen Entwicklungsplans, die 

Einsetzung des Amts für Regionalentwicklung und dessen regionaler Zweigstellen sowie 

die Annahme verschiedener Verordnungen zur Umsetzung des Gesetzes über eine 

ausgewogene regionale Entwicklung. Das Haushaltssystem wurde verbessert durch 

Inkrafttreten des Gesetzes über die öffentlichen Finanzen und des 

Rechnungsführungsgesetzes; beide werden zu einer ordnungsgemäßen Verwaltung der 

Gemeinschaftsbeihilfen beitragen. 

Umwelt: Der Zeitplan zur Umsetzung des Besitzstands gemäß der jüngsten Neufassung 

des Nationalen Programms zur Übernahme des Besitzstands (NPAA) sieht vor, dass in 

den Jahren 2001 und 2002 die prioritären Ziele der Beitrittspartnerschaft im 

Umweltbereich zu erreichen sind. Ein Anfang wurde mit dem Ausbau der 

Verwaltungsstruktur gemacht: die Belegschaft der Umweltkontrollbehörde wurde um 

23 Mitglieder aufgestockt und die Arbeiten für die Einrichtung des Umweltamtes sind 

angelaufen. Einbeziehung anderer Politiken: der Nationale Beschäftigungspolitische 

Aktionsplan (NEAP) beinhaltet eine mittel- bis langfristige Strategie, die unterstützt wird 

durch Maßnahmen zur Integration der Umweltbelange in andere Sektoren. 

Justiz und Inneres: Die Leistungsfähigkeit der Vollzugsbehörden wurde gestärkt durch 

Neueinstellungen, Schulung und bessere Ausrüstung. Slowenien hat die Anstrengungen 

zur Bekämpfung der organisierten Kriminalität, des Frauen- und Kinderhandels, des 
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Drogenhandels und der Korruption fortgesetzt. Die Angleichung der Visagesetze und -

verfahren wurde weitergeführt. 

Steigerung der Leistungsfähigkeit der Verwaltung und der Justiz, auch im Hinblick 

auf die Verwaltung von EG-Mitteln:  Es wurden Maßnahmen getroffen zur 

Verbesserung der Arbeitsweise der Justiz, insbesondere mit dem Ziel, die Anzahl der 

anhängigen Gerichtsverfahren zu verringern. Es ist allerdings noch zu früh, um zu 

beurteilen, ob diese Maßnahme greift. Schulungen in Gemeinschaftsrecht werden in 

Ausbildungszentren erteilt. Das System der öffentlichen Finanzkontrolle befindet sich 

noch in der Ausbauphase. Die Leistungsfähigkeit im Bereich der Statistik wird Zug um 

Zug gestärkt.  

2. Nationales Programm zur Übernahme des Besitzstands 

Die slowenische Regierung hat 1999 ein mittelfristiges Nationales Programm zur 

Übernahme des Besitzstands erstellt, das die Jahre 1999 bis 2002 abdeckt. Das Programm 

wurde dem slowenischen Parlament unterbreitet, das nach der Aussprache 

Schlussfolgerungen annahm, in denen es der Regierung Anweisungen für die 

Durchführung erteilt. Das Programm wurde im Mai 1999 der Kommission vorgelegt. Es 

wurde im vorausgegangenen Regelmäßigen Bericht bewertet. 

Im April 2000 beschloss die Regierung Änderungen an dem Programm. Diese 

Änderungen ergaben sich u. a. aus den Stellungnahmen der Kommission, den von 

Slowenien in den Verhandlungen eingegangenen Verpflichtungen, dem Regelmäßigen 

Bericht 1999 und den neuen Prioritäten der Beitrittspartnerschaft. Das entsprechende 

Dokument wurde dem slowenischen Parlament zur Information vorgelegt. Im Mai 

wurden die Änderungen der Kommission übermittelt. 

Die Änderungen am NPAA folgen dem Aufbau des ursprünglichen Dokuments. Die 

Abschnitte über die politischen und die wirtschaftlichen Kriterien blieben unverändert; 

angefügt wurden jedoch Unterabschnitte über die Bekämpfung der Korruption und über 

zivile und politische Rechte. Die Kommission hatte letztes Jahr angeregt, dass diese 

Fragen eingehender behandelt werden. Das Kapitel über die Forschungs- und 

Technologieentwicklung wurde neu gefasst, um den Entwicklungen in diesem Bereich 

Rechnung zu tragen. In dem Dokument werden nur diejenigen Besitzstand-Kapitel 

abgehandelt, in denen neue Entwicklungen zu verzeichnen waren. Die Bereiche EWU, 

Industrie, Fischerei, KMU, Haushaltsreform und Finanzreform wurden deshalb 

ausgespart. Seit Vorlage des NPAA hat sich die Situation in einigen dieser Bereiche 

jedoch weiterentwickelt: dies gilt zum Beispiel für die KMU und die Industrie. Ein 

Kapitel über die Wirtschafts- und Währungsunion wurde nicht aufgenommen, obwohl 

die Kommission letztes Jahr empfohlen hatte (Regelmäßiger Bericht 1999), nähere 

Angaben zu diesem Bereich zu machen.  

Die Besitzstand-Kapitel beschreiben die Änderungen in den einzelnen Bereichen, die 

Fortschritte in der Angleichung des Rechtssystems und des institutionellen Rahmens 

sowie die Änderungen der Vorausschätzung der Haushaltsmittel und der Auslandshilfe. 

Ein gesondertes Kapitel beschreibt die zur Umsetzung des Besitzstands vorgenommenen 

administrativen Änderungen. Angefügt wurde ein neuer Abschnitt über die Schulung in 

EU-Fragen. Das Schlusskapitel über die Finanzmittel, die zur Durchführung der 

beschriebenen Maßnahmen erforderlich sind, wurde erweitert und völlig neu formuliert; 

aufgenommen wurden neue Instrumente wie ISPA und SAPARD. PHARE-Projekte und 
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andere Instrumente werden hauptsächlich in diesem Abschnitt behandelt. Die Aufnahme 

eines Kapitels über die Ausbildung und die Erweiterung des Kapitels über die 

Finanzmittel sind zu begrüßende Änderungen. 

Auch die Aktualisierung des Abschnitts über die Bekämpfung der Korruption ist 

begrüßenswert; er enthält eine Bewertung der Maßnahmen, die die Leistungsfähigkeit der 

Behörden in der Korruptionsbekämpfung stärken würden. Das Dokument informiert 

jedoch kaum darüber, welche neue Maßnahmen die Regierung vorsieht und welchen 

zeitlichen Rahmen sie hierfür ansetzt. Dieses Manko, das auch im NPAA 1999 

festzustellen war, betrifft auch andere Abschnitte des Dokuments: zum Beispiel den 

Abschnitt über die Angleichung des bestehenden Systems der staatlichen Beihilfen an die 

EG-Regelungen für staatliche Beihilfen. Der Abschnitt über den freien Kapitalverkehr 

sollte aktualisiert werden, um ihn an den von der Regierung angenommenen neuen 

Zeitplan zur weiteren Liberalisierung der Kapitalmärkte anzupassen.  

In einigen Fällen wird in dem Dokument verwiesen auf Maßnahmen, die als bereits 

beschlossen und eingeleitet bezeichnet werden, obwohl dies nicht der Fall ist (zum 

Beispiel das Gesetz über die Massenmedien und das slowenische Rundfunk- und 

Fernsehgesetz werden in einigen Tabellen als verabschiedet und umgesetzt bezeichnet). 

Die in dem Dokument vorgegebenen Prioritäten stehen im allgemeinen in Einklang mit 

den Prioritäten der Beitrittspartnerschaft, der von Slowenien in den 

Beitrittsverhandlungen vertretenen Positionen und den von Slowenien eingegangenen 

Verpflichtungen. Dem Dokument zugute gekommen wären jedoch mehr Verweise auf 

dezentrale Regierungsebenen in den einzelnen Abschnitten. 

Das Dokument informiert zwar über Zielsetzungen, enthält jedoch mitunter nur sehr vage 

Angaben zum Zeitplan für die Durchführung bestimmter Maßnahmen (zum Beispiel die 

Verabschiedung des Gesetzes über die Massenmedien) und zu den zur Erreichung der 

vorgegebenen Ziele zu treffenden kurzfristigen Maßnahmen. Auch sind die 

Informationen in einigen Teilen des Dokuments sehr dürr: zum Beispiel informiert das 

Dokument nur sehr oberflächlich über die Einrichtung von Grenzkontrollstellen für die 

Tierschutz- und Pflanzenschutzkontrolle sowie über die weitere Angleichung im Bereich 

Justiz und Inneres. 

Gemäß Haushaltsplan zur Durchführung des NPAA stammen die Mittel aus öffentlichen 

und privaten, nationalen und internationalen Quellen. Diese Information kann im Großen 

und Ganzen als ausreichend angesehen werden. 

Das Dokument würde gewinnen durch detailliertere Informationen über die 

administrative Leistungsfähigkeit in den verschiedenen Bereichen (zum Beispiel geistiges 

Eigentum, öffentlichen Beschaffungswesen, Steuersystem und Überwachung der 

finanziellen Dienstleistungen). Dies gilt auch für das ursprüngliche NPAA und wurde 

auch in der Bewertung 1999 herausgestellt. 

Das Dokument soll - zusammen mit dem NPAA - koordinierend wirken in der 

Vorbereitung Sloweniens auf die Mitgliedschaft. Diese Funktion könnte gestärkt werden 

durch eine höhere Qualität und stärkere Detaillierung der Informationen. 
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Von den Beitrittsländern ratifizierte Menschenrechtsübereinkommen, 

September 2000 

Konventionen und Protokolle BG CY CZ EE HU LV LT MT PL RO SK SV TK 

EMRK (Europäische Menschen-

rechtskonvention) 

X X X X X X X X X X X X X 

Protokoll 1 (Recht auf Eigentum 

u. a.) 

X 

 

X X X X X X X X X X X X 

Protokoll 4 (Freizügigkeit u. a.) 

 

O X X X X X X O X X X X O 

Protokoll 6 (Todesstrafe) 

 

X X X X X X X X O X X X O 

Protokoll 7 (ne bis in idem) 

 

O X X X X X X O O X X X O 

Europäisches Übereinkom-

men zur Verhütung von 

Folter 

X X X X X X X X X X X X X 

Europäische Sozialcharta 

 

O X X O X O O X X O X O X 

Europäische Sozialcharta 

(revidierte Fassung) 

X X O X O O O O O X O X O 

Zusatzprotokoll zur Europäischen 

Sozialcharta (System kollektiver 

Beschwerden) 

O X O O O O O O O O O O O 

Rahmenübereinkommen 

zum Schutz nationaler Min-

derheiten 

X X X X X O X X O X X X O 

ICCPR (Internationaler Pakt über 

bürgerliche und politische Rechte) 

X X X X X X X X X X X X O 

Fakultativprotokoll zum ICCPR 

(Recht auf individuelle Kom-

munikation) 

X X X X X X X X X X X X O 

Zweites Fakultativprotokoll zum 

ICCPR (Abschaffung der 

Todesstrafe) 

X X O O X O O X O X X X O 

ICESCR (Internationaler Pakt 

über wirtschaftliche, soziale und 

kulturelle Rechte) 

X X X X X X X X X X X X O 

CAT (Übereinkommen gegen 

Folter) 

X X X X X X X X X X X X X 

CERD (Übereinkommen zur 

Beseitigung jeder Form von 

Rassendiskriminierung) 

X X X X X X X X X X X X O 

CEDAW (Übereinkommen zur 

Beseitigung jeder Form von 

Diskriminierung der Frau) 

X X X    X X X   X X X X X X X 

CRC (Übereinkommen über die 

Rechte des Kindes) 

X X X X X X X X X X X X X 

X =  ratifiziert 

O =  nicht ratifiziert 

BG = Bulgarien; CY = Zypern; CZ = Tschechische Republik; EE = Estland; HU = Ungarn; LV = Lettland; 

LIT = Litauen; MT = Malta; PL = Polen; RO = Rumänien; SK = Slowakei; SV = Slowenien; TK = Türkei
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Statistische Daten 
      

 1995 1996 1997 1998 1999  

Basisdaten in 1000  

Einwohner (Durchschnitt) 1.988 1.991 1.987 1.983 1.986  

 in km2  

Gesamtfläche 20.273 20.273 20.273 20.273 20.273  

       

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen in Mrd. SIT  

Bruttoinlandsprodukt in jeweiligen Preisen 2.221 2.555 2.907 3.254 3.637  

 in Mrd. ECU/Euro  

Bruttoinlandsprodukt in jeweiligen Preisen 14,3 14,9 16,1 17,5 18,7  

 in ECU/Euro  

Bruttoinlandsprodukt  je Einwohner
17

 in jeweiligen Preisen 7.200 7.500 8.100 8.800 9.400   

 Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %  

Bruttoinlandsprodukt in konstanten Preisen (in Landeswährung) 4,1 3,5 4,6 3,8 4,9  

 in Kaufkraftstandards  

Bruttoinlandsprodukt  je Einwohner
18

 in jeweiligen Preisen 11.324 12.185 13.246 13.908 14.964  

       

Produktionsstruktur in % der Bruttowertschöpfung
19

   

   - Landwirtschaft 4,5 4,4 4,2 4,1 3,6  

   - Industrie (ohne Baugewerbe) 32,6 32,0 31,8 32,0 31,4  

   - Baugewerbe 5,0 5,6 5,6 5,6 6,1  

   - Dienstleistungen 57,9 58,0 58,4 58,3 58,9  

       

Ausgabenstruktur in % des Bruttoinlandsprodukts  

   - Konsumausgaben 78,3 77,5 77,0 75,9 76,0  

             - der privaten Haushalte und der privaten Organisationen ohne 
Erwerbszweck 

58,1 57,3 56,5 55,5 55,4  

             - des Staates 20,2 20,2 20,5 20,4 20,6  

   - Bruttoanlageinvestitionen 21,4 22,6 23,5 24,6 26,9  

   - Vorratsveränderungen
20

 1,9 0,8 0,7 1,0 1,1   

   - Exporte 55,2 55,6 57,1 56,6 52,7  

   - Importe 56,8 56,5 58,3 58,1 56,7  

       

Inflationsrate Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %  

Verbraucherpreisindex
21

 13,5 9,9 8,3 7,9 6,1   

       

Zahlungsbilanz
22

 in Mio. ECU/Euro   

                                                 
17 Die Zahlen wurden anhand der Bevölkerungsdaten aus den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen errechnet. Diese können von 

den Werten abweichen, die in den Bevölkerungsstatistiken verwendet werden. 
18 Die Zahlen wurden anhand der Bevölkerungsdaten aus den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen errechnet. Diese können von 

den Werten abweichen, die in den Bevölkerungsstatistiken verwendet werden. 
19 Einschließlich FISIM. 
20 Diese Zahlen beinhalten eigentliche Vorratsveränderungen, Nettozugänge an Wertsachen sowie statistische Diskrepanzen zwischen 

dem BIP und seinen Ausgabenkomponenten. 
21 Änderungen in der Methode: PROXY HVPI seit 1996 (vgl. Hinweise zur Methodik). 
22 Angaben für 1999: nationale Quelle, außer für die Ein- und Ausfuhren von Waren und staatliche Transfers (Quelle: IWF). 
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   -Leistungsbilanz -18 13 26 -3 -545  

   -Handelsbilanzsaldo -729 -695 -699 -691 -1.068  

      Warenexporte 6.384 6.593 7.414 8.113 8.077  

      Warenimporte 7.114 7.288 8.113 8.804 9.162  

   -Dienstleistungen, netto 482 542 534 458 343  

   -Einkommen, netto 161 117 114 130 84  

   -Laufende Transfers, netto 70 49 76 100 113  

      -darunter: staatliche Transfers -63 -62 -58 -75 -79  

   -FDI-Zuflüsse, netto 235 210 414 178 78  

       

Öffentliche Finanzen in % des Bruttoinlandsprodukts  

Defizit/Überschuss des Staates 0,0 0,3 -1,2 -0,8 -0,6   
       

Finanzindikatoren in % des Bruttoinlandsprodukts  

Bruttoauslandsverschuldung der Volkswirtschaft 10,98 19,08 19,06 20,31 28.46 E  

 in % der Ausfuhren  

Bruttoauslandsverschuldung der Volkswirtschaft 19,89 34,33 33,36 35,90 54.05 E  

Geldmenge in Mrd. ECU/Euro  

   - M1 1,2 1,3 1,4 1,8 2,0  

   - M2 5,7 4,2 5,4 6,7 7,1  

Kreditgewährung insgesamt 4,8 5,1 5,5 6,7 7,8  

Durchschnittliche kurzfristige Zinssätze in % pro Jahr  

   - Ausleihesatz 24,8 23,7 21,3 17,3 14,2  

   - Einlagensatz 15,3 15,1 13,2 10,5 7,2  

ECU-Wechselkurse (1 ECU/Euro = ... SIT)  

   - Durchschnitt des Zeitraums 154,9 171,8 181,0 186,0 194,5  

   - Ende des Zeitraums 165,6 177,3 186,8 188,8 198,9  

 1995=100  

   - Index des effektiven Wechselkurses 100,0 89,9 84,8 82,5 78,0  

Währungsreserven in Mio. ECU/Euro  

   -Währungsreserven (einschl. Gold) 1.386 1.834 3.002 3.119 3.154  

   -Währungsreserven (ohne Gold) 1.385 1.833 3.002 3.119 3.153  

       

Außenhandel in Mio. ECU/Euro  

Handelsbilanzsaldo -891 -884 -873 -949 -1.320  

Exporte 6.353 6.553 7.389 8.065 8.002  

Importe 7.244 7.437 8.262 9.014 9.322  

 Vorjahr = 100  

Terms of Trade 103,5 101,9 99,8 102,5 99,6P  

 in % des Gesamtwertes  

Exporte nach EG-15 67,0 64,6 63,6 65,5 66,0P  

Importe aus EG-15 68,8 67,5 67,4 69,4 68,6P  
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Bevölkerung je 1000 Einwohner  

Natürliche Wachstumsziffer 0,0 0,0 -0,4 -0,6 -0,5  P  

Nettowanderungsziffer (bereinigt) 0,4 -1,7 -0,7 -2,7 5,2  P  

 je 1000 Lebendgeburten  

Säuglingssterbeziffer 5,5 4,7 5,2 5,2 5,1 E  

Lebenserwartung: bei Geburt  

                          Männer 70,3 70,8 71 71,1 :  

                          Frauen 77,8 78,3 78,6 78,7 :  

       

Arbeitsmarkt (IAO-Methodik) in % der Erwerbspersonen  

Erwerbsquote 58,7 57,6 59,5 59,4 57,9  

Arbeitslosenquote, insgesamt 7,4 7,3 7,4 7,9 7,6  

Arbeitslosenquote von Personen < 25 Jahre 18,8 18,8 17,6 18,6 18,1  

Arbeitslosenquote von Personen >= 25 Jahre 5,6 5,6 5,6 6,1 6,0  

Durchschnittliche Beschäftigung nach NACE-Positionen
23

 in % des Gesamtwertes   

   - Land- und Forstwirtschaft 10,4 10,1 12,7 11,5 10,2  

   - Industrie (ohne Baugewerbe) 37,9 36,7 34,2 33,7 32,8  

   - Baugewerbe 5,1 5,4 5,8 5,6 5,3  

   - Dienstleistungen 46,5 47,8 47,2 49,3 51,3  

       

Infrastruktur in km je 1000 km²  

Eisenbahnnetz 59 59 59 59 59  

 in km  

Länge der Autobahnen 293 310 330 369 399  

       

Industrie und Landwirtschaft Vorjahr = 100  

Volumenindizes der Industrieproduktion 102,0 101,0 101,0 103,7 99,5  

Volumenindizes der Bruttoagrarproduktion 99,9 100,7 98,8 102,5 97,6  

       

Lebensstandard je 1000 Einwohner  

Personenkraftwagen 352 365 385 402 418  

Telefonanschlüsse 309 333 357 389 396  

Internetanschlüsse
24

 : : : 9,85 :   

P = vorläufig; E = geschätzt       

                                                 
23 Angaben für 1995-1996 geschätzt. 
24 Quelle: Vereinte Nationen. 
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Hinweise zur Methodik 

Inflation 

Verbraucherpreisindex: Die EU-Staaten haben im Rahmen der Vorbereitungen auf die 

gemeinsame Währung einen neuen Verbraucherpreisindex erstellt, um die 

Verpflichtungen aus dem EG-Vertrag zu erfüllen. Die Verbraucherpreisindizes sollten 

Vergleiche zwischen den Mitgliedstaaten zulassen. Die wichtigste Aufgabe war die 

Harmonisierung der Methoden und des Erfassungsbereichs. So entstand der 

Harmonisierte Verbraucherpreisindex (HVPI). Die Bewerberländer haben ein ähnliches 

Projekt begonnen. Im Hinblick auf die Erweiterung muss ihre Wirtschaftsleistung 

ebenfalls anhand vergleichbarer Indizes bewertet werden. Bei der Anpassung an die 

neuen Bestimmungen wurden bereits Fortschritte erzielt. Seit Januar 1999 melden die 

Beitrittsländer Eurostat monatlich "Proxy-HVPI", die auf den einzelstaatlichen VPI 

basieren, aber an den Erfassungsbereich der HVPI angepasst wurden. Seit 1996 

entstammen die in den Tabellen verwendeten Zahlen diesen Proxy-HVPI. Zuverlässige 

und vergleichbare HVPI dürften in den Bewerberländern ab Januar 2001 vorliegen. 

Finanzindikatoren 

Angaben zu den Quellen: 

Defizit/Überschuss des Staates: Die Bewerberländer können derzeit keine zuverlässigen 

Angaben auf der Grundlage der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen vorlegen. 

Eurostat arbeitet eng mit diesen Ländern zusammen, um diese Statistiken zu verbessern. 

Mangels zuverlässiger Daten wird das Defizit/der Überschuss des Staates 

näherungsweise aus dem “Government Finance Statistics Yearbook“ des IWF abgeleitet 

(siehe Erläuterung im Folgenden). 

Bruttoauslandsverschuldung: Die Angaben wurden der OECD-Veröffentlichung 

"External Debt Statistics" entnommen. Die Angaben für 1999 sind geschätzt. 

Amtliche Währungsreserven, Geldmenge, Zinssätze und effektive Wechselkurse: Nach 

Möglichkeit wird der Eurostat-Meldebogen für Beitrittsländer verwendet. Sofern dieser 

Fragebogen nicht verwendet werden konnte, wurde die IWF-Veröffentlichung 

"International Financial Statistics" als Quelle herangezogen. 

Wechselkurse des ECU (Euro): Für die ECU-Wechselkurse werden Daten der 

Europäischen Kommission, für die Euro-Wechselkurse Daten der Europäischen 

Zentralbank verwendet. 

Angaben zur Methodik: 

Defizit/Überschuss des Staates: Wird in Annäherung an die Definition der 

Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen anhand von Daten berechnet, die auf der 

Methodik der "Government Finance Statistics" (GFS) des IWF basieren. Das Defizit/den 

Überschuss des Staates erhält man, indem man das konsolidierte Defizit/den 

konsolidierten Überschuss des Zentralstaates (dieser Wert betrifft in der Regel auch 

einige nicht im Haushaltsplan aufgeführte Einrichtungen) zum Defizit/Überschuss der 

lokalen Gebietskörperschaften (Gemeinden) hinzurechnet. Der Gesamtwert wird um den 

Finanzierungssaldo für spezielle Politiken, eine Finanzierungsposition der 
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Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen, bereinigt. Ausschlaggebend für die GFS-

Daten ist der Zahlungszeitpunkt. 

Bruttoauslandsverschuldung: Es handelt sich um die Verschuldung der Volkswirtschaft; 

sowohl kurz- wie auch langfristige Verbindlichkeiten sind berücksichtigt. 

Vereinbarungsgemäß werden die ausstehenden Verbindlichkeiten zu den Wechselkursen 

zum Jahresende von US-Dollar in ECU umgerechnet, das BIP jedoch zu 

durchschnittlichen jährlichen Wechselkursen. Für das Verhältnis der 

Bruttoauslandsverschuldung zu den Ausfuhren wird die Definition der 

Volkwirtschaftlichen Gesamtrechnungen für die Ausfuhr von Waren und 

Dienstleistungen herangezogen. 

Geldmenge: Angegeben sind die Bestände zum Jahresende. M1 umfasst das im Umlauf 

befindliche Bargeld sowie Sichteinlagen bei Banken. M2 umfasst M1 sowie Spareinlagen 

und sonstige kurzfristige Forderungen gegenüber Banken. Bei der Kreditgewährung 

insgesamt handelt es sich um die inländische Kreditgewährung an den Staat (ohne 

Einlagen, einschließlich nichtfinanzielle öffentliche Unternehmen), an den privaten 

nichtfinanziellen Sektor sowie an sonstige nichtgeldschöpfende Finanzinstitute.  

Zinssätze: jährliche Durchschnittssätze. Bei den Ausleihesätzen handelt es sich um den 

Durchschnittssatz auf Darlehen der meldenden Banken, bei den Einlagensätzen um die 

durchschnittlichen Sätze auf Sicht- und Termineinlagen. 

Wechselkurse: ECU-Wechselkurse sind die der Kommission offiziell bis zum 1. Januar 

1999, d. h. bis zu dem Zeitpunkt, an dem der ECU durch den Euro ersetzt wurde, 

mitgeteilten Kurse. Die Euro-Wechselkurse sind, soweit vorhanden, die Referenzkurse 

der Europäischen Zentralbank. Der (nominale) Index des effektiven Wechselkurses ist 

nach den wichtigsten Handelspartnern gewichtet, wobei Dezember 1995 als 

Basiszeitraum verwendet wird (jährlicher Durchschnitt).  

Währungsreserven: Angegeben sind die Bestände zum Jahresende. Die 

Währungsreserven sind definiert als die Summe der Gold- und Devisenbestände der 

Zentralbank sowie der sonstigen (Brutto-)Forderungen gegenüber Gebietsfremden. Die 

Goldbestände werden zum Marktpreis zum Jahresende bewertet. 

Außenhandel 

Importe und Exporte (jeweilige Preise): Die Daten basieren auf dem System des 

Spezialhandels (erweiterte Definition) gemäß der Definition des statistischen Amts der 

Vereinten Nationen IMTSCD. Der statistische Wert basiert auf dem Zollwert, d: h. auf 

dem Transaktionswert der Ware. Der Rechnungswert wird an der slowenischen Grenze 

umgerechnet, indem die Kosten für Transport, Ein- und Ausladen sowie Versicherungen 

je nach den vertraglichen Lieferbedingungen ganz oder teilweise addiert oder subtrahiert 

werden. Der statistische Wert ausgeführter Waren entspricht somit der Bewertung nach 

fob (die Kosten des Transports bis zur Grenze trägt der Verkäufer), die des statistischen 

Werts eingeführter Waren ist eine Bewertung nach cif (der Käufer trägt die übrigen 

Kosten). Die solchermaßen ermittelten statistischen Werte ausgeführter und eingeführter 

Waren werden danach in ECU/Euro umgerechnet, und zwar zum durchschnittlichen 

Wechselkurs für den jeweiligen Zeitraum. Die Wechselkursangaben stammen von der 

Europäischen Zentralbank. 
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Als Anfang 1996 das neue Zollrecht (neues Zollgesetz, Einheitspapier und Kombinierte 

Nomenklatur) in Kraft trat, mussten die Methodik und die EDV-Verfahren für die 

Außenhandelsstatistiken angepasst werden. Dennoch ist auf höheren Aggregationsebenen 

die Vergleichbarkeit zwischen den Daten von vor und von nach 1996 gewährleistet. 

Terms of Trade: Die Terms of trade (Austauschverhältnis) sind das Verhältnis des 

Preisindex für Ausfuhren zum Preisindex für Einfuhren. Die Indizes werden nach der 

Durchschnittswertmethode (Fisher-Index) aus den Werten der Wareneinfuhren und 

-ausfuhren in US-Dollar berechnet. Veredelungsgeschäfte sind nicht erfasst. 

Importe aus und Exporte nach EG-15: von der Republik Slowenien gemeldete Daten.  

Bevölkerung 

Nettowanderungsziffer: Die (von Eurostat neu berechnete) rohe Nettowanderungsziffer 

für das Jahr X ergibt sich aus: Bevölkerung (X+1) - Bevölkerung (X) - Sterbefälle (X) + 

Geburten (X). Dabei wird angenommen, dass jede Änderung in der Bevölkerungszahl, 

die nicht auf Geburten und Sterbefälle zurückzuführen ist, durch Zu- und Abwanderung 

bedingt ist. Dieser Indikator beinhaltet daher auch administrative Korrekturen (sowie 

Vorausschätzungsfehler, wenn die Gesamtbevölkerungszahl auf Schätzungen beruht, 

Geburten und Sterbefälle hingegen auf Registern). Die Werte sind so konsistenter. 

Zudem sind die Unterschiede zwischen den rohen Nettowanderungsziffern, die von den 

Ländern gemeldet werden, und den von Eurostat berechneten Werten größtenteils darauf 

zurückzuführen, dass die Wanderungsströme nicht in vollem Ausmaß oder verspätet 

gemeldet werden. 

Erwerbsbevölkerung 

Erwerbsquote (IAO-Methodik): Die Quote wurde aus der Arbeitskräfteerhebung 

abgeleitet, die unter Berücksichtigung der folgenden IAO-Definitionen und -

Empfehlungen durchgeführt wurde: 

 Erwerbsbevölkerung: Erwerbstätige und Arbeitslose (gemäß der IAO-Definitionen).  

 Erwerbstätige: Alle Personen ab 15 Jahren, die im Bezugszeitraum mindestens 1 

Stunde als Arbeitnehmer, Unternehmer, Mitglieder von Genossenschaften oder 

Familienarbeitskräfte gearbeitet und dafür Lohn, Gehalt oder eine sonstige Vergütung 

erhalten haben.  

 Arbeitslose: Alle Personen ab 15 Jahren, die alle drei Bedingungen der IAO-Definition 

für die Einstufung als arbeitslos erfüllen: 

– Sie haben keine Arbeit. 

– Sie suchen aktiv nach Arbeit. 

– Sie sind bereit, innerhalb von 14 Tagen eine Arbeit aufzunehmen.  

In der Arbeitskräfteerhebung nicht erfasst sind Wehrdienstleistende sowie Personen, die 

in nicht in privaten, sondern sogenannten Anstaltshaushalten leben. Zeitweise beurlaubte 

Arbeitnehmer und Personen im Mutterschutzurlaub werden den Erwerbstätigen 
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zugerechnet. Bis zum ersten Vierteljahr 1997 wurde die Arbeitskräfteerhebung jährlich 

durchgeführt, vom zweiten Vierteljahr 1997 an vierteljährlich. 

Arbeitslosenquote (IAO-Methodik): Prozentsatz der Arbeitslosen. 

Die Quote wurde aus der Arbeitskräfteerhebung abgeleitet, die unter Berücksichtigung der 

IAO-Definitionen und -Empfehlungen (siehe oben) durchgeführt wurde. 

Durchschnittliche Beschäftigung nach NACE-Positionen (Arbeitskräfteerhebung): Dieser 

Indikator wurde aus der Arbeitskräfteerhebung abgeleitet, die unter Berücksichtigung der 

IAO-Definitionen und -Empfehlungen durchgeführt wurde. 

Infrastruktur 

Eisenbahnnetz: Alle Eisenbahnstrecken in einem gegebenen Gebiet. Ausgeschlossen sind 

Abschnitte von Straßen oder Wasserstraßen, auch wenn Eisenbahnfahrzeuge darauf 

befördert werden, z. B. nach Verladen auf Anhänger oder Fähren. Ausgeschlossen sind 

ferner Eisenbahnstrecken, die nur während der Feriensaison betrieben werden, sowie 

Eisenbahnstrecken, die ausschließlich bergbaulichen, land- und forstwirtschaftlichen oder 

industriellen Zwecken dienen und nicht dem öffentlichen Verkehr zur Verfügung stehen. 

Den Daten liegen die Konstruktionslängen der Eisenbahnstrecken zugrunde. 

Länge der Autobahnen: Eine Autobahn ist eine speziell für den Kraftverkehr ausgelegte 

Straße ohne Zugang zu angrenzenden Grundstücken, die: 

(a) außer an besonderen Stellen oder vorübergehend, getrennte Fahrbahnen für beide 

Verkehrsrichtungen hat, die entweder durch einen unbefahrbaren Mittelstreifen oder 

in Ausnahmefällen anderweitig getrennt sind; 

(b) keine niveaugleichen Straßen, Gleise oder Gehwege kreuzt; 

(c) speziell als Autobahn beschildert und besonderen Klassen von Kraftfahrzeugen 

vorbehalten ist. 

Eingeschlossen sind Auffahrten und Ausfahrten, unabhängig vom Aufstellungsort der 

Hinweisschilder. Stadtautobahnen sind ebenfalls eingeschlossen. 

Industrie und Landwirtschaft 

Volumenindizes der Industrieproduktion: Der Index der Industrieproduktion erfasst die 

Unternehmen mit mindestens 10 Beschäftigten, jedoch nicht die 

Wasserversorgungsunternehmen. 

Volumenindizes der Bruttoagrarproduktion: Die Indizes werden anhand der Daten über 

die pflanzliche und die tierische Erzeugung sowie anhand des gleitenden 

Dreijahresmittels der durchschnittlichen Einkaufspreise berechnet. 

Lebensstandard 

Zahl der Kraftwagen: Personenkraftwagen: Kraftfahrzeuge außer Motorrädern, die für die 

Personenbeförderung vorgesehen sind und bis zu 9 Personen (einschließlich Fahrer) 

Sitzplätze bieten. 
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Der Begriff „Personenkraftwagen" schließt daher Kleinkraftwagen (für die kein 

Führerschein erforderlich ist) sowie Taxis und Mietwagen ein, sofern sie weniger als 10 

Sitzplätze haben. Hierunter können auch Kleinlastwagen (Pick-up trucks) fallen. 

Telefonanschlüsse: Ausgeschlossen sind Mobilfunkteilnehmer. 

Quellen 

Gesamtfläche, Außenhandel, Arbeitsmarkt, Infrastruktur, Bevölkerung, Industrie und 

Landwirtschaft, Lebensstandard (außer Internetanschlüsse): nationale Quellen. 

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen, Inflationsrate, Zahlungsbilanz, öffentliche 

Finanzen, Finanzindikatoren: Eurostat. 


